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Einleitung
Andrea Komlosy/Irene Stacher

Wer vom informellen Sektor spricht, ori-
entiert sich offenkundig an der höheren 
Bezahlung und dem größeren Ausmaß an 
gesetzlicher Regulierung in einem formellen 
Bereich der Wirtschaft. Der unterbezahlte 
Sektor muß jedoch nicht nur von besser 
bezahlten, sozial abgesicherten Bereichen 
unterschieden werden, sondern auch von 
unbezahlten Tätigkeiten, die als Haus- und 
Subsistenzarbeiten für das direkte Überleben 
geleistet werden.

Theoretische Implikationen

Lange Zeit unterstützten Modernisierungs- 
und Stadientheorien die Annahme, dass 
sich die geregelte Lohnarbeit, die sich in 
den westlichen Industrieländern im 19. 
Jahrhundert verbreitet hat, verallgemeinern 
werde. Die Auf fassung einer langsamen, 
durch Entwick lungspolitik beschleunigbaren 
Diffusion des westlichen Fortschrittsmodells 
hielt der Realität in den Peripherien des ka-
pitalistischen Weltsystems indes nicht stand. 
Periphere Regionen zeichnen sich statt dessen 
durch eine Spaltung der Gesellschaft aus. Im 
Zentrum steht ein formeller Kern, oft auch als 
moderner Sektor bezeichnet, den wir uns als 
kleine weltmarktbezogene Enklaven (Export-
landwirtschaft, Bergbau, große Häfen, Pro-
duktionsstätten multinationaler Unternehmen, 
freie Produktionszonen …) vorstellen können. 
Zunächst dominierte hier die Zwangsarbeit, 
u. a. von importierten Sklaven, seit dem 19. 
Jahrhundert fand jedoch eine Ausweitung 
der Lohnarbeit statt. Dieser Kern war immer 

von einem informellen Bereich umgeben, der 
ein breites Feld von prekären Existenzen und 
unterbezahlten Zulieferern umfasste; heute 
liegt hier in vielen Dritte Welt-Ländern der 
expandierende Sektor der Gesellschaft. Er 
ist mehr oder weniger eingebettet in einen 
Sub sis tenz bereich, der zwar nicht eigenstän-
dig existieren kann, weil die Menschen auf 
Geldeinkommen angewiesen sind, der aber 
die Versorgung der Arbeitskräfte im formellen 
und informellen Bereich gewährleistet. Wo 
dafür die Grundlagen fehlen, herrscht Hun-
ger. Alle drei Bereiche sind eng aufeinander 
bezogen.

Durch Kauf von Waren oder Auslagerung von 
Tätigkeiten in den informellen Bereich spart der 
Unternehmer bei den Kosten. Der Konsument 
kauft billiger ein, was indirekt ebenfalls dem 
Unternehmer zugute kommt. Wie können die 
Menschen im informellen Sek tor die niedrigen 
Löhne verkraften? Sie tun es, indem sie ihr 
Überleben auf mehrere Erwerbsstandbeine 
stellen und niedriges Geldeinkommen durch 
ein Mehr an Arbeitseinsatz und Selbstversor-
gungsleistungen ausgleichen. ArbeiterInnen 
im formellen wie im informellen Sektor hän-
gen also immer an Personen, die ihr Überleben 
durch unbezahlte Arbeit gewährleisten. Die 
Zusammensetzung von Arbeitsverhältnissen 
nimmt zeitlich und räumlich unterschied-
liche Formen an, sodass sich Erscheinung, 
Struktur, Umfang und Verteilung von be-
zahlter, unterbezahlter und unbezahlter 
Arbeit ändern, nicht aber die Tatsache ihres 
Zusammenwirkens selbst.

Informalität als Regel, 
nicht als Ausnahme

Vor 1950 stellten dauerhafte geregelte Er werbs-
arbeit, Massenkaufkraft und garantierte 
soziale Absicherung weder in den westlichen 
Industrieländern – und schon gar nicht in 
Osteuropa – ein Modell dar, das für die Mehr-
heit der Bevölkerung Gültigkeit besaß. Was in 
den USA unter den Stichworten von Fordis-
mus und New Deal in der Zwischenkriegszeit 
seinen Anfang nahm und nach dem Krieg 
in Westeuropa unter sozialdemokratisch-
keynesianischen und in Osteuropa unter 
realsozialistisch-entwicklungsdiktato ri-
schen Vorzeichen perfektioniert wurde, ist 
historisch gesehen eine außergewöhnliche 
Erscheinung. Erklärungsbedürftig sind weni-
ger ihre Auflösungs- als ihre Existenzbedin-
gun gen. 

Hinter dem zunächst abstrakten Begriff des informellen Sek-
tors versammelt sich eine bunte Mischung sozialer Phänomene. 

Gemeinsam ist den so unterschiedlichen Arbeitsverhältnissen das 
Fehlen allgemein gültiger, institutioneller, meist staatlich garan-

tierter Regulierungen in Bezug auf Arbeitsrecht, Arbeitsschutz, so-
ziale Absicherung, gewerkschaftliche Organisierung, Ausbildung, 
Wettbewerbsregeln und Besteuerung. Informali sierung bedeutet 

die Auslagerung von Arbeiten in ungeregelte Bereiche, um Einspa-
rungen bei Abgaben, Löhnen und indirekten Lohnbestandteilen 

zu erzielen. Aus der Sicht der Marginalisierten, die anderswo keine 
Arbeit finden, stellt sie eine Überlebensstrategie dar.
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Gehen wir davon aus, dass die kapitalisti-
sche Produktionsweise auf der gleichzeitigen 
Existenz von Arbeitsverhältnissen beruht, 
die sich regional und sektoral hinsichtlich 
Bezahlung und sozialer Absicherung unter-
scheiden, so stellt der informelle Sektor eine 
Grundkonstante kapitalistischer Rationalität 
dar. In den westlichen Industrieländern setz-
te in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
allmählich ein Prozess ein, der informelle 
zugunsten der formellen, abgesicherten 
Lohnarbeit aus dem Blick geraten ließ. Weil 
expandierende Märkte höhere Löhne und 
Nachfrage auch seitens der Lohnar bei ter-
Innen erforderten, weil die Anforderungen 
der technischen Entwicklung mehr soziale 
Sicherheit, höhere Qualifikation und grö-
ßere Stabilität der Beschäftigung notwendig 
erschienen ließen und das Zugeständnis ge-
werkschaftlicher und demokratischer Rechte 
politische Ruhe im Staat verhieß, kam es in 
den entwickelten Industriestaaten Ende des 
19. Jahrhunderts zur Einführung von Arbeits-
schutzgesetzen und staatlicher Sozialpolitik. 
Nicht erkannt wurde, dass ungesicherte, 
prekäre Arbeitsverhältnisse keineswegs 
weniger, sondern lediglich in ferne Weltre-
gionen abgeschoben wurden, die als billige 
Rohstofflieferanten in die internationale 
Arbeitsteilung eingebunden waren. Wenn 
die Proletarisierung so an Terrain gewann, 
galt sie selbst in den Zentren der Weltwirtschaft 
niemals für alle Menschen. Ungeregelte Arbeit 
beschränkte sich jedoch zunehmend auf jene 
Tätigkeiten, die im Haushalt als unbezahlte 
Überlebensarbeit geleistet, von der Öffentlich-
keit aber immer weniger als gesellschaftlich 
notwendige Arbeit anerkannt wurde.

Die Rückkehr der Informalität 
in die Zentren

Das Jahrhundert der sozialen Regulierung, 
das mit den Sozialgesetzen der 1880er Jahre 
begann und seinen Höhepunkt in der wohl-
fahrtsstaatlich abgesicherten Massenbe schäf-
tigung der Nachkriegszeit fand, gehört seit 
den 1990er Jahren bereits zur Geschichte. 
Neuer dings ist eine Rückkehr der In for malität 
in die Zentren zu beobachten, die sich unter 
dem Motto von Flexibilisierung und Deregu-
lierung in Form von Teilzeitjobs, Leih- und 
Kontraktarbeit ausbreiten.

Die Ursachen für das Abgehen von Voll-
beschäftigung und Massenkonsum liegen 
darin, daß der Wiederaufbauzyklus nach dem 
Krieg um 1970 an seine Grenzen gestoßen 
ist. Strategien zur Überwindung der Krise des 
Kapitalismus stellten Rationalisierung und 
Neue Internationale Arbeitsteilung dar: um 
Produktionskosten zu senken, wird im Zeital-
ter der Globalisierung die digitale Revolution 
vorangetrieben. Investiert wird jeweils dort, wo 
die Produktionsbedingungen am günstigsten 
sind. Auf diese Art und Weise entstand ein welt-
weiter Konkurrenzdruck, der auch in den In-
dustrieländern der In formalisierung Vorschub 
leistete. Die Zunahme der Arbeitslosigkeit, die 
Ausbreitung ungeregelter Arbeitsverhältnisse, 
das Anwachsen der Kluft zwischen hohen und 
niedrigen Einkommen führte zu einer für viele 
überraschenden Hetero geni sierung und Pola-
risierung der Gesellschaft. Diese schafft unter 
den neuen urbanen Schichten Nachfrage nach 
individuellen Dienstleistungen, Spezialproduk-
ten, Einzelanferti gungen und kleinen Serien, 
die bestens unter informellen Bedingungen 
hergestellt werden können. Großkonzerne 
betreiben den Abbau von Stammbelegschaf-
ten und die Auslagerung von immer mehr 
Produktionsschritten an einen abgestuften 
Kreis von flexiblen, billigen, just-in-time ab-
rufbare Sub unternehmern. Die gesellschaft-

Auf den ersten Blick mögen eine Heimstrickerin in Istanbul, ein Pizzazusteller in New York,  ein 
Trio von Ersatzteilmechanikern in Tokio oder Moskau und eine geringfügig beschäftigte Auftrag-
nehmerin eines Call Centers in Salzburg kaum etwas gemeinsam haben. Der Schein trügt. Wenn 
ihre Arbeitsverhältnisse ungeregelt und sozialrechtlich nicht abgesichert sind, wenn die Löhne bei 
gleichem Arbeitseinsatz unter jenen regulär beschäftigter LohnarbeiterInnen liegen, können sie 
alle als Angehörige des informellen Sektors betrachtet werden. In Entwicklungsländern tritt uns 
informelle Tätigkeit in Form von Wander- und Gelegenheitsarbeit, Straßenhandel, verschiedenen 
Dienstleistungen, aber auch als Arbeit im Produktionsbereich entgegen, die über Subunternehmer 
verteilt wird. In den Industrieländern sind darunter neben den traditionellen Bereichen der Schwarz- 
und Schattenarbeit im Zuge der Deregulierungen der letzten Jahre zahlreiche neue Bereiche prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse entstanden, etwa durch die Auslagerung von Konzernproduktionen an 
Zulieferer, Formen neuer Selbständigkeit, geringfügige Beschäftigungen, Leih- oder neue Heimarbeit. 
Ein breites Anschauungsfeld für informelle Tätigkeiten bietet Osteuropa. Sie sind hier besonders weit 
verbreitet, weil die Auflösung der alten staatlichen Regulierungen ein Vakuum hinterlassen hat, 
das weitgehend regellos ist.
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liche Polarisierung erhöht gleich zeitig die 
Bereitschaft, dass Menschen diese informa li-
sierten Arbeiten auch tatsächlich annehmen.

Die vorliegenden Beiträge geben Einblick 
in das breite Spektrum von Erscheinungs-
formen, in denen informelle Arbeitstätigkeit 
in verschiedenen Weltregionen auftreten. 
Sie verstehen sich als Ergänzung zu einem 
einführenden Reader zum gleichen Thema, 
der 1997 unter dem Titel „Ungeregelt und 
unterbezahlt. Der informelle Sektor in der 
Weltwirtschaft“ in der Reihe Historische 
Sozialkunde/Internationale Entwicklung 
als Be gleitband zu einer Ringvorlesung an 
der Universität Wien erschienen ist (siehe 
S. 12 der FD-Beilage). Die Fortführung 
dieser Ring vorlesung in Wien und Graz 
im Studienjahr 1999/2000 bot den Anlass 
für die aktuelle Publikation. Den Einstieg 
bilden zwei Beiträge von Eva Angerler und 
Wolfram Manzenreiter, in denen die Heraus-
bildung von informellen Sektoren anhand 
der Entwicklung von Leih- und Teilzeitarbeit, 
Sub contracting, Tele wor king, befristeten 
Arbeitsverträgen und abhängiger Selbststän-
digkeit in Österreich und in Japan dargestellt 
werden. Trotz der unterschiedlichen indu-
striellen Traditionen und der großen sozio-
ökonomischen und kulturellen Unterschiede 
zwischen dem ostasiatischen Marktleader und 
dem zentraleuropäischen Kleinstaat springen 
die Parallelen beim Einsatz flexibler, ungesi-
cherter Arbeitsverhältnisse zur Aufweichung  
bestehender Arbeitsrechte und der Senkung 
von Lohnkosten ins Auge. Ebenfalls in den 
entwickelten Industriestaaten angesiedelt ist 
die Darstellung der illegalen Erwerbstätigkeit 
von AusländerInnen in Wien (Walter Rohn). 
Keineswegs soll diese dazu beitragen, die 
Existenz von informellen Sektoren ursächlich 
mit kriminellen Aktivitäten (z. B. Drogen, 
Waffen) oder mit der Zuwanderung von 
Aus länder In nen in Verbindung zu bringen. 
Wie das japanische Beispiel zeigt, kann der 
informelle Sektor ganz ohne ImmigrantInnen 
auskommen. Andererseits stellen Immigrant-
Innen eine bevorzugte Quelle dar, informelle 
Arbeitsmärkte zu speisen, und dies umso 
mehr, wenn sich diese aufgrund fehlender 
Aufenthalts- oder Be schäftigungsbewilli-
gun gen gezwungen sehen, ihren Unterhalt 
im Schatten der Legalität zu verdienen. Die 
beiden Fallbeispiele aus der Dritten Welt 
sind in Kenya (Beat Sottas) und in Mexiko 
(Veronika Benn holdt-Thom sen) angesiedelt. 
Sie befassen sich nicht mit den prekären 
Überlebensstrategien in den urbanen und 

ökonomischen Zentren, die das gängige Bild 
des informellen Sektors bestimmen, sondern 
mit der Überlebenssicherung im ländlichen 
Raum, bei der selbstständige Erwerbstätigkeit 
(als Bauern oder Händler In nen) in verschie-
dene Formen des Wirt schaf tens eingebettet 
werden, in denen Nachbarschaftshilfe, Aus-
tausch- und Migra tions be zie hungen sowohl 
im Hinblick auf das materielle Überleben 
als auch im Hinblick auf den sozialen und 
kulturellen Zusammenhalt der Gemeinschaft 
eine zentrale Rolle spielen. Die von Sottas vor-
gestellten kenyanischen Kleinbauern pflegen 
diese informellen Formen unter Rückgriff auf 
traditionelle Tausch- und Rota tionsmuster, 
um den Rückgang der Einkommen aus der 
Produktion von cash-crops für den Weltmarkt 
wenigstens ansatzweise auszugleichen. Benn-
holdt-Thomsens Marktfrauen bewegen sich 
in einem ähnlichen Gegen seitigkeitsnetz, in 
dem marktförmige von kulturellen, rituellen 
und sozialen Beziehungen nicht zu trennen 
sind. Aus Gründen, die im Rahmen dieses 
Aufsatzes nicht angesprochen werden, gelingt 
es den Marktfrauen von Juchi tán – ganz an-
ders als den kenyani schen Kleinbauern – ihre 
Drehschei ben funk tion am Schnitt punkt 
verschiedener ökonomischer Rationalitäten 
in gesellschaftliche Macht umzusetzen, die es 
ihnen erlaubt, einen anderen Umgang mit Geld 
zu praktizieren. Bennholdt-Thomsen nimmt 
das „Frauengeld“ zum Anlass für einen Exkurs 
in die Kulturgeschichte der Tauschmittel, wo-
bei sie der Verfügbarmachung der weiblichen 
Sexualität einen zentralen Stellenwert ein-
räumt. Ob und in welcher ihrer Tätigkeiten 
die Marktfrauen von Juchitán als Händlerin-
nen oder als Oberhäupter der Familienöko-
nomie dem informellen Sektor zuzurechnen 
sind, läßt Bennholdt-Thomsen im Dunkeln. 
Wenn wir sie richtig verstanden haben, tut sie 
das deshalb, weil der von ihnen praktizierte 
Überlebensansatz es nicht zuläßt, Gelderwerb, 
direkte Überlebenssicherung, materialle und 
kulturelle Austauschbeziehungen voneinander 
zu trennen oder gar in ein hierarchisches, durch 
Abhängigkeiten und Ausbeutung geprägtes Ver-
hältnis zu bringen. Auch wenn die Frauen von 
Juchitán wahrscheinlich größere Mühe haben 
werden, die rauen Seiten der Weltmarktabhän-
gigkeit, zu verarbeiten als Bennholdt-Thomsen 
es uns verrät, sollen sie hier als Modell einer Le-
bensweise begriffen werden, in denen integrierte 
Arbeits- und Lebenszusammenhänge an die 
Stelle der gesellschaftlichen Zerklüftung treten, 
die mit dem Konzept des informellen Sektors in 
kritischer Art angesprochen wird.
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Die rasche Zunahme sogenannter 
„atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse“ hat sich in den letzten 20 
Jahren zu einer vorherrschenden 
Tendenz in allen Industrieländern 
entwickelt. Besonders Teilzeitarbeit, 
geringfügige Beschäftigung, Leihar-
beit, Befristung und abhängige Selb-
ständigkeit verbreiten sich rasant. 
Sie stehen im Mittelpunkt dieses Bei-
trags. Diese Beschäftigungsformen 
werden als „atypisch“ bezeichnet, 
weil sie von der bisherigen Norm – 
unselbständiger Er werbs  tätigkeit in 
einer unbefristeten Vollzeitbeschäfti-
gung – abweichen. Diese Abweichun-
gen könnten sich jedoch zu einer 
neuen Normalität ent wickeln und 
zu „typischen Atypischen“ werden. 
Hintergrund dieser Entwicklung 
sind weitreichende ökonomische, 
technische und gesellschaftspoliti-
sche Veränderungen. 

Gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen

Die veränderte weltpolitische Lage 
zu Beginn der neunziger Jahre hat 
zur Herausbildung einer „globalen 
Wirtschaft“ geführt, der wirtschafts- 
und sozialpolitische Handlungs-
spielraum der einzelnen nationalen 
Regierungen ist zunehmend be-
schränkt. Produktionen und Dienst-
leistungen können kurzfristig nach 
betriebswirtschaftlichen Opportu-
nitäten weltweit verlagert werden. 
Arbeitslosigkeit wird immer mehr 
zu einem „Push-Faktor“ der De regu-
lierung von Arbeitsbeziehun gen. Um 
Arbeitsplätze innerhalb national-
staatlicher Grenzen zu halten, wird 
die Reduktion von Arbeitskosten 
zunehmend zu einem „Totschlagar-
gument“ gegenüber arbeits- und 
sozialrechtlichen Normen.

Veränderungen in der gesellschaft-
lichen Kultur und das höhere Bil-
dungsniveau führen zu einer stei-
genden Frauenerwerbsbetei li gung. 
Da aber die familiäre Arbeitsteilung 
zwischen den Geschlechtern übli-
cherweise immer noch traditionell 
gestaltet ist und nach wie vor ein 
Mangel an Kinderbe treu ungs ein-
richtungen besteht, schaffen vie-
lerorts erst die neuen, „atypischen“ 
Ar beitsformen die Möglichkeiten 
weib licher Erwerbsbe teiligung. 
Dadurch geraten auch die Schwie-
rigkeiten der Frauen, Arbeit, Familie 
und Kin dererziehung unter einen 
Hut zu bringen, verstärkt in das 
Blickfeld der Öffentlichkeit.

Auch der Wandel in der Beschäf-
tigungsstruktur, der durch weitere 
Zunahme des Dienstleistungssek-
tors und kleinerer Betriebe auf 
Kosten der „klassischen“ Großbe-
triebe gekennzeichnet ist, erhöht die 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung 
atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse.

Technische Veränderungen, ins-
besondere die neuen Möglich-
keiten der weltweiten Kommu-
nikationstechnologie, aber auch 
veränderte soziale Strukturen und 
Lebensbedingungen stellen neue 
Ansprüche an das Erwerbssystem. 
Eine Zunahme nichtindustrieller 

Eva Angerler

Flexibilisierung und atypische 
Arbeitsverhältnisse in Österreich

Kasten 1
Unselbständige Selbständige

Ganz ohne Anweisungen arbeiten sie mehr als zehn Stunden täglich und oft auch an Samstagen und Sonntagen. Für 
das Ergebnis ihrer Arbeit fühlen sie sich voll verantwortlich. Betriebsrätliche Hinweise auf Arbeitszeitgesetz und Ar beit-
nehmerInnenschutzbestimmungen werden als Bevormundung empfunden. Sie zerbrechen sich vielmehr den Kopf darüber, 
wie sie die Kosten für ihr Projekt minimieren können. 
Diese flexiblen ArbeitnehmerInnen sind meist jung und hochqualifiziert. Für sie wurde der Begriff “Unselbständige Selbstän-
dige“ geprägt, da sie selbständig unternehmerisch denken und handeln, aber nach wie vor unselbständig Beschäftigte sind. 
Hinter dieser Entwicklung stehen Managementstrategien, die sich in den letzten Jahren international verbreitet haben. 
Während in traditionellen Unternehmensorganisationen die Arbeitsleistung der Beschäftigten mit Befehl und Kontrolle 
gesteuert wird und nach dem tayloristischen Vorbild die Arbeitsorganisation weitgehende Spezialisierung aufweist, ver-
suchen neue Arbeitsorganisationsformen die Kreativität und Flexibilität der ArbeitnehmerInnen durch neue Formen der 
indirekten Steuerung besser auszunutzen. Weitgehende Spezialisierung wird rückgängig gemacht, statt dessen werden 
im Betrieb kleine dezentrale Einheiten geschaffen, in denen möglichst selbständig gearbeitet wird. Diese Einheiten stehen 
zueinander und zu externen Unternehmenseinheiten in Konkurrenz. Sie werden sozusagen den Sachzwängen des Marktes 
ausgesetzt und müssen sich selbst organisieren. So entstehen die viel zitierten Unternehmen im Unternehmen. Die einzelnen 
ArbeitnehmerInnen, die selbständig wie Unternehmer handeln müssen, sind nach wie vor unselbständig Beschäftigte, sie 
sind also „Unselbständige Selbständige“, denn die Macht- und Eigentumsverhältnisse bleiben aufrecht. 

(eva angerler, unselbständige selbständige. Flexible arbeit – teil i, Wien 1998)
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Arbeitstä tig keiten, die Verbreitung 
von schöpferischen Berufen (im 
EDV-Bereich wie im Journalis-
mus, bei Techni kerInnen wie bei 
Sachbearbei ter Innen) und eine 
Lebensorien tie rung, die die Arbeits-
welt nicht mehr „selbstverständ-
lich“ in den Mittelpunkt der Leben-
sinteressen stellt, erhöhen auch bei 
Beschäftigten das Interesse und die 
Nachfrage nach atypischen Beschäf-
tigungsverhältnissen – zumindest 
für eine Phase in der individuellen 
Biographie. 
Personalpolitik der Betriebe

Die Option „atypische Beschäfti-
gungsverhältnisse“ spielt in der 
Personalpolitik der Unternehmen 
zunehmend eine Rolle, da diese ange-
sichts verschärfter Konkurrenzbedin-
gungen ihren Personalstand schnell 
und präzise an rasch wechselnde 
Marktanforderungen anpassen wol-
len. Für die Entscheidung des Unter-
nehmers sind allgemein gesehen drei 
Faktoren von Bedeutung, nämlich 
die Arbeitskosten der jeweiligen 
Beschäftigungsform, die Frage der 
Eigenerstellung oder Vergabe einer 

Leistung/eines Produkts und die 
Flexi bilisierung der Arbeitszeiten. 

In der Praxis haben wir folgende 
Unternehmensstrategien beobachtet: 
Abdeckung von (z.T. längerfristigen) 
Arbeitsspitzen durch Per so nalleasing 
bzw. Leiharbeit im Zusammenhang 
mit Kopfzahlvorgaben der Konzerne 
in der Industrie. Im EDV-Bereich, wo 
flexible Arbeits or ganisationsformen 
und Austausch beziehungen zwi-
schen Betrieben zur Regel wer-
den, kommt es zu rasch wechseln-
den Beschäftigungsverhältnissen; 
vom angestellten Projektleiter 

Kasten 2
Teilzeitbeschäftigte

Begriff
Von Teilzeitbeschäftigung wird ausgegangen, wenn die individulelle Arbeitszeit unter der durch Gesetz und/oder Kollektiv-
vertrag geregelten  Vollzeitbeschäftigung liegt. Teilzeitbeschäftigung kann wenige Stunden umfassen oder dem Vollzeitar-
beitsverhältnis sehr nahe kommen.
Da sie sich auf Tages-, Wochen-, Monats- und Jahresarbeitszeit beziehen kann, ergeben sich vielfältige Gestaltungsmög-
lichkeiten.
Teilzeitarbeit bildet in ihrer Normalform einer unbefristeten, zeitlich klar umrissenen und sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung jene atypische Beschäftigung mit den geringsten arbeits- und sozialrechtlichen Problemen. Genau das Ge-
genteil gilt für Sonderformen, wie z.B.: Arbeit auf Abruf. 
„Wieviel man nächste Woche arbeiten kann? das ist von Woche zu Woche so ein bisschen ein risikospiel... die Mitarbeiter tragen 
dieses unternehmerische risiko voll, sie sind sehr großen unsicherheiten ausgesetzt. die Firmenpolitik ist nicht unbedingt auf Mitar-
beiterbindung ausgerichtet, bei den Mitarbeitern ist das gefühl entstanden, es ist egal, ob wir weiterbeschäftigt werden oder nicht …“ 
(teilzeitbeschäftigte, telekommunikationsbranche)

Verbreitung
Teilzeitarbeit nimmt in Österreich langsam aber kontinuierlich zu. 1974 waren 171.200 und 1995 bereits 340.500 Personen* 
teilzeitbeschäftigt. Der Teilzeitanteil in Österreich liegt etwas unter dem EU-Durchschnitt. Teilzeitarbeit ist vorwiegend Frau-
enarbeit (83 % oder in absoluten Zahlen 297.600), der Zuwachs der Frauenbeschäftigung ist großteils durch Teilzeitarbeit 
begründet. Der überwiegende Teil der Teilzeitbeschäftigten arbeitet zwischen 12 und 24 Stunden, wobei in dieser Gruppe 
Frauen überproportional vertreten sind, die kleinere Gruppe der männlichen Teilzeitbeschäftigten (42.900) arbeitet eher 
im Ausmaß von 25 - 35 Wochenstunden.
Teilzeitarbeit ist großteils mit einem eingeschränkten Berufs- und Tätigkeitsfeld verbunden und zusätzlich durch geringere 
Aufstiegsmöglichkeiten gekennzeichnet. 1992 arbeiteten 60 % der teilzeitbeschäftigten Frauen als Angelernte, Hilfsarbeite-
rinnen oder als Angestellte mit Hilfs- oder angelernten Tätigkeiten. Der größte Teil der unselbständig teilzeitbeschäftigten 
Frauen ist in den Bereichen Handel, Gesundheitswesen und Realitätenwesen beschäftigt. Die Teilzeitquote von verheira-
teten Frauen ist deutlich höher als jene von Frauen anderen Familienstands, was die traditionelle familiäre Rollenteilung 
widerspiegelt.
„ich habe von den kollegen, die teilzeit arbeiten – das sind ja hauptsächlich Frauen – gehört, dass sie sich weiterbildungsmäßig be-
nachteiligt fühlen, also nicht so gefördert werden, nicht soviel auf kurse geschickt werden oder im kurs abgelehnt werden, weil junge 
Vollzeitkräfte von der Firma bevorzugt werden. dann die Frage mit den Überstunden, die werden für die teilzeitkräfte nicht bezahlt. 
kommunikationsmäßig haben sie immer ein informationsdefizit, indem sitzungen außerhalb ihrer teilzeit gemacht werden und dadurch 
kriegen sie auch aufstiegsnachteile. es gibt fast keinen, der als teilzeitbeschäftigter gruppenleiter oder sowas ist oder Projektleitung 
übernimmt.“ (Betriebsrat, softwarefirma)
Angesichts von Unternehmensstrategien wie z. B. im Handel, wo Teilzeit als systematische Flexibilisierungsstrategie ge-
nutzt wird (manche Handelsbetriebe haben eine Teilzeitquote von 80%), ist eine Unterscheidung zwischen freiwilliger und 
unfreiwilliger Teilzeitarbeit von Interesse. Diesbezüglich gaben in der Arbeitskräfteerhebung vom März 1995 7,6 % der 
Teilzeitbeschäftigten an, keine adäquate Vollzeitbeschäftigung gefunden zu haben (Talos 1998).
Etwas polemischer formuliert, könnte man Teilzeitarbeit als faktische Arbeitszeitverkürzung zu Lasten der Frauen bezeich-
nen. Männer wollten bisher nicht mit der weiblichen Arbeitszeitform Teilzeit identifiziert werden.

* definition von teilzeit entsprechend dem lebensunterhaltskonzept (= 12-35 stunden wöchentlicher normalarbeitszeit), ohne lehrerinnen
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zum Leiharbeit nehmer, von der 
freien Dienstneh merin zur Werk-
vertragnehmerin sowie zur Vergabe 
an Subunter neh merInnen. Im Be-
reich standardisierter bzw. Anlern-
tätigkeiten wer den Auftragsschwan-
kungen durch flexible Arbeits zeit-
verein barungen (Teilzeitformen, 
Zeit ver träge mit variablen Arbeitszei-
ten, Arbeit auf Abruf) ausgeglichen. 
Werk verträge sind zen trales Element 
der Personalpolitik in der Erwachse-
nenbildung, aber auch in Vereinen.

Motive der Beschäftigten

Für die Entscheidung der Betroffe-
nen bezüglich atypischer Beschäf-
tigungsverhältnisse spielen vier 
Fak toren eine Rolle, nämlich das 
erzielbare Einkommen, die Sozial-
leistungen, die persönlichen Prä-

ferenzen (Arbeitszeitwünsche, Au-
tonomie, Ar beitsinhalt, usw.) sowie 
die Ar beits marktsituation. Letztere 
ist in der Praxis das häufigste Motiv 
der Betroffenen für „atypische Be-
schäftigung“, wobei allerdings enge 
Wech  selwirkungen zwischen den 
Präferenzen der Beschäftigten und 
den Bedingungen auf dem Arbeits-
markt bestehen. 

Folgende Tendenzen bezüglich 
der Motivlage atypisch Beschäftigter 
konnten wir in unserer Untersuchung 
feststellen: Eine interessante, sinner-
füllte und eigenverantwortliche Tä-
tigkeit auszuüben, wird besonders für 
hochqualifizierte Beschäftigte, die in 
verschiedenen Formen neuer (ab-
hängiger) Selbständigkeit arbeiten, 
immer wichtiger. Die große Nach-
frage nach Teilzeitarbeit, abhängig 
vom Lebenszyklus, ist Ausdruck des 

Bedürfnisses, verschiedene andere 
Lebensbereiche (Familie, Studium, 
Vereinstätigkeit) mit der Erwerbstä-
tigkeit zu verbinden.

Chancen und Risiken

teilzeitbeschäftigte

Unter den Teilzeitbeschäftigten 
ist der Anteil der Freiwilligen am 
größten. Was die Art der Umsetzung 
betrifft, dominieren jedoch die Un-
ter nehmerInnenwünsche, wie unsere 
betrieblichen Beispiele aus der Praxis 
der Teilzeitarbeit zeigen. Aus Ar beit-
nehmerInnensicht gibt es Schwie-
rigkeiten bei der Durchsetzung 
der eigenen Arbeitszeitwün sche, 
z.T. keine freie Wahlmög lich keit, 
mangelnde Quali fizie rungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten sowie über-

Kasten 3
LeiharbeitnehmerInnen

Begriff
Hierbei handelt es sich um ein mittelbares Arbeitsverhältnis. Während zwischen LeiharbeitnehmerInnen und Verleihun-
ternehmen ein Beschäftigungsverhältnis besteht, wird das Arbeitsverhältnis faktisch zwischen LeiharbeitnehmerIn und 
Beschäftigerbetrieb realisiert. Der Beschäftigte ist somit rechtlich an das Verleihunternehmen, sozial und wirtschaftlich 
jedoch an den Beschäftigerbetrieb gebunden. Leiharbeitsfirmen haben nicht nur Hilfs- und Facharbeiter sondern auch 
Sekretärinnen, BuchhalterInnen, IngenieurInnen, SoftwareentwicklerInnen in ihrer Datei.
„ein grundsätzlicher nachteil dieser art der Branche ist, dass man eigentlich keine karriere machen kann. ich werde hier im haus als 
externer nie etwas werden. ich kriege nicht den geringsten Banktitel und in der Verleihfirma kann ich es insofern nicht machen, weil 
mich dort keiner kennt. Man hat eigentlich wenig bis gar keine ahnung, was ich wirklich leisten kann. das wissen die leute hier alle, 
aber keiner in der Verleihfirma … es ist eine echte Frage der Qualitätsbeurteilung.“ (systemprogrammierer in leiharbeit)
Arbeitskräfteüberlassung liegt dann vor, wenn die Arbeitskräfte organisatorisch in den Betrieb des Auftraggebers eingebunden 
sind, der Überlasser nicht für den Eintritt des Erfolges der erbrachten Werkleistungen haftet, die Arbeit nicht vorwiegend mit 
dem Material des Überlassers geleistet wird und ein Produkt aus der üblichen Angebotspalette des Auftraggebers erstellt wird. 
Im Gegensatz zu vielen anderen europäischen Staaten gibt es in Österreich keine gesetzliche Höchstdauer der Überlassung. 
In der Praxis wurden 1996 72% der Leiharbeitskräfte bis zu 6 Monate überlassen, weitere 11,6% zwischen 6 und 12 Monate 
und 16,4% über 12 Monate, wobei die Überlassungsdauer der Angestellten wesentlich höher liegt als jene der ArbeiterInnen. 
Wie die Praxis weiters zeigt, konnte Leiharbeit nicht als ein eigenständiges, die einzelnen Überlassungen überdauerndes, 
normales Arbeitsverhältnis etabliert werden.

Verbreitung
Die Leiharbeit hat sich seit 1991 jedes Jahr erhöht, auch die Anzahl der Überlasser (1996: 593) sowie der Beschäftiger (1996: 
4.190), also jene Betriebe, die Leiharbeit nachfragen. Ende Juli 1996 betrug die offizielle Anzahl der überlassenen Arbeitskräfte 
14.548 (Stand Ende Juli 1996, BMAGS), während sie 1989 nicht ganz 8000 (Gstöttner-Hofer 1997) betrug. Das tatsächliche 
Ausmaß dürfte jedoch viel höher liegen. Die zu niedrigen Zahlen kommen dadurch zustande, dass der Stichtag, an dem die 
Leiharbeitsfirmen ihre überlassenen Arbeitskräfte beim AMS melden müssen, der 31. Juli ist. Zu dieser Zeit machen viele 
Leiharbeitsfirmen Betriebsurlaub und beschäftigen keine Arbeitskräfte. Für Deutschland prognostiziert das ifo-Institut einen 
Anstieg der Leiharbeit um 100% bis zum Jahr 2000.
Leiharbeit ist eine Männerdomäne, im Juli 1996 betrug deren Anteil 79%. Weibliche Leiharbeitskräfte stehen zu zwei 
Drittel im Angestelltenverhältnis und sind vorwiegend in kaufmännischen und administrativen Bereichen tätig. Bei den 
männlichen Leiharbeitskräften sind nach wie vor die Arbeiter (89%) in der Überzahl, aber auch im Angestelltenbereich ist 
die Tendenz stark steigend, besonders in der Industrie in den Bereichen technische Dienstleistung und EDV. Mehr als die 
Hälfte der überlassenen Arbeitskräfte waren in der Industrie tätig, weitere 33,2% in Gewerbe und Handwerk. Der Dienstlei-
stungsbereich spielt eine untergeordnete Rolle. In regionaler Hinsicht ist Leiharbeit am stärksten in Oberösterreich, gefolgt 
von Wien und der Steiermark, verbreitet.
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Kasten 4
Grauzone „Abhängige Selbstständige“ 

Mit dem Begriff „abhängige Selbstständige“ fassen wir jene Beschäftigungsverhältnisse zusammen, deren Schutzbedürftigkeit 
den ArbeitnehmerInnen ähnlich ist, also vor allem Beschäftigte mit freien Dienstverträgen und Werk ver trags neh merInnen 
bzw. „neue Selbstständige“. Diese Beschäftigten werden unter bestimmten Voraussetzungen auch als „Scheinselbstständige“ 
oder „arbeitnehmerInnenähnliche Selbstständige“ bezeichnet.
Rechtlich handelt es sich – in Abgrenzung zum Arbeitsvertrag – um einen freien Dienstvertrag, wenn keine Weisungsbindung 
in Bezug auf Zeit, Ort und Art der vereinbarten Leistungserbringung besteht. Da das Gros der arbeitsrechtlichen Schutzge-
setze nicht für den freien Dienstvertrag gilt, wählen immer mehr Unternehmer aus Kostengründen dieses Beschäftigungs-
verhältnis (vgl. Flexible Arbeit in Call Centers). Dasselbe gilt für Werkverträge, die dann bestehen, wenn auf eigenes Risiko 
mit eigenen Arbeitsmitteln, persönlich und wirtschaftlich unabhängig gearbeitet wird.
Seit 1. Jänner 1998 sind diese Dienstverträge in die Beitragspflicht der gesetzlichen Sozialversicherung einbezogen. Dies 
spiegelt das Bemühen der Sozialpartner, die mit der „Verselbstständigung“ der ArbeitnehmerInnen abhanden gekommene 
soziale Absicherung wieder herzustellen. Viele Betroffene sind aus mehreren Gründen mit dieser Regelung unzufrieden, 
und zwar, weil spezifische Situationen (z. B. Kombination verschiedener Beschäftigungsverhältnisse) nicht berücksichtigt 
werden, die verpflichtenden Sozialversicherungsbeiträge nicht durch Honorarerhöhungen kompensiert werden, keine Ein-
beziehung in die Arbeitslosenversiicherung besteht und bei bereits abgeschlossener privater Versicherung ein Zwang zur 
Doppelversicherung entsteht.

Vorteil: selbstbestimmung
Die befragten neuen Selbstständigen sehen ihre Vorteile im Vergleich zu einem Normalarbeitsverhältnis in der erhöhten 
Selbstbestimmung, wobei für jede/n Interviewpartner/in ein anderer Aspekt im Vordergrund stand. 
Am häufigsten wird die freie Zeiteinteilung und die Selbstbestimmung des täglichen Arbeitsprogrammes betont:
„das angenehme an solchen Jobs ist, dass du nicht jeden tag um 8 uhr oder um 9 uhr in deiner institution erscheinen musst, sondern, 
dass du dir bis zu einem gewissen grad die arbeit selber einteilen kannst bzw. selber entscheidest, ob du an diesem einen tag daheim 
bleibst und den ganzen tag am computer sitzt und keinen Menschen siehst oder ob du eher kommunikativ bist und an diesem tag viel 
lieber auf die Bibliothek gehst oder termine hast. ich kann mir nach lust und laune sozusagen das eigene Programm zusammenstellen, 
in einem gewissen rahmen natürlich.“ (Werkvertragnehmerin im kultur- und Forschungsbereich)
Der schwerwiegendste Nachteil für die neuen Selbstständigen stellt die permanente Unsicherheit dar. Die Werkver-
tragnehmerInnen fragen sich, wie es in den nächsten Monaten bzw. im nächsten Jahr weitergehen wird. Werden sie einen 
neuen Auftrag bekommen oder ohne Einkommen dastehen? Ständig von der Hand in den Mund zu leben und kein geregeltes 
und gesichertes Einkommen zu haben, kann zu einer Beeinträchtigung der Lebensgestaltung werden, wie folgendes Zitat 
belegt:
„Bis jetzt habe ich glück, dass ich sehr wenig krank bin, aber – ich denke mir das manchmal –  wenn ich gröbere krankheiten hätte, 
das wäre die absolute katastrophe. also krank sein und urlaub ist im grunde nicht drinnen. an so was denke ich schon nicht mehr, weil 
ich froh bin, dass ich gerade soviel verdiene, dass ich irgendwie durchkomme, dann kommt einem der gedanke an urlaub irgendwie 
schon als totaler Übermut vor. ein kind z.B. ist finanziell einfach nicht machbar. diese finanziellen nachteile sind eben nicht nur das 
sehr niedrige und sehr unregelmäßige honorar, das man bezieht, sondern da hängt im grunde alles dran.“ (Werkvertragnehmerin im 
kultur- und Forschungsbereich)

haupt zu wenig Angebot an qualifi-
zierten Teilzeitjobs (siehe Kasten 2).

geringfügig Beschäftigte

Geringfügige Beschäftigung ist als 
Zusatzverdienst z.B. zu Transferein-
kommen (Arbeitslosengeld, Pension, 
Karenzurlaubsgeld) und als Mög  lich-
keit, während des Karenzur laubs am 
Ball zu bleiben, ein Vorteil für die 
Betroffenen. Ein Einkommen aus 
geringfügiger Beschäftigung sichert 
jedoch keine Existenz. Durch die 
fehlende Arbeitslosenversicherung 
kann auch von einer umfassenden 
eigenständigen Risikoabsicherung 
keine Rede sein.

Befristet Beschäftigte

Die befristete Beschäftigung wird 
von ArbeitgeberInnen insbesondere 
bei längerfristigen konjunkturellen 
oder saisonalen Auslastungsschwan-
kungen als Flexibilisierungsinstru-
ment eingesetzt. Befristung als 
Alternative zur Nichtbe schäf tigung 
und Befristung als Alternative zu 
unbefristeter Beschäftigung stehen 
einander gegenüber. 
leiharbeit

Bei Leiharbeit besteht der Haupt-
vorteil für die Beschäftigten darin, 
eine Chance auf Einstieg in den 
Arbeitsmarkt zu bekommen. Dauert 
die Überlassungszeit jedoch längere 

Zeit an – bei unseren Interview-
partnerInnen z. T. mehrere Jah-
re – treten die Nachteile in den 
Vordergrund: Einkommensmäßige 
Benachteiligung, von Karriere quasi 
ausgeschlossen und sozial nicht 
richtig integriert (siehe Kasten 3).

abhängige selbstständige

Unsere InterviewpartnerInnen sahen 
einen großen Wert in der größeren 
Freiheit in Bezug auf die Gestaltung 
der Arbeitsorganisation und auf die 
Inhalte der Arbeit. Wie viele und 
auch unsere Erhebungen zeigen, 
wiegen jedoch die Nachteile dieser 
Beschäf tigungsformen schwerer. 
Große Teile der sogenann ten neu-
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en Selbständigen bleiben de facto 
wirtschaftlich, oft auch personell 
von einzelnen Arbeit- bzw. Auf trag-
ge berInnen abhängig. Sie sind am 
stärksten durch die Unsicherheit 
belastet, im Falle von Krankheit 
oder Arbeitslosigkeit nicht hinrei-
chend abgesichert zu sein. Viele 
fühlen sich durch die neue So zial-
ver siche rungs regelung ungerecht 
behandelt, da sie finden, dass ihre 
Risiken nicht im Verhältnis zu ihren 
Beiträgen abgedeckt sind und nicht 
ausreichend auf ihre spezielle Si-
tuation Rücksicht genommen wird 
(z. B. Kombination verschiedener 
Beschäftigungsverhältnisse). Die 
oftmals schlechte Ein kom mens-
si tua tion neuer Selbständiger hat 
in vielen Fällen mit der Situation 
der ganzen Berufsgruppe zu tun. 
Als Nachteil dieser Gruppe wird 
auch die mangelnde Vertretung in 
der Öffentlichkeit wahrgenommen, 
womit ein unklares Image und Ein-
zel kämpfertum verbunden sind. 
Dies hat u. a. damit zu tun, dass viele 
Betroffene ihr Beschäftigungsverhält-
nis lange Zeit als Übergangslösung 
betrachten, was sich jedoch in vielen 
Fällen als Illusion herausstellt (siehe 
Kasten 4 und 5).

Konflikte und neue Solidaritäten

Das Nebeneinander von Stammbe-
legschaft in langjährigen Normal-
arbeitsverhältnissen und „atypisch 
Beschäftigten“ ist in vielen Fällen mit 
Konflikten verbunden. Lassen sich die 
beiden Arbeitnehmer Innen gruppen 
gegeneinander ausspielen, führt das 
zu einem schlechten Arbeitsklima. 
Auch Leistungsdruck und Abbau von 
Sozialleistungen können die Auswir-
kungen dieser Unternehmensstra-
tegien sein. Dass ungeregelte Ver-
hältnisse Spannungen zwischen 
Be schäf tigtengruppen fördern kön-
nen, beweist unser Beispiel aus der 
Erwachsenenbildung. Zusätzliche 
Konflikte können dort entstehen, wo 
die Interessen der Stammbelegschaft 
durch einen wach senden Anteil aty-
pischer Beschäftigung bedroht sind 
und die Belegschaftsvertretungen 
den atypisch Beschäftigten gegen-
über eine Haltung einnehmen, die 
am besten als „Antidumpingschutz“ 
zu bezeichnen wäre.

Wir haben jedoch beobachtet, 
dass auch neue Solidaritäten über 
die unterschiedlichen Arbeitneh-
mer Innengruppen hinweg entste-
hen, deren Gemeinsamkeit z. B. in 

der gemeinsamen Arbeitshaltung 
besteht („Unselbständige Selbstän-
dige“ und „typische Atypische“). 

Atypische Beschäftigte und
Betriebsratspolitik

Atypisch Beschäftigte sind nur 
vereinzelt Gegenstand der Be triebs-
ratspolitik. Dies hat im Fall der 
WerkvertragnehmerInnen mit der 
nicht vorhandenen gesetzlichen 
Grundlage und bei Leiharbeit neh-
merInnen mit der begrenzten Dauer 
der Betriebszugehörigkeit zu tun. 
In vielen Handelsbetrieben wer-
den geringfügig Beschäftigte vom 
Betriebsrat nur unzureichend als 
Kol legInnen wahrgenommen. Aber 
auch die Tatsache, dass betriebs-
rätliche Maßnahmen vorwiegend 
am Modell des Normalarbeits ver-
hältnisses ausgerichtet sind, spielt 
eine Rolle. Das zeigt sich u. a. an 
der Schwierigkeit, be triebsrätliche 
Stra  tegien im Zusammenhang mit 
Teilzeit zu finden.

Allerdings sind einige Beispiele in 
unserer Studie durchaus richtungs-
weisend, so z. B. die Regelung des Ein-
satzes von Leiharbeitskräften durch 
Betriebsvereinbarung, die Unterstüt-

Kasten 5
Flexible Arbeit in Call Centers

Call Center-Jobs werden oft als moderne, technikorientierte und flexible Arbeitsplätze der Zukunft dargestellt. Allerdings sieht 
die Realität für die Beschäftigten in Call Centers (Telefondienstleister) oft anders aus. Die neuen Call Center-Technologien 
(Integration von Telefon und Computer, automatische Anrufverteilung) ermöglichen eine sekundengenaue Steuerung 
und Überwachung des Arbeitsablaufs der Beschäftigten. Werden von Unternehmerseite stark standardisierte Tätigkeiten 
vorgegeben, besteht die Gefahr, dass es zu einer neuen Fließbandarbeit kommt. 
Call Centers werden gerne als Beschäftigungswunder und Wachstumsbranche gepriesen. Eine neue Studie über Call Centers 
in Salzburg hat allerdings ergeben, dass sich die Hoffnung auf kräftige Impulse für die Beschäftigungsentwicklung in den 
Regionen nicht bestätigt hat. 78% der Beschäftigten in Call Centers (AgentInnen) arbeiten mit freien Dienstverträgen, d. h. 
es besteht kein Anspruch auf Arbeitslosengeld, auf Überstundenentlohnung, auf bezahlten Urlaub, auf Urlaubsentschädigung 
oder Weihnachtsgeld, auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, usw. Call Centers sind meist ein Zwischenstop junger Men-
schen und von Frauen: 70% sind unter 30 Jahren alt, 82% sind weiblich. Die Beschäftigten sind durchwegs hochqualifiziert 
(Maturaniveau, Studium), aber schlecht bezahlt. Der Stundenlohn der Freien DienstnehmerInnen liegt zwischen S 80,– und 
S 120,– unversteuert und ohne soziale Absicherung.
Die Mehrheit der Beschäftigten beurteilt ihre Arbeit allerdings positiv. Sie schätzen die weitgehende Selbstbestimmung der 
Arbeitszeiten, die Möglichkeit, daneben zu studieren oder eine Abendschule zu machen, sowie das Betriebsklima: 
„Wir sind ein junges, dynamisches, kreatives team, alles ist flexibel, es ist nie langweilig.“ (agentin)
Die Freien DienstnehmerInnen führen zwar ins Treffen, dass sie oft am Abend nicht wissen, ob und wie lange sie am näch-
sten Tag arbeiten und dass sie oft umsonst den Weg in die Firma machen, weil keine Arbeit zu tun ist, aber ohne größeren 
Ärger darüber: 
„die zeiten, die ich arbeiten wollte, wurde ich nicht gebraucht. Man kommt schon zum arbeiten, aber man muss sich halt anpassen.“ 
(agentin) 
Allerdings fühlen sie sich explizit unterbezahlt. Die Angestellten hingegen sind mit ihrem Einkommen zufrieden (Böhm 1999).
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zung von Werkvertrag neh merInnen 
durch Organisation von Workshops 
mit dem Ziel, die gemeinsame Lage 
zu erkennen, sich zu solidarisieren 
und gemeinsame Strategien zu ent-
wickeln. Ein weiteres Beispiel für 
eine Initiative kommt von Beschäf-
tigten im Kulturbereich, die einen 
Berufsverband (Öster rei chischer Ver-
band der Kul tur ver mittlerInnen im 
Museums- und Ausstellungswesen) 
zur Durchsetzung ihrer Interessen 
gegründet und Kontakte zu Gewerk-
schaften aufgenommen haben.

Gestaltungsvorschläge

In dieser Studie wird deutlich, dass 
der rechtliche Rahmen zwar einen 
wichtigen Faktor zur Erklärung für 
den Wandel der Beschäftigungs-
formen darstellt. Er definiert und 
begrenzt die Handlungsspielräume 
der Akteure am Arbeitsmarkt. In-
wieweit diese jedoch ausgeschöpft 
werden, hängt von einer Reihe von 
anderen Faktoren ab, wie z.B. Struk -
turwandel, Arbeitslosigkeit, Arbeits-
kosten, erzielbares Einkommen und 

Präferenzen aufseiten der Beschäf-
tigten und der Unter neh merInnen. 
Will man Ansätze für eine sozial 
gestaltende Politik im Sinne der 
Beschäftigten aufzeigen, muss man 
über die Gestaltung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen hinausgehend 
auch organisatorische und soziale 
Innovationen an denken. Unsere 
Vorschläge orientieren sich an fol-
genden Prinzipien:
  Es gibt eine Vielfalt an Interes-

sen- und Motivlagen unter den 
Beschäftigten, die einheitliche 

die vorliegende Beitrag gründet sich auf die gPa-studie „typische atypische. Flexible arbeit“. Mit dieser studie sollen vielfältige diskus-
sionen über die auswirkungen neuer flexibler Beschäftigungsformen auf die arbeitswelt und die daraus entstehenden anforderungen an 
gewerkschaftliche Politik angeregt werden. denn die gewerkschaftliche alternative kann sich schon lange nicht mehr in der Forderung 
„zurück zum normalarbeitsverhältnis“ erschöpfen. aber ein differenziertes gewerkschaftspolitisches herangehen erfordert umfassende 
diskussion und differenzierte kenntnis der vielfältigen betrieblichen Wirklichkeiten. im zentrum der studie stehen daher die spezifischen 
interes senslagen der einzelnen typen „atypisch Beschäftigter“ im hinblick auf Motive, chancen und risiken, re gulierungsfragen und 
interes sens vertretung sowie die auswirkungen atypischer Beschäftigung auf die stammbelegschaft. dazu wurden 54 leitfadeninterviews 
mit Betroffenen, Betriebsräten und Manage ment vertretern und eine Frage bogenerhebung in der gPa-Mitgliederzeitschrift „kompetenz“ 
durchgeführt.

Titelbild der Broschüre „Arbeit im Call Center“ Titelbild der Broschüre „Typische Atypische“
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Regulierungen immer schwieri-
ger machen. Künftige Reformen 
müssen sich daher an dieser 
Vielfalt orientieren und eine 
Ausweitung der Selbst be stim-
mungs spielräume der Arbei-
tenden zum Ziel haben. Das 
Prinzip „Recht auf Differenz“ soll 
allen Beschäftigten ihre unter-
schiedlichen Lebensplanungen 
gleichberechtigt ermöglichen. 
Um die Durch setzung dieser 
vielen Wahlmög lichkeiten zu 
realisieren, sind Verfahren des 
Interes sensaus gleichs zwischen 
den Be schäf tigtengruppen und 
dem Management erforder-
lich, für die das „Dis kurs- bzw. 
Austauschprin zip“ gelten muss. 

  Gleichzeitig sind vom Normalar-
beitsverhältnis abweichende Be-
schäftigungsformen höheren 
Risiken ausgesetzt, die durch die 
mangelnde Einbeziehung in das 
soziale Sicherungssystem und in 
das betriebliche Sozialgefüge ent -
stehen. Ein weiteres Grundprinzip 
der Reformen muss daher darin 
bestehen, soziale Schutzrechte für 
alle Be schäftig ten grup pen glei-
chermaßen sicherzustellen.

Reform des Normalarbeits-
verhältnisses

Um die unterschiedliche Rechts-
stellung von Normalarbeits ver hält-
nissen und atypischen Beschäfti-
gungsverhältnissen, die heute nur 
im Sozialversicherungsrecht klar 
gesetzlich geregelt ist, auch in 
Bezug auf das betriebliche Gefüge 
eindeutig zu klären, ist eine klare 
Regelung im Arbeitsrecht notwen-
dig. Diese sollte die organisatorische 
Disposition in den Mittelpunkt 
rücken, anstatt sich auf persönliche 
Abhängigkeit und Weisungsge-
bun denheit als zentrale Elemente 
des ArbeitnehmerInnenbegriffes zu 
beziehen. D. h. wer auf Dauer ange-
legte Arbeit bzw. Dienste innerhalb 
eines organisierten Rahmens leistet, 
ohne über eine unternehmerisch 
eigenständige Sphäre zu verfügen, 
ist ArbeitnehmerIn. Die Folge wäre 

eine Erweiterung des Ar beit  nehmer-
In nenbegriffes, was es ermöglichen 
würde, arbeitnehmer In nen ähnliche 
Beschäftigte in die Interessensver-
tretung einzubeziehen und die 
Zugangsbarrieren zu dauer hafter 
und betrieblich integrierter Beschäf-
tigung herabzusetzen.

Rechtliche Gleichstellung 
atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse

a) Erwünschte, freiwillige Vereinba-
rung atypischer Erwerbsfor men 
sollen nicht behindert bzw. auch 
gefördert werden. Vorausset-
zung dafür sind die systema-
tische Gleichstellung atypisch 
Beschäftigter auf allen Regulie-
rungsebenen (Gesetz, Kollek-
tivvertrag, Einzelvertrag) sowie 
trans parente, leicht anwendbare 
Regelungen (Prinzip der Rechts-
klarheit).

b) Das Machtungleichgewicht auf 
dem Arbeitsmarkt ist rechtlich 
(Beschränkung der Vertragsfrei-
heit im Sinne der Sozialver träg-
lichkeit, kollektives Klagsrecht, 
positive Diskriminierungen) und 
politisch (Aufwertung des Ein-
flusses der ArbeitnehmerIn nen-
vertretungen) zu vermindern.

Aufwertung von Teilzeitarbeit

Wie unsere Beispiele aus der Praxis 
der Teilzeitarbeit zeigen, wird diese 
von den Betrieben vorwiegend für 
die bessere Anpassung der Arbeit an 
betriebliche Bedürfnisse genutzt. Da 
Teilzeitarbeit in erster Linie Frau-
enarbeit ist, muss die Aufwertung 
von Teilzeitarbeit ein Anliegen im 
Sinne der Chancengleichheit sein, 
will man nicht einer Zweiteilung des 
Arbeitsmarktes Vorschub leisten, 
wo auf der einen Seite teil zeitbe-
schäf tigte Frauen mit Kindern und 
auf der anderen vollzeitbeschäftigte 
Männer und voll berufstätige, kin-
derlose Frauen stehen, von denen 
viele vor die Entscheidung Karriere 
oder Kinder gestellt wurden. Wir 
schlagen folgende Ansatzpunkte zur 

Aufwertung von Teilzeit-Arbeit vor:
 Ausgleich für finanzielle Nachtei-

le durch Teilzeitarbeit, wodurch 
die Existenz von Teilzeitbe schäf-
tigten (besonders alleinerziehen-
den Frauen) gesichert und ein 
Anreiz für Teilzeit auch bei besser 
verdienenden Vollzeitbe schäf-
tigten (z. B.: Väter von Kleinkin-
dern) entstehen könnte.

	Recht auf Teilzeit für alle in ver-
schiedenen Lebensphasen, denn 
eine an soziale Rechtfertigungs-
kriterien (Kindererziehung) ge-
knüpfte Teilzeit könnte Frauen 
benachteiligen. Recht auf Rück-
kehr zur Vollzeitbeschäftigung.

	Das Image von Teilzeitarbeit 
muss verbessert und qualifizierte 
Teilzeitarbeit gefördert werden.

	Die Einführung von betrieblichen 
Verfahren, die die Umsetzung der 
individuellen Arbeits zeitwünsche 
ermöglichen, z. B. durch Arbeits-
zeitausschüsse, die die Zeitbedar-
fe koordinieren und mit betrieb-
lichen Interessen abstimmen.

	Rechte, die sicherstellen, dass 
Teilzeitbeschäftigte nicht von 
den Qualifizierungs- und Kar-
rieremöglichkeiten ausgeschlos-
sen sind (z. B. Bevorzugung bei 
Stellenausschreibungen).

	Gezielte kollektivvertragliche 
Politik für Teilzeitbeschäftigte, 
z.B. Einkommenspolitik (Über-
stundenentgelt für Arbeit über 
die vereinbarten Zeitrahmen 
hinaus).

Risikoabgeltung

Bei geringfügiger Beschäftigung 
und Befristungen sind weiterge-
hende Absicherungen (sachliche 
Rechtfertigung, Quotenregelungen, 
Risikoprämien) anzustreben. 

Arbeitskräftepools als Alternative
zur gewerblichen Leiharbeit

Der Vorschlag auf Einführung über-
betrieblicher Qualifizierungs- und 
Arbeitskräftepools zielt darauf ab, 
die Personalflexibilität der Einzel-
unternehmen und kontinuierliche 
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Arbeitsverhältnisse aller Beschäf-
tigten in Einklang zu bringen. Der 
Unterschied zu gewerblichen Leih-
arbeitsunternehmen besteht darin, 
dass Arbeitskräftepools selbst nicht 
auf Gewinn zielen, sondern eine 
Einrichtung mehrerer Unterneh-
men  darstellen, mit dem Ziel, den 
Beschäftigten stabile Arbeitsver-
hältnisse und den Unternehmen 
dauerhaft qualifizierte Arbeitskraft 
zur Verfügung stellen zu können. 
Beispiele dafür finden sich in den 
Niederlanden (Matthies 1994:33 ff). 
Dieses Modell kann besonders kleine-
ren Betrieben Vorteile bringen, denn 
diese können alleine meist nicht die 
finanziellen Mittel für entsprechende 
Qua  lifizierungs- und Personal ent-
wick lungsmaßnahmen aufbringen.

Aufwertung abhängiger 
Selbständigkeit

Die soziale Absicherung sollte jener 
der ArbeitnehmerInnen möglichst 
angeglichen sein (auch Arbeitslo-
senversicherung, Krankenentgelt, 
Ka renzurlaubsgeld, usw.), ebenso 
das Verhältnis von Kosten (Höhe der 
Beiträge) und Nutzen (Leistungen). 
Um die betriebliche Integration zu 
verbessern, wären ein Recht auf 
bevorzugte Festeinstellung, Bera-
tungs- und Kommunikationsrechte, 
Vertretung durch den Betriebsrat 
sowie Recht auf Teilnahme an der 
betriebliche Weiterbildung vor-
stellbar. 

Lobby für abhängige 
Selbständige

Viele Freiberufler bzw. neue Selb-
ständige entwickeln Solidaritäten 
mit Beschäftigten in ähnlichen Si-
tuationen, Berufsgruppen, usw. und 
beginnen oder wünschen sich neue 
Kooperationsformen. Sie wollen 
Un  terstützung durch eine durchset-
zungsfähige Interessensvertretung. 
Hier einige Beispiele, wie Unterstüt-
zung aussehen könnte: 
	Klare Positionierung dieses Be-

schäftigtentypus in der Öffent-
lichkeit durch Beschreibung 

ihrer spezifischen Situation, 
Abgrenzung (von echten Un-
ternehmern), Entwicklung von 
Kriterien wie z. B. Jahresein-
kommensgrenze, Eigenkapital, 
Beschäftigung von Arbeitneh-
merInnen, usw., Erstellen von 
Statistiken zur zahlenmäßigen 
Erfassung dieser Beschäftigten-
gruppe.  

	Weiters könnten die neuen Ko-
ope rationsformen der neuen Selb-
ständigen auf verschiedene Weise 
unterstützt werden, z.B. durch 
Bereitstellung von Büroraum, 
durch Organisationsbe ratung 
(viele dieser hochqualifizier-
ten Selbständigen suchen nach 
neuen demokratischen Formen 
der Zusammenarbeit) und Ser-
viceleistungen z. B. in Form von 
Ex pertennetzwerken.

Atypisch Beschäftigte und
Gewerkschaftsorganisation

Das vorhandene Problem, hetero-
gene Arbeitsformen und Interessen 
unter einen Hut zu bekommen, 
verschärft sich drastisch, wenn 
atypische Beschäftigungsformen 
einen Platz im gewerkschaftlichen 
Denken bekommen. Das typische 
„atypische“ Arbeitsverhältnis gibt 
es nicht. Doch wo Menschen ihren 
Lebensunterhalt in materieller 
Abhängigkeit verdienen und nicht 
selbst Arbeitgeber sind, können 
Gewerkschaften sinnvoll Organisa-
tionsplattformen anbieten. Wichtig 
ist zu erkennen, dass atypisch Be-
schäftigte atypische Interessensver-
tretungsarbeit erfordern. 
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Altpapiersammler in den Seiten-
gassen von Dendencho, Osakas 
Ge schäftsmeile für Elektroartikel, 
Wahr sager vor den Eingängen der 
Groß kaufhäuser Shibuyas, ambu-
lante Schmuckhändler in Ueno, un-
bemannte Gemüse- und Obststände 
vor privaten Wohnhäusern in Kyotos 
Vororten, professionelle Spieler in 
den Pachinko-Hallen, junge Frauen 
in den dunkleren Gassen Shinjukus, 
die vorbeiziehenden Männern ein-
deutige Angebote nachrufen, Yakuza, 
die Sammelmarken für Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe verkaufen, Filipi nos 
auf dem morgendlichen Arbeitsmarkt 
in Kotobuki, Yokohamas Tage löhner-
Zentrum, Hausfrauen, die Kla vier 
oder Ikebana unterrichten, dies alles 
spielt sich in Wirt schaftssek toren ab, 
die weitgehend der Kontrolle des ja-
panischen Staats entzogen sind und 
allgemein als informell bezeichnet 
werden. Vor allem grenzen sich die-
se Erwerbsformen deutlich von dem 
im westlichen Aus land verbreiteten 
Stereotyp des maus- und dunkel-
grau gekleideten Angestellten ab, 
der für seine selbstlose Aufopferung 
an die Firma mit lebenslanger Be-
schäftigung, Aufstiegs- und Lohnzu-
wachsgarantien sowie firmeninter-
nen Sozialleistungen belohnt wird. 

Das Konzept des informellen 
Sektors (infomaru sekuta–, hikoshiki 
sekuta–) hat unter Japans Sozial-
wissenschaftlern erstaunlich wenig 
Aufmerksamkeit gefunden. Fremd 
ist ihnen der Begriff wohl nicht, 
wie ein Überblicksartikel zur Infor-
ma lisierung in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen illustriert 
(Iga 1992). Anwendung findet das 
Konzept allerdings nur in der Ana-

lyse von Ökonomien der Dritten bzw. 
Zweiten Welt, während Schwarzar-
beit und illegale Beschäftigung, zwei 
typische Facetten der informellen 
Ökonomie, in Japan exklusiv im 
Zusammenhang mit illegalen Ar-
beitsimmigrantInnen wahrgenom-
men werden (vgl. Hirowatari 1998; 
Iguchi 1999). Auch das offizielle 
Weißbuch zur Arbeit definiert ille-
gale Beschäftigung (fuho shuro) in 
Kategorien, die japanische Staats-
angehörige nicht erfasst. Dennoch 
wird eine markante Spaltung des 
japanischen Arbeitsmarkts von nie-
mandem bezweifelt: Zu offensicht-
lich sind die Unterschiede in Bezah-
lung, Wohlfahrtsleistun gen, Arbeits-
platzgarantie und Kar rierechancen, 
die das Normbe schäf tigungs ver hält-
nis von einer Vielzahl atypischer 
Be schäftigungsformen trennen. 
Allerdings sind letztere  durch einen 
entsprechenden juri dischen und 
regu latorischen Rahmen ebenfalls 
hochgradig „formalisiert“. Der hohe 
Grad der Legalisierung unsicherer 
Beschäftigung trägt im wesentlichen 
zum Fehlen des informellen Sektors 
im sozialwissenschaftlichen Diskurs 
zu Arbeit und Beschäftigung in 
Japan bei.

1.  Die duale Struktur der japani-
schen Industrieorganisation 

Die modernisierungstheoretische 
Dichotomie von formell vs. in-
formell knüpft an Julius Boekes 
Modell der dualen Ökonomie für 
die indonesische Wirtschaft der 
dreißiger Jahre an, mit dem die 
Koexistenz traditioneller Betriebe 
von Kleinbauern und Handwerkern 

und moderner Unternehmen der 
Kolonialherren beschrieben wurde. 
Seit den sechziger Jahren liegt mit 
der dualen Struktur (niju kozo) ein 
ähnlicher Begriff für die japanische 
In dustrieor ga nisation vor. Funda-
mentale Unterschiede in Kapital- und 
Techno logieausstattung, Produktivi-
tät, Rentabilität, Marktmacht und 
Lohnniveau trennen Großbetriebe 
von dem im internationalen Ver-
gleich ungewöhnlich hohen Anteil 
von Klein- oder Mittelunternehmen 
(KMU) (Pascha 1994:38). Der alle 
fünf Jahre durchgeführten Betriebs-
gesamterhebung (kigyo tokei cho-
sa) zufolge beschäftigten 1996 über 
80% der nichtlandwirt schaft lichen 
Firmen weniger als 10 Mitarbeiter; 
nur 0,2% aller Unternehmen qua-
lifizierten sich als Großunterneh-
men. Von der Beschäftigtenseite 
her gesehen arbeiteten 12% der 
Angestellten in großen Konzernen, 
während Betriebe mit weniger als 20 
Mitarbeitern ca. 45% der gesamten 
Arbeitskraft beschäftigten. 

Der hohe KMU-Anteil wird als 
Ausdruck der ausgeprägten verti-
kalen Spezialisierung japanischer 
Unternehmen interpretiert: Produk-
tionsbereiche, die in anderen Indu-
striestaaten innerhalb eines Unter-
nehmens ausgeführt werden, werden 
in Japan ausgelagert und zwischen 
rechtlich eigenständigen Betrieben 
organisiert (Hemmert 1996). Die 
spezifische Rolle der Kleinbetriebe, 
Waren nicht für den Markt, sondern 
für einen oder wenige Abnehmer zu 
produzieren, entwickelte sich unter 
staatlicher Hilfestellung seit dem 
späten 19. Jahrhundert und war um 
1920 bereits als charakteristisches 
Merkmal für die japanische Indu-
strie etabliert. In der Tat wird die 
hohe vertikale Arbeitsteilung durch 
den vergleichsweise niedrigen Anteil 
der innerbetrieblichen Wertschöp-
fung am Umsatz eindrücklich nach-
gewiesen. Auffällig verbreitet ist 
diese Praxis in Mon tagein dus trien 
wie Automobil- oder Schiffsbau, de-
ren unzählige Einzelteile in einem 
mehrstufigen Netzwerk von Zulie-
ferbetrieben (shitau ke) hergestellt 

Wolfram Manzenreiter

Der ‚unsichtbare‘ informelle Sektor: 
Prekäre Beschäftigung im japanischen Kapitalismus



122 • B e i t r ä g e  z u r  h i s to r i s c h e n  s o z i a l k u n d e

werden (Walden ber ger 1994:135-
139). Da viele Sub kon trakt neh mer 
nur für ein oder ganz wenige Un-
ternehmen arbeiten, wirkt sich die 
asymmetrische Verhand lungsmacht 
ungünstig auf ihre unternehmeri-
sche Autonomie aus. Per sonal- und 
Informationsaustausch, Technolo-
gietransfer und gegebenenfalls auch 
Kapitalbeteiligung sind Instrumen-
tarien, mit denen die Abnehmer 
ihren Einfluss auf Preis- und Pro-
duktionsgestaltung der Zulieferer 
ausüben. Die minimalen Gewinnm-
argen werden nicht von der eigenen 
Unternehmensleitung, sondern vom 
Kunden vorgegeben, der bestens mit 
Innenleben und Kosten struktur der 
Betriebe vertraut ist (vgl. Sei 1992).

Wer also von japanischer Effizi-
enz, flexibler Spezialisierung, Just-
In-Time-Systemen, Toyotaismus 
und lean mangement schwärmt, 
muss erstens die besonderen geo-
graphischen und historischen Be-
dingungen der japanischen In-
dustrie (vgl. Glasmeier/Sugiura 
1993), zweitens die Konsequenzen 
für die schwächeren Glieder in der 
Kette berücksichtigen. Die jüngsten 
Entwicklungen der japanischen 
Wirtschaft haben im Ausland die 
Begeis terung für das vermeintlich 
effizientere japanische Modell deut-
lich abkühlen lassen. In Japan selber 
kün digten sich seit den späten acht-
ziger Jahren mit der globalen Erwei-
terung von Produk tions netzwerken 
Veränderungen an, die das Modell 
der dualen Struktur nicht mehr 
als zeitgemäß erscheinen lassen. 
Großunternehmen bemühen sich 
um Dezentralisierung und Diversi-
fi zie rung, um mit der Marktent-
wicklung Schritt zu halten. Viele 
Sub kontrakt nehmer konn ten ihre 
ehemaligen Technologiedefi zite 
und Kapitalschwäche ausgleichen 
und ihre Wett bewerbsposition dank 
ihrer Flexibilität und ihres Spe ziali-
sie rungs grads deutlich verbessern. 
Diese Ten  denzen sind aber sektoral 
und räum lich begrenzt: Vor allem 
in der verarbeitenden Industrie und 
außerhalb der urbanen Metropo-
len entscheidet sich das Schicksal 

vieler KMU nach wie vor durch die 
schwan kende Auftragslage ihrer 
Hauptabnehmer.

Der rapide Schwund der Klein-
unternehmen, den die Medien Mitte 
der achtziger Jahre zu registrieren 
begannen, ist auffallend. Betroffen 
waren vom „85er Schock“ vor allem 
Mikrounterneh men im Lebensmit-
telhandel, die der Übermacht der 
Supermärkte weichen mussten. 
650.000 Arbeitsplätze gingen wäh-
rend der letzten zehn Jahre den 
KMU mit weniger als 5 Beschäftig-
ten verloren. Im gleichen Zeitraum 
nahm die Anzahl der Selbstbe-
schäf tigten um 500.000 und der im 
Betrieb mitarbeitenden Familien-
angehörigen um 1,5 Millionen ab, 
für die vor allem in mittelgroßen 
Betrieben alternative Arbeitsplätze 
geschaffen wurden. 

2.  Dualstruktur neu überlegt: 
 der Arbeitsmarkt

Im Gegensatz zu Boekes dualer 
Wirtschaft sind in Japan die beiden 
Sektoren der dualen Struktur sehr 
eng ineinander verzahnt. Die Logik 
der ausgeprägten Arbeitsteilung, 
der zufolge kapitalintensive Pro-
duk tionsprozesse eher den großen 
Betrieben, arbeitsintensive dagegen 
den kleinen vorbehalten bleiben, hat 
erhebliche Konsequenzen für den 
japanischen Arbeitsmarkt. Entspre-
chend dem Dualismus der Ökono-
mie zerfällt dieser in ein primäres 
Segment interner Arbeitsmärkte 
und einen großen externen, sekun-
dären Arbeitsmarkt (Demes 1998: 
136). Informalität ist allerdings kein 
exklusives Merkmal für den ökono-
misch schwächeren Sektor.

Die Funktion der internen Arbeits-
märkte ist eng mit der lebenslangen 
Beschäftigungsgarantie und dem 
Senioritätsprinzip verbunden, die 
zusammen mit den unternehmen-
sinternen Gewerkschaften oft als 
Säulen der japanischen Beschäf-
tigungspraxis bezeichnet werden. 
Tatsächlich kommt nur etwa ein 
Viertel aller Angestellten – zumeist 
in Großunternehmen oder im öf-

fentlichen Dienst beschäftigt – in 
den Genuß dieser Privilegien. Mit 
paternalistischen Praktiken hatten 
sich bereits in der Zwischenkriegs-
zeit große Industrieunternehmen 
wie Yawata Steel oder Mitsubishi 
Shipyard um die Stabilisierung 
einer Kernbelegschaft bemüht (vgl. 
Gordon 1985). Ebenso begannen 
Ex perimente mit einer Reservear-
mee von temporär Beschäftigten, die 
mit niedrigeren Löhnen für weniger 
qua lifizierte Arbeiten abgespeist 
und nach Belieben eingestellt und 
gefeuert werden konnten. Extrem 
war sicher das Beispiel Yawata Steel, 
wo 70% der Arbeiter mit befristeten 
Verträgen angestellt waren, die ih-
nen die Rechte der Stamm arbeiter 
vorenthielten. Nach 1945 galten 
pater nalistische Prinzipien der 
Beschäftigung zunächst nur für 
Planungsstäbe und Verwaltungsan-
gestellte. Aber seit Mitte der von hef-
tigen gesellschaftspolitischen und 
klassenkämpferischen Auseinan-
dersetzungen begleiteten fünf ziger 
Jahre wurden sie als appease ment 
policy auch zunehmend auf die 
Arbeiter in der Manufaktur ausge-
weitet (white-col larization). 

Aus unternehmerischer Sicht 
macht die Nachbesetzung offe-
ner Stellen aus den Reihen ih-
rer Mitarbeiter durchaus Sinn: 
Schließlich wurde langfristig mit 
unter neh mens interner Ausbildung 
und Ar beitsplatzrotation in deren 
Qualifikation investiert, die sich 
auch in der Alter und Dienstjahre 
reflektierenden Gehalts kurve nie-
derschlägt. Andererseits werden nur 
firmenintern gefragte Fähigkeiten 
erworben, die auf dem sekundären 
Arbeitsmarkt keinen Wert darstel-
len. Auf diesem Markt rekrutieren 
viele der KMU, die kaum länger-
fristige Be schäftigungsstabi li tät 
bieten können, ihre Arbeitskräfte. 
Auch Großunternehmen versorgen 
sich hier mit Personal für wenig 
anspruchsvolle Tätigkeiten. Für sie 
spielt der sekundäre Arbeitsmarkt 
eine wichtige Rolle als Puffer, um 
Konjunkturschwankungen durch 
die Flexibilisierung der Personal-
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kosten abzufedern. Zugleich bilden 
die prekär Beschäftigten ein Ventil, 
mit dem die Beschäftigungssta bili-
tät der Stamm belegschaft (seishain) 
erst ermöglicht wird (Sasajima 
1996:217).

3.  Atypische Beschäftigung

Atypische Beschäftigungsformen 
wer den von Sato Hiroki (1998) in 
Abgrenzung zum Normar beits-
ver hältnis definiert. Zwei wesent-
liche Kriterien sind Umfang und 
Dauer der vertraglich festgehalte-
nen Beschäftigung. Saisonarbeiter, 
Wan derarbeiter (dekasegi), Tage-
löhner (hiyatoi), aber auch hoch 
qualifizierte Spezialisten, die auf 
Zeitver tragsbasis angestellt sind, 
unterscheiden sich durch das be-
fristete Beschäftigungsverhältnis 
von den Normarbeitern. Als prekär 
Beschäftigte gelten in Japan damit 
auch Teilzeitarbeitskräfte (pa–to, 
part timer) und Jobber (arubaito), 
die in der Regel mit einem gerin-
geren Wochenstundenausmaß an-
gestellt sind. Vor allem diese haben 
die Dynamik des Arbeitsmarkts in 
der jüngeren Vergangenheit wesent-
lich geprägt, wie proportionale Ver-
schiebungen in den Ergebnissen der 
monat lichen Arbeitskrafterhebung 
(rodo­ryo ku chosa) eindrücklich 
belegen. Wurden 1975 nur 9,9% 
der Gehaltsempfänger als Teilzeit-
beschäftigte klassifiziert (Shimada 
1998:37), so waren es 1989 bereits 
15,4%, weitere zehn Jahre später 
20,8%. Berücksichtigt man ferner 
Tagelöhner, Leiharbeiter und andere 
der Normdefinition widersprechende 
Be schäf tigungstypen, hat sich der 
Anteil der regulär Beschäftigten 
im letzten Jahrzehnt von 82,4% 
(1987) auf 75,1% (1999) reduziert. 
Jeder vierte Arbeitnehmer gilt damit 
bereits als atypisch, prekär oder irre-
gulär beschäftigt. Allein diese Zah-
len weisen auf die „Zerstückelung 
bzw. Flexibilisierung von ‚Norm-
arbeitsverhältnissen‘“ (Parn reiter 
1997:204) hin, die der Infor ma li-
sierung langfristig Vorschub leisten.

3.1.  arbeitsmigranten und tagelöhner
 
Kurzfristige Arbeitsmärkte haben 
im frühen japanischen Kapitalismus 
eine größere Rolle gespielt als in den 
vergangenen Jahren. Das Japan der 
Zwischenkriegs zeit war ein Land 
der Bauern, Klein hand  werker und 
Kaufleute, umgeben von vielen noch 
klei  neren Unternehmen, die Ziga-
retten, Nudeln, Sake etc. am Stra-
ßenrand ver-
kauften, und 
Millionen von 
ur ba nen und 
l ä n d l i c h e n 
Haus hal ten, 
die bis spät in 
die Nacht hin-
ein mit Ver-
lags ar beit ein 
Auskommen 
zu  s i chern 
suchten. Der 
hohe kultu-
relle Wert des 
Klein   un  ter-
nehmertums, 
verbunden mit 
relativ starren, 
kaum attrakti-
ven Löhnen in 
der modernen 
Industrie, hat-
ten die Prole-
tar i s ierung 
der Haus halte 
lang fristig hin-
ausge zö gert. 
Erst mit dem 
Aufschwung 
der japani schen 
Wirtschaft in 
der Nachkriegszeit bildete sich eine 
breite Lohn arbei ter schaft heraus. 
Mobile Wanderarbeiter (dekasegi), 
die in den Wintermonaten ihre 
Dörfer verließen, um Arbeit in den 
Städten zu suchen, spielten bis in 
die siebziger Jahre eine signifikante 
Rolle auf dem kurzfristigen Arbeits-
markt. Ihr statistischer Stellenwert 
ist heute allerdings selbst in den 
strukturschwachen Regionen des 
Nordostens, die den Großteil der 
dekasegi stellten, kaum noch der 

Die Creme de la Creme der Tagelöhner. 
Gerüstbauer (tobashi) lassen sich die Ge-
fahr der Arbeit und ihre Fertigkeiten gut 
bezahlen. Der Tageslohn von umgerech-
net 2.500 Schilling liegt deutlich über 
dem Gehalt eines Oberschulabsolventen 
in einem Kleinbetrieb. Dieser ist aller-
dings sozial abgesichert, genießt einen 
umfassenden Versicherungsschutz und 
eine langfristige Beschäftigungsstabili-
tät, während ein Tagelöhner nie sicher 
sein kann, ob und woher er am nächsten 
Tag sein Einkommen bezieht.
Foto: Wolfram Manzenreiter
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Rede wert. Dagegen ist mit dem Ta-
gelöhnermarkt (yose ba) ein anderes 
Relikt aus den frühen Jahren der In-
dustrialisierung weiterhin präsent. 

Als Tagelöhner werden in der 
monatlichen Arbeitskrafterhebung 
alle Beschäftigten mit einem Anstel-
lungsvertrag von weniger als einem 
Monat bezeichnet. Die im Juni 1999 
erfassten 1,5 Millionen entsprechen 
aber nur zum Teil dem klassischen 
Bild der ausschließlich männlichen 
Tagelöhner der yoseba. Genaue An-
gaben sind nahezu unmöglich, da 
nur ein Bruchteil der Tagelöhner bei 
der Lokalverwaltung gemeldet ist. 
Viele nutzen gerade die Anonymität, 
um vor Schuldnern, Familien oder 
ihrer Vergangenheit davonzulaufen. 

Außerdem sind seit den späten acht-
ziger Jahren illegale Immigranten auf 
den Tagelöhnermarkt nachgerückt, 
die sich sowieso als U-Boote der 
Registrierung ent  ziehen müssen 
(Ventura 1992). Schätzungen zur 
yoseba-Population variieren zwi-
schen 100.000 und 200.000; allein 
in den drei großen Zent ren Kama-
gasaki (Osaka), Sanya (Tokyo) und 
Kotobuki (Yokohama) leben rund 
30.000 Tagelöhner.

Ein Großteil der Tagelöhner findet 
im Baugewerbe Beschäftigung. Die 
Rekrutierung findet in der Früh gegen 

fünf auf der Straße statt oder etwas 
später auf dem lokalen Arbeitsamt. 
Löhne differieren, je nach Auftragsla-
ge, Anforderungen und Fähigkeiten. 
Mit einem Tageslohn von 14.000 bis 
25.000 Yen (Fowler 1996:  23) sind 
Fachhandwerker und Ge rüstbauer 
relativ gut bezahlt, schlecht dagegen 
die einfacheren Arbeiten wie Baustel-
lenreinigung, die gerade 6.000 Yen 
einbringen (No mura 1998: 81). Aller-
dings ist selbst in Zeiten der Hoch-
konjunktur nicht für jeden Arbeit 
vorhanden. Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld (abure kin; maximal dreißig 
Tage) haben nur die Tagelöhner, die 
bei der lokalen Arbeitsverwaltung 
gemeldet sind und in den vergan-
genen zwei Monaten min destens 

26 Tage beschäftigt 
waren. Die Summe 
des Ar beitslosengelds 
steigt mit der Anzahl 
der eingezahlten Tage, 
aber nur bis zu einem 
festgelegten Maxi-
malwert (1994:7.500 
Yen). Als Nachweis 
dienen Marken, die 
der Arbeitgeber in das 
Stem pelbuch (shiro 
techo) der Arbeiter 
hineinkleben soll. 
Tatsächlich werden 
die Lohn neben kosten 
möglichst niedrig 
gehalten: Unterneh-
men ver zichten gerne 
auf den Beschäfti-
gungsnachweis, und 
der Handel mit den 

Marken floriert auf dem Schwarz-
markt. Dennoch sind die Jobs vom 
offenen Straßenmarkt gefragter, 
weil sie besser bezahlt sind als das 
Arbeits amtangebot. Die organisierte 
Kriminalität kassiert kräftig mit, 
da kein Unternehmen, das sich die 
administrativen und finanziellen Mü-
hen der Bürokratie ersparen will, an 
den Arbeitsvermittlern (tehaishi) der 
Ya kuza vorbeikommt. Sie kassieren 
ihre Provision vom Lohn, kontrol-
lieren den Markenschwarz markt und 
organisieren das illegale Glücksspiel 
in den yoseba (vgl. Gill 1999). 

Keine Arbeit, kein Geld, kein Zimmer. 
Viele Tagelöhner leben von der Hand 

in den Mund; ein Tag ohne Arbeit, ein 
Kater vom Vorabend oder Krankheit 

können den ersten Schritt zur Obdach-
losigkeit darstellen. Tagtäglich verbrin-

gen in Kamagasaki, Japans größtem 
Tagelöhnerzentrum in Osaka, zwischen 

1.000 und 2.000 Männer die Nacht unter 
freiem Himmel. Alkoholismus, man-
gelhafte Ernährung und Tuberkulose 

tragen zu einer den gesamtjapanischen 
Durchschnitt um zwei Jahrzehnte unter-

schreitenden Lebenserwartung bei.
Foto: Wolfram Manzenreiter 
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Das wichtigste Kapital der Tage-
löhner ist ihre körperliche Kondi-
tion. Durch Krankheit oder Verlet-
zung bedingte Arbeitsunfähigkeit, 
sei sie auch nur für einige Tage, 
kann weitreichende Konsequenzen 
haben, da in der Regel kaum einer 
krankenversichert ist. Nur wenige 
Tagelöhner verfügen über finanzi-
elle Reserven: Der Großteil lebt von 
der Hand in den Mund. Wer nicht 
arbeitet, hat kein Geld; wer mittel-
los ist, muss auf der Straße über-
nachten – allein in 
Kamagasaki sind es 
rund 1000 bis 2000 
pro Nacht – und ris-
kiert seine Gesund-
heit in den feuch-
ten Monsun- oder 
kalten Winternäch-
ten. Tuberkulose ist 
unter den Tagelöh-
nern über pro por-
tional ver breitet, die 
durch schnittliche 
Lebenserwartung 
liegt mit unter 60 
Jahren deut lich un-
ter den 77 Jahren ei-
nes männlichen Ja-
paners. Dabei steigt 
seit einigen Jahren 
das Durch schnitts-
alter der Tagelöhner 
in den yoseba rapide 
an: Rund 70% in Kama ga saki sind 
älter als 50 Jahre. Arbeit zu finden 
wird mit zunehmendem Alter im-
mer schwieriger. Die gutbezahlten 
Jobs in der Baubranche gehen an 
die durchwegs jüngeren illegalen 
Arbeitsimmi granten aus Korea und 
China. Verdrängt haben Wirt schafts-
abschwung und strengere Behör-
den die eher „offensichtlichen“ 
Ausländer aus Pakistan, Iran und 
den Philippinen, die in den frühen 
neun ziger Jahren auf den Tage-
löh ner markt gedrängt waren; an 
ihrer Stelle finden sich nun verstärkt 
chappatsu, jugendliche „Punks“, 
deren Lebenseinstellung die Un-
verbindlichkeit der Anstellung und 
der tägliche Cash auf die Hand 
entgegenkommen. Die leichten 

Arbeiten, die von den öffentlichen 
Arbeitsämtern für die registrierten 
Oldtimer der Tage löhner reserviert 
werden, bieten diesen im Schnitt 
nicht mehr als einen Job im Monat 
(Nomura 1998:80-82). 

Wer zu alt für jegliche Arbeit ist, 
muss von der spärlichen Volksren-
te leben, falls er überhaupt seine 
Beiträge geleistet hat, oder auf die 
Wohl  fahrt hoffen. Allerdings gilt das 
japanische Wohlfahrtsystem gene-
rell als rudimentär und restriktiv, 

der Be zug von Sozialhilfe (seikatsu 
hogo) als stigmatisiert, und kaum 
jemand weiß, in welchen Fällen 
Rechts an spruch besteht. Kein Wun-
der, dass nur 24,3% der theoretisch 
Anspruchsberechtigten auch Sozial-
hilfe erhalten (Seeleb-Kaiser 1996: 
130). Das Gesetz fordert in jedem 
Fall die Meldung an einem festen 
Wohnsitz, den praktisch kaum einer 
der Tagelöhner hat, während die 
typischen Unterkünfte der Tagelöh-
ner wie doya oder bijinesu hoteru 
(Ge schäfts hotels) nicht akzeptiert 
werden. In diesem Teufelskreis, wo 
ohne Geld (und Leumund) keine 
Wohnung zu erhalten ist, ohne 
Wohnung aber keine Sozialhilfe 
ausgezahlt wird, bleiben als letzte 
Sicherungsinstanzen nur noch 

Für manche die letzte Station im Alter. 
Wer sich von seiner Familie getrennt hat 
und keine Altersvorsorge getroffen hat, 
fällt durch die Maschen eines lücken-
haften Sozialsystems, das sich auf die 
Familie als primäre Wohlfahrtsinstanz 
beruft. 1998 lebten übrigens rund 27 
Millionen ältere Japaner nur vom Bezug 
der Volksrente, die durchschnittlich bei 
47.000 Yen bzw. 10% eines Bruttodurch-
schnittslohns lag. Genaue Größenanga-
ben zur Problematik der Obdachlosigkeit 
liegen nicht vor. Die allein für Tokyo 
angegebene Zahl von 3.200 Obdachlosen 
unterzeichnet aber deutlich das tatsäch-
liche Ausmaß.
Foto: Wolfram Manzenreiter
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Marginalisierte Stimmen

Tagelöhner, männlich, 62 Jahre. Kamagasaki, Osaka.

Das Leben hat es nicht gut mit mir gemeint. Im Krieg habe ich meine ganze Familie verloren. Damals war ich neun. Bis zu 
meinem achtzehnten Lebensjahr war ich in einem Waisenheim eines buddhistischen Tempels, danach habe ich als Tagelöhner 
zu arbeiten angefangen. Eine feste Anstellung hatte ich nur einmal, Mitte der siebziger. 10 Jahre lang habe ich für ein Stahl-
unternehmen gearbeitet, aber das war keine gute Zeit. Den ganzen Tag stehen, all die gefährlichen Stoffe, mit denen man 
in Berührung kommt. Meine Zähne habe ich damals verloren, und so richtig gesund bin ich seitdem nie wieder geworden.

Danach bin ich wieder zum yoseba (Tagelöhnerzentrum) und auf den Bau zurück. Gut waren die späten achtziger Jahre, 
so einen Bauboom hat es zuvor nie gegeben. Die Rezession jetzt ist sehr hart, besonders für uns Alte. Die Poliere suchen 
kräftige Männer und nehmen eher die Jungen oder Ausländer. Wer so alt ist wie ich, muss sehen, was übrig bleibt, Aufräu-
men von Baustellen, oder leichte Jobs im Straßenbau. Aber die Arbeit reicht nicht, wir Alten sind ja schon viel zu viele für 
die wenigen Stellen. Viel verdient man sowieso nicht damit. Aber 6.000 Yen am Tag sind besser als nichts, es reicht zum 
Überleben und man bekommt den Nachweis für die Arbeitslose. 

Wer keinen Job findet, kann seinen Schlafplatz im doya (Wohnheim) nicht bezahlen und muss draußen schlafen und sich 
für sein Essen bei den Wohlfahrtsgruppen anstellen. Ich habe dieses Jahr schon dreimal unter freiem Himmel übernachtet, 
aber das ergeht ja Hunderten jeden Tag nicht anders. Besonders hart ist es im Frühsommer oder während des Monsuns, 
oder wenn die Baufirmen über Neujahr alle Baustellen schließen. Hier sterben im Jahr 600 auf der Straße, und Tuberkulose 
gibt’s hier häufiger als sonstwo in Japan. Wie es weiter geht mit mir? Keine Ahnung. Wir haben als junge Arbeiter Japan 
aufgebaut, und nun, da wir alt geworden sind, interessiert sich der Staat nicht mehr für uns.

(nach nomura 1998)

Teilzeitbeschäftigte, in Großunternehmen der Elektronikbranche, weiblich, 55 Jahre, Daito, Präfektur 
Osaka

Ich arbeite schon seit 20 Jahren hier am Fließband. Mein Mann ist am Bau, und sein Einkommen hängt immer von der 
Auftragslage und dem Wetter ab. Als unser drittes Kind neun wurde, habe ich wieder zu arbeiten begonnen. Die Arbeit ist 
schon anstrengend, all die kleinen Teile, immer wieder die gleichen Handgriffe. Zumindest läuft das Band nicht mehr so 
schnell wie früher.

Mit meinen fast 20 Anstellungsjahren habe ich nun Anspruch auf 20 Urlaubstage im Jahr. Allerdings schließt die Firma jeweils 
für eine Woche im Sommer und zu Neujahr, und viel mehr freie Tage kann ich mir nicht leisten. Wir werden nämlich nach 
Arbeitstagen bezahlt. Oft genug konnte ich nicht bei den Schulfesten der Kinder teilnehmen, oder mich um sie kümmern, 
wenn sie Grippe hatten. Was ich so von anderen weiß, geht es den pa–to (Teilzeitkräfte) bei unserer Firma recht gut. Wir 
arbeiten sieben Stunden am Tag, Samstag und Sonntag sind frei. Überstunden gibt es für uns nicht. 

Nachdem die Kinder aus dem Haus waren, wollte ich gerne mehr arbeiten. Als Vollangestellte verdiene ich deutlich mehr 
als meine 1.100 Yen in der Stunde, auch die beiden jährlichen Bonuszahlungen fallen viel höher aus. Der Unterschied von 
45 Minuten am Tag ist sowieso minimal, die Arbeit absolut die gleiche, und ich könnte Überstunden machen.  Nächstes 
Jahr werde ich 56, und das ist hier das Pensionsalter für pa–to. Als reguläre Angestellte kann ich zumindest bis 60 weiter-
arbeiten. Das Geld könnten wir gut gebrauchen, mein Mann und ich. Wir haben einen langfristigen Kredit für unser Haus 
aufgenommen, und die Rückzahlungsraten schlucken zwei Drittel unserer beiden Einkommen.

Ich habe auch schon mit der Betriebsleitung und der Arbeitervertretung gesprochen, aber die zeigen kein Verständnis. Über-
haupt geht es den Teilzeitkräften an den Kragen, weil Zeitarbeiter noch billiger sind. Im letzten Jahr hat die Gewerkschaft 
eine Anhebung der Abfindungssumme erreicht, aber das interessiert mich nicht. Ich will weiter arbeiten.

(nach ushio 1998)
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Zeitpersonal-Teilzeitbeschäftigte im Finanzsektor, weiblich, 48 Jahre, Tokyo

Direkt nach dem Studium habe ich einige Jahre regulär für eine Bank gearbeitet. Nach meiner Hochzeit habe ich gekündigt, 
wie es für Frauen eben normal ist. Jetzt sind meine drei Kinder schon groß, und ich wollte mehr Selbstständigkeit, deshalb 
habe ich wieder Arbeit gesucht. Als Vollzeitkraft habe ich nichts gefunden. Die Zeitpersonalfirma, für die ich jetzt tätig bin, 
gehört zu hundert Prozent der Bank, in der meine Kollegen und ich arbeiten.

Im ersten halben Jahr verdient man 970 Yen in der Stunde, aber nach einem Jahr steigt der Stundenlohn auf 1.100 Yen. 
Das ist das Maximum, das erreicht werden kann, auch wenn ich noch länger hier arbeite. Nach fünf Jahren werden wir 
automatisch gekündigt, wer dann nach einer Pause weiterarbeitet, fängt wieder mit dem niedrigen Gehalt an. 

Ich mache nebenbei ein paar Kurse und arbeite nur drei Tage in der Woche. Meistens helfe ich bei der Kontrolle der Geldein-
gänge, manchmal besuche ich auch unsere Kunden und helfe bei deren Bankangelegenheiten aus. Diese Arbeit haben früher 
Vollzeitkräfte gemacht, und zum Teil beschäftigt die Firma ja auch Männer auf Vertragsbasis für diese Aufträge. Ich kann 
nur schwer akzeptieren, dass diese für die gleiche Arbeit so viel mehr Geld verdienen als ich. 

Probleme gibt es schon manchmal, zum Beispiel mit der Überstundenabrechnung. Aber die größte Schwierigkeit ist die 
Kommunikation: Mein Arbeitgeber ist nicht für die Arbeitsbedingungen zuständig, und die Chefs an meinem Arbeitsplatz 
fühlen sich nicht zuständig für Betriebsfremde. 

Wenn ich sehe, wie schwierig es für ältere Frauen ist, eine gut bezahlte Anstellung zu finden, denke ich manchmal, es war 
ein Fehler, wegen Ehe und Kindern aus dem Arbeitsleben auszusteigen.

(nach kanda 1998)

Brasilianer, Arbeiter in Großunternehmen der Lebensmittelindustrie, männlich, 42 Jahre, Kasukabe, 
Präfektur Shizuoka.

Meine Eltern sind vor rund 60 Jahren aus Japan nach Brasilien ausgewandert. Wir haben eine kleine Landwirtschaft in 
Curitiba, um die sich nun meine Frau und  unsere drei Kinder kümmern. Hierher habe ich mich für ein Jahr verpflichtet. 
Wenn ich früher zurück will, muss ich die Reisekosten selber tragen. Ich will soviel wie möglich arbeiten und sparen. Aus-
gaben habe ich kaum. Ich bin im Firmenwohnheim untergebracht und esse meistens in der Kantine.

Angeworben für diese Arbeit wurde ich wie etwa zwanzig andere Brasilianer auch über ein Joint Venture dieser Firma 
in Brasilien. Die Arbeit ist schon anstrengend, aber ein Jahr geht schnell vorüber. Normalerweise bin ich in der Halle, wo 
Rohschinken weiterverarbeitet werden, von acht Uhr morgens bis halb sechs. Mein freier Tag ist Sonntag, falls es nicht 
doch Arbeit gibt. Wenn Überstunden anstehen, kann ich auch in anderen Hallen arbeiten. In diesem Oktober habe ich 
durchschnittlich vier Überstunden am Tag geschafft, manchmal habe ich auch erst um 23 Uhr die Halle verlassen. Schlecht 
war’s im August, da mussten wir schon um fünf gehen. Besser läuft es am Jahresende, wenn die Firma wegen all der Weih-
nachts- und Neujahrsfeiern zwei Schichten fährt. Wir Brasilianer haben beide Schichten von sieben Uhr morgens bis halb 
12 nachts arbeiten können.  

Angst vor der Arbeit oder um meine Gesundheit habe ich nicht. Fünf Kilo habe ich abgenommen, aber das gibt sich wieder. 
Sorgen machen mir eher die Folgen von Krankheit oder Unfällen. Ich bin zwar krankenversichert, aber viele sind es nicht, 
und dann können die hohen Arztgebühren ganz schön das Einkommen mindern. Wer krank ist und nicht zur Arbeit kommt, 
verdient auch nichts. Mir ist noch nichts passiert, aber zwei meiner Kollegen mussten vergangenen Monat nach Arbeitsun-
fällen ins Krankenhaus. Natürlich waren sie am nächsten Tag wieder in der Firma. 

Der Stundenlohn ist mit 1.000 Yen nicht schlecht. Die festangestellten japanischen Kollegen verdienen zwar ungefähr das 
Doppelte, aber wir kriegen doch mehr als die Teilzeit- und Saisonarbeitskräfte. Wenn nur die Abzüge nicht so hoch wären, 
dann könnte ich mehr nach Hause schicken. Aber 1.000 Dollar im Monat sind doch gut, oder?

(nach Yoshimura 1998)
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private, oftmals christliche Hilfs-
organisationen (vgl. Steven 1997). 

3.2.  teil- und kurzzeitarbeitskräfte

Im Vergleich zum relativ hohen 
Lohnniveau und der weitgehend 
fehlenden sozialen Absicherung auf 
den kurzfristigen Arbeitsmärkten 
brauchen sich Teilzeitarbeitskräfte 
weniger um ihre längerfristige 
Einkommenssicherung sorgen. 
Allerdings zahlen sie auch ihren 
Preis dafür, der zunächst an den 
niedrigeren Löhnen für pa–to und 
arubaito ersichtlich wird. Ursprüng-
lich verstand man unter dem vom 
deutschen „Arbeit“ abgeleiteten Be-
griff arubaito Schüler- oder Studen-
ten jobs. Mittlerweile ist man etwas 
groß zügiger geworden: arubaito 
ist ein Nebenjob, der neben einer 
primären Beschäftigung wie Studi-
um oder einer anderen Anstellung 
ausgeübt wird. Vor allem die zahl-
reichen Convenience Stores grei-
fen für ihren 24-Stunden-Service 
auf diese Ressourcen zurück; der 
Durch schnitts stundenlohn von 600-
700 Yen rangiert am unteren Ende 
der Lohnskala und liegt deutlich 
unter dem Durchschnittslohn der 
anderen Teil zeitkräfte (1995:856 
Yen). Das weitaus größte Segment – 
1998 rund zwei Drittel der insgesamt 
10,3 Millionen Teilzeitkräfte – wird 
als pa–to taima– („part timer“, kurz: 
pa–to) bezeichnet. Viele Arbeits-
markterhebungen differenzieren 
nicht zwischen Teilzeitkräften und 
Jobbern, sondern fassen diese Ka-
tegorien zusammen. Entsprechend 
großzügig wird auch die Definition 
im „Gesetz zur Verbesserung der 
Beschäfti gungs si tua  tion von Teilzeit-
arbeitern“ (kurz: pa–to taimu rodo ho, 
1994) gehandhabt. Als Teilzeitkräfte 
werden diejenigen Angestellten 
klassifiziert, die in einem geringe-
ren Stundenausmaß am Tag oder 
weniger Tage pro Woche als ihre im 
gleichen Betrieb festangestellten 
Kollegen beschäftigt werden (Art. 
2). Vor diesem Gesetz gab es keine 
rechtlich verbindliche Definition. 
Der allgemein verwendete Peilwert 

von 35 Wochenstun den überschrei-
tet jedoch deutlich den Zeitrahmen, 
der von Arbeitsgesetzen in Ländern 
wie Frankreich oder Deutschland 
vorgegeben wird. 

In der Praxis lässt sich weder 
das Argument der befristeten Ver-
tragsdauer noch der geringeren 
Arbeitszeit aufrecht erhalten. Viele 
Teilzeitkräfte, die theoretisch mit 
einem Jahresvertrag angestellt 
werden, bleiben über diesen Zeit-
raum hinaus im Dienst der Firma, 
erhalten jedoch keine Anspruchsbe-
rechtigung auf die arbeitsrechtlich 
vorgesehenen Vergünstigungen 
einer unbefristeten Beschäftigung. 
1995 lag die durchschnittliche Ver-
weildauer im Betrieb bei 4,6 Jahren. 
Zwar galten bis zur Revision des Ar-
beitsstandardge setzes 1999 Zeitver-
träge als entfristet, wenn die Tätig-
keit bei einem Arbeitgeber länger als 
ein Jahr anhielt. Trotzdem können 
sich Arbeitgeber relativ leicht von 
den Teilzeitkräften trennen, zu mal 
diese kaum von den Gewerkschaften 
vertreten werden. Einer landeswei-
ten Umfrage zufolge arbeiteten rund 
3 Prozent genauso lang oder länger 
als regulär Beschäftigte. Allerdings 
beruht dieser Zahlenwert auf An-
gaben der Unternehmen. Werden 
die Arbeiter direkt gefragt, sehen 
die Zahlen etwas anders aus: 12,9% 
aller Teilzeitarbeiter arbeiteten 1997 
in der Woche über 35, davon die 
Hälfte (6,8%) sogar über 42 Stunden. 
Die Wahrscheinlichkeit, in gleichem 
Aus maß wie Vollzeitkräfte arbeiten 
zu müssen, scheint ein Preis für 
Daueranstellung zu sein. 14,6% aller 
Teilzeitkräfte waren 1997 mehr als 
250 Tage beschäftigt, und von diesen 
haben 58,4% mehr als 35 Stunden 
und 29,6% mehr als 42 Stunden in 
der Woche gearbeitet. 

Die Beschäftigungstrenderhe bun-
gen (koyo doko chosa) des Ar-
beitsministeriums zeigen, dass 
die Verwendung von Kurz- und 
Teilzeitkräften in allen Sektoren, 
unabhängig von der Firmengröße, 
verbreitet ist. Den größten Bedarf 
haben Gastronomie und Handel, 
wo nahezu jeder zweite Arbeitsplatz 

mit einer Teilzeitkraft besetzt wird. 
Die Korrelation zur Firmengröße 
unterscheidet sich sektoral: Wäh-
rend ihr Anteil an den Beschäftigten 
in der verarbeitenden Industrie und 
im Finanzwesen zunimmt, je kleiner 
der Betrieb ist, wächst ihre propor-
tionale Bedeutung im Groß- und 
Einzelhandel mit der Betriebsgröße 
(House man/Osawa 1995:15). Letzt-
lich bestimmt eine Funktion von 
Angebots- und Nachfragefaktoren 
das Ausmaß ihrer Beschäftigung. 
Auf der Angebotsseite dominieren 
Lohn kostenüberlegungen. Billiger 
sind Teilzeitkräfte aus zwei Grün-
den. Erstens gilt für sie nicht das 
Senio ritätsprinzip, d. h. der Anstieg 
der Lohnkurve verläuft wesentlich 
flacher. Betrachtet man die Angaben 
der Lohnstrukturerhebung (chin-
gin kozo kihon tokei chosa) des 
Arbeitsministeriums, so hat sich 
die Einkommensschere zwischen 
Teil- und Vollzeitbeschäftigten in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten 
kontinuierlich von 18,2% (1976) 
auf 30,8% (1996) des Stunden-
lohns eines regulär Beschäftigten 
vergrößert (Kimura 1998:34; vgl. 
Graph). Da diese Untersuchungen 
aber nur Betriebe mit mehr als 
30 Mitarbeitern berücksichtigen, 
kann man ge nerell von einer noch 
größeren Einkommensschere aus-
gehen. In den vergangenen Jahren 
haben einige Gerichtsurteile zur 
Lohndiskri mi nierung von Teilzeit-
kräften Aufsehen erregt. So befand 
das Oberlandesgericht Nagano 1996, 
dass eine Einkommensdifferenz 
von mehr als 20% bei gleichen 
Arbeitsinhalten, Anstellungsdauer 
und Arbeitszeit dem Grundsatz der 
guten Sitten widerspräche. Während 
entsprechende Rechtsgrundlagen 
in Deutschland oder Frankreich 
diese Form der Lohn   diskriminierung 
(„gleiche Arbeit, gleicher Lohn“) 
verbieten, hat dieses Urteil prinzipiell 
die Einschätzung bekräftigt, dass die 
Bezeichnung als pa–to mit all ihren 
Konsequenzen primär auf der askrip-
tiven Zuordnung durch den Arbeitge-
ber beruht (Shi ma da 1998:38).

Zweitens werden die Lohnneben-
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kosten deutlich redu-
ziert, da Unternehmen 
ihre zusätzl i chen Wohl-
fahrts leistun gen (Miet-
zu schuss, Fahrt  kosten, 
Familienzulage, Freizeit-
programme etc.) auf die 
Stammbelegschaft be-
schränken. Weit aus wich-
tiger sind noch die ge-
setzlichen Grundlagen, 
die der Diskriminierung 
der Teil zeit kräfte Vor-
schub leisten. Erst seit 
1989 sind Unternehmen 
verpflichtet, für ihre 
Teilzeitkräfte Beiträge 
zur Arbeitslosenversi-
cherung (koyo hoken) 
zu zahlen, allerdings 
nur unter Vorausset-
zungen, die viele Ar-
beitnehmer nicht erfül-
len. Aus den gleichen 
Gründen entfallen auch 
häufig Beitragszahlun-
gen für Kranken- und 
Pen sions   ver siche rungs-
sys teme. Ältere Umfra gedaten von 
1988 zeigen, dass nur wenig mehr 
als ein Drittel der Teilzeitkräfte bzw. 
die Hälfte der Kurzzeitbeschäftigten 
von den jeweiligen Systemen ab-
gesichert waren (House  man/Osawa 
1995:15).

Während also ein Drittel der 
Unternehmen (38,3%) die Lohn-
kosten als maßgeblichen Entschei-
dungsfaktor hinter der Einstellung 
von Teilzeitkräften angibt, steht 
bei diesen selber die flexiblere Zeit-
einteilung hoch im Kurs. Faktoren 
wie der institutionalisierte Druck 
zur Überstundenleistung, Transfers 
zwischen den Betriebsstätten und 
hohe Kon formitätserwartungen 
mit den Unternehmenszielen, die 
das Normbeschäftigungsverhältnis 
charakterisieren, sind für die Teil-
zeitkräfte nicht oder nur zu einem 
eingeschränkten Ausmaß gültig. Al-
lerdings darf der Grad der Entschei-
dungsfreiheit nicht überschätzt 
werden: Schließlich hätten 13,6% 
einer regulären Anstellung den Vor-
zug gegeben. Die überproportionale 

Vertretung von Frauen neben älte-
ren und ganz jungen Personen unter 
den Teilzeitkräften – 82% der Teil-
zeitkräfte sind Frauen, davon rund 
80% verheiratet, während 70% der 
regulär Beschäftigten Männer sind 
(Osawa 1998:158; vgl. Tabelle) – weist 
weiters darauf hin, dass diese Teil-
gruppen systematisch vom Zugang 
zu den internen Arbeitsmärkten 
ausgeschlossen werden. 

Zusatzeinkommen bzw. sogar 
Sicherung der Lebensgrundlage sind 
die häufigsten Argumente, mit denen 
die Teilzeitkräfte ihre Teilnahme am 
Arbeitsmarkt erklären. Das Steuersy-
stem sorgt allerdings dafür, dass ihr 
Erwerbsengagement in bestimmten 
Grenzen bleibt. Grundlage der Be-
steuerung ist zwar das individuelle 
Einkommen, aber der Anspruch 
auf Steuervergünstigungen wird 
mit dem Haushaltseinkommen 
berechnet. Zusatzverdienste eines 
abhängigen Ehepartners sind bis zu 
einer Höhe von 1,03 Millionen Yen 
im Jahr steuerbefreit; gleichzeitig 
bleibt der Anspruch auf Mitversi-
cherung in der Krankenversiche-

rung aufrecht. Zusätzlich können 
bestimmte Steuerreduktionen wie 
Ehepartnerabsetzbeträge geltend 
gemacht werden. Überschreitet das 
Zusatzeinkom men diese Grenze, 
wirkt sich die Besteuerung negativ 
auf das Nettoeinkommen aus; dieser 
Effekt wird erst bei einem Jahres-
einkommen von 1,5 Millionen ega-
lisiert (Kimura 1998:32-33). Daher 
bemühten sich 1996 31,6% der Teil-
zeitarbeiter, ihr Einkommen unter 
dieser Grenze zu halten; insgesamt 
achtete jeder zwei  te darauf, mit 
seinem Einkommen in einem be-
stimmten Rahmen zu manövrieren.

3.3.  arbeitnehmerüberlassung und 
leihpersonal

Wie bereits erwähnt, stellt der se-
kundäre Arbeitsmarkt ein Ven-
til dar, mit dem Arbeitgeber auf 
Marktschwankungen reagieren 
und Kernbelegschaften schützen 
zu können. Ent lassungen, vor allem 
der Kernbelegschaften, sind in Japan 
eher ungeliebt. Erst wenn Überstun-
denabbau, Bonuseinsparungen, frei-

Entwicklung der Monatslöhne männlicher Arbeitnehmer in Japan

Quelle: rsc 1999
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willige Lohnkürzungen und andere 
softe Maßnahmen ausgereizt sind, 
kommt es zu Veränderungen im 
Personalstamm, die zunächst die 
Randbelegschaften zu spüren be-
kommen. Die Verwendung der weib-
lichen Arbeitskraft als Kon junk tur-
puffer hat sich in der Vergangenheit 
wiederholt gezeigt: Sowohl während 
der Ölkrisen als auch während 
des endaka-Schocks (1985–1986) 
nahm der Anteil der erwerbstätigen 
Frauen an der Gesamtbevölkerung 
ab, während in der Mitte der neun-
ziger Jahre nur ein geringfügiger 
Einbruch, dem unmittelbar die 
Erholung folgte, zu beobachten 
war (Nitta 1998: 274-275). Eine wei-
tere quan titativ wichtige Rolle in 
der Flexibilitätsplanung spielt das 
Segment der älteren Arbeitnehmer. 
Bislang hatten nahezu alle Firmen 
für ihre Angestellten ein manda to-
ri sches Pensionsalter zwischen 55 
und 60 Jahren. Daher bleiben die 
meisten Männer im Erwerbsleben, 
um die Zeit bis zum Ren tenbezug 
(ab 60 Jahren) zu überbrücken, 
viele sogar über diesen Zeitpunkt 
hinaus: Bis zum Alter von 65 Jahren 
liegt die Parti zipationsrate zwischen 
60 und 64%, und knapp die Hälfte 
bleibt sogar bis zum 70. Lebensjahr 
berufstätig. In den meisten Fällen 
ist die Weiterbeschäftigung mit 
erheblichen Lohneinbußen und 
dem Verlust von Senioritäts rech ten 
verbunden. Überhaupt findet nur 
ein kleinerer Teil Beschäftigung im 
selben Unternehmen. Den meisten 
werden Anstellungen in Unterneh-
men des Firmennetzwerks oder bei 
Sub kontrak teuren angeboten. An-
gesichts leerer Pen sions kassen und 
der steigenden Lebenserwartung 
wurde das Pen sionsalter in einem 
mehr stufigen Verfahren bis 2013 
auf 65 Jahre angehoben; für Frauen 
folgt die Angleichung des Pensions-
alters von 55 auf 60 mit fünfjähriger 
Verzögerung. Vor dem Hintergrund 
der hohen Lohn kosten eines älteren 
Mitarbeiters und der gegenwärtigen 
Praxis erscheint eine firmeninter-
ne Anhebung des Pensionsalters 
fraglich. Vielmehr ist ein weiterer 

Zustrom der Älteren in prekäre Be-
schäf ti gungsformen zu erwarten.

Weit verbreitet ist in Japan auch 
die Praxis des Mitarbeitertauschs 
zwischen Unternehmen: Großbe-
triebe leihen sich von ihren Toch-
terunternehmen oder Subkon trak-
teuren Arbeiter aus, ohne diese 
aber vertraglich einzustellen. Die 
Löhne zahlt weiterhin der rechtliche 
Arbeitgeber, so dass die verborgten 
Arbeiter (shagaiko) oft weniger ver-
dienen als die Firmenmitarbeiter am 
gleichen Arbeitsplatz. Ebenso kön-
nen die kleineren Betriebe von ihren 
Abnehmern gezwungen werden, 
nachfragebedingt nicht benötigte 
Arbeitskräfte zu übernehmen. Diese 

Praxis (shukko), die zusätzlich dem 
zwischenbetrieblichen Informations-
austausch und Know-How-Transfer 
dienen soll, findet auch in den jün-
geren Jahren verstärkte Anwen-
dung. Allerdings: Die Übernahme 
kann endgültiger Natur sein (iseki 
shukko), verbunden mit entspre-
chenden Einbußen an Einkommen 
und Privilegien. Charakteristisch 
für diese Formen der atypischen 
Beschäftigung ist die Grenz ziehung 
zwischen rechtlichem Arbeitgeber 
und effektivem Arbeitsplatz. Am 
deutlichsten ist dieses Merkmal bei 
der Beschäftigung von Leihpersonal 
(haken rodosha) ausgeprägt, wo 
die vertragsrechtliche Einigung 

Quelle: stk 1998, 1993

Verteilung atypischer Arbeit in Japan nach Alter und Geschlecht (in %)
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über Lohnhöhe und Kündigungs-
schutz mit der Zeitper so nalfirma 
ausgehandelt wird, die effektiven 
Arbeitsinhalte und -be din gungen 
aber durch den Entleiher bestimmt 
werden. 

Private Arbeitsvermittlung ist 
un mittelbar nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs in Japan auf 
Druck der Besatzungsbehörden 
verboten worden, um die Arbei-
ter vor Ausbeutung zu schützen. 
In den achtziger Jahren drängten 
Lobbyisten der Unternehmer auf 
eine Neuordnung des Arbeitsrechts, 
damit neue Beschäf tigungschancen 
geschaffen und der bestehende 
Status Quo der Arbeit nehmerüber-
las sung legalisiert werden konnten 
(Trop penz 1994:8). Das Gesetz von 
1986 erlaubt die Beschäftigung 
von Zeitpersonal in Bereichen, in 
denen entweder ein hohes Maß an 
speziellen Kenntnissen, Fähigkeiten 
und Erfahrungen zur effizienten 
Ausführung notwendig ist (Art. 
4.1.), oder in denen die besonderen 
Bedingungen der Arbeit eine spezi-
fische Personalführung erfordern 
(Art. 4.2.). Eine Positivliste begrenz-
te den Einsatz ursprünglich auf 16 
Bereiche, seit der Revision vom De-
zember 1996 sind es 26. Allein diese 
Ausweitung unterstreicht, wie sehr 
das Einschalten eines In termediärs 
den Verwertungsin teres sen des Ka-
pitals entgegenzukommen scheint. 
Ein genauerer Blick auf den Wachs-
tumsmarkt, der 1997 1,3 Billionen 
Yen umsetzte, untermauert diese 
Annahme. 75% der Firmen sind auf 
einen oder wenige Einsatzbereiche 
spezialisiert und operieren mit ei-
nem festen Mitarbeiterstamm von 
Voll- und Teil zeitkräften; in vielen 
Fällen handelt es sich um Tochter-
unternehmungen größerer Firmen, 
die den internen Personalbedarf 
bei niedrigen Lohnkosten flexibel 
handhaben (Kat sumichi 1998: 65). 
Dagegen gehören 90% der vermit-
telten Arbeiter zu dem Segment 
der allgemeinen Verleihfirmen, die 
mittels ihrer umfangreichen Perso-
nal da ten bank praktisch alle Berei-
che beliefern können, aber kaum 

über einen nennenswerten eigenen 
Mitarbeiterkreis verfügen. 

Gerade für die letzte Gruppe der 
registrierten Leiharbeiter gelten in 
hohem Maße die typischen Nachteile 
der Arbeitsvermittlung. Das Lohn-
niveau ist durchwegs niedriger, Son-
derleistungen existieren höchstens in 
eingeschränktem Maße, Interessen-
vertretungen und Weiterbil dungs-
mög lichkeiten sind praktisch nicht 
existent. Sozialversicherungsabga-
ben und Pensionsbeiträge sind laut 
Gesetz nach einer Beschäftigung 
von mehr als zwei bzw. sechs Mo-
naten vorgeschrieben, aber nicht 
wenige Unternehmen missach-
ten die Vorschriften. Kündigt der 
Entleiher vorzeitig den Vertrag 
mit der Zeitpersonalfirma, bedeu-
tet das für den Arbeiter praktisch 
eine fristlose Kündigung (Ki mu ra 
1998:30). Si gni fikanterweise trägt 
der Zeit per sonalmarkt die gleichen 
geschlechtsspezifischen Charakte-
ristika wie der allgemeine Arbeits-
markt. In den relativ geschützten 
und privilegierten Positionen der 
speziellen Verleiher überwiegt der 
männ liche Anteil, während Frau-
en den Großteil des registrierten 
Leihper sonals stellen (Sato 1998:5).

Eine weitere Revision des Leih-
personalgesetzes steht bevor. Disku-
tiert werden vor allem zwei Locke-
rungen, die den unternehmerischen 
Flexibilisierungsstrategien zu Gute 
kämen. Erstens soll die gesetzliche 
Maximalfrist der Bestellung aufge-
hoben werden, die derzeit bei einem 
Jahr mit zwei Verlängerungsop-
tionen von jeweils einem Jahr liegt; 
zweitens soll anstelle der Positivliste 
eine Negativliste formuliert werden, 
die nicht mit Zeitpersonal be setz-
bare Einsatzbereiche definiert (Shi-
mada 1998:40).

3.4.  heimarbeit und telearbeit

Zu den prekär Beschäftigten zählen 
auch die Arbeitskräfte, die ohne 
einen Anstellungsvertrag für ein 
Unternehmen tätig sind, aufgrund 
der spezifischen Form der Bezie-
hungen zu den Unternehmen aber 

nicht als Selbständige bezeichnet 
werden kön nen. Klassisches Beispiel 
der Schein selbständigkeit ist die 
industrielle Heimarbeit, als aktu-
elle Varianten gelten Telearbeiter 
und, in eingeschränktem Sinne, 
Vertragsbedienstete (keiyakuin). 
Heimwerker wurden trotz der nega-
tiven Erfahrungen aus der Frühzeit 
der Industrialisierung nicht vom 
Arbeitsstandardgesetz (rodo kihon 
ho) berücksichtigt. Ohne festgelegte 
Mini mallöhne sowie Sozial- und 
Kran kenversicherungspflichten 
wurde die industrielle Heimarbeit 
zum letzten und schwächsten Glied 
in der Produktionskette, von dem 
vor allem die Textil- und Elektronik-
industrie regen Gebrauch machten. 
In der hohen Wachstumsphase der 
japanischen Nachkriegswirtschaft 
verdreifachte sich die Anzahl der 
Heimarbeiter, bis in der ersten Hälf-
te der siebziger Jahre ein Höhepunkt 
von knapp 2 Millionen erreicht war. 
Das erst 1970 verabschiedete Heim-
arbeitsgesetz (kanai rodo ho) regelte 
zwar die Beziehungen zwischen 
Heimarbeitern und ihren Auftrag-
gebern, bot aber keine Garantien 
für Entlohnung oder Arbeitszeit 
(Lin hart 1979:277). 

Während sich seit 1975 die Zahl 
der Heimarbeiter massiv verringert 
hat (1998: 419.014 Personen), sind 
mit Niedrigstlöhnen (durchschnitt-
licher Stundenlohn 1998: 512 Yen) 
und der überwiegenden Verwen-
dung von Frauen (1998: 93%) einige 
Merkmale nahezu unverändert 
geblieben. Auch sind es nach wie 
vor Textilverarbeitung (37,4%), Tex-
til- (7,8%) und Elektronikindustrie 
(19,7%), die neben den Kunststoff- 
und Papierwarenindustrien den 
Löwenanteil der Heimarbeitsplätze 
stellen. Verändert hat sich lediglich 
die Altersstruktur, wie am Durch-
schnittsalter von 53,2 Jahren zu 
sehen ist; Mitte der siebziger Jahre 
bildeten dagegen Frauen in den 
Dreißigern bzw. Vierzigern den 
größten Anteil. Konstant erweisen 
sich auch mit der „Möglichkeit der 
freien Zeiteinteilung“ (61,5%) und 
der „Immobilität aufgrund Er zie-
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hungs- oder Pflegeverpflichtungen“ 
(21,4%) die Beweggründe, die hinter 
der Entscheidung zur Heimar-
beit stehen. Wandlungsprozesse in 
der Industrieorga ni sa tion wie die 
Verlagerung einfachster und ar-
beitsintensiver Pro duk tions schritte 
ins Ausland oder der relative Be-
deutungsrückgang des sekundären 
Sektors stehen eher hinter dem 
Schrumpfen des Markts für Heim-
arbeit als eine generell abnehmende 
Nachfrage.

Große Hoffnungen auf eine Ver-
besserung der Zugangsmög lich-
kei ten zum Arbeitsmarkt werden 
gegenwärtig mit der rapiden Ver-
breitung neuer Kommunikations-
technologien verbunden. Telearbeit 
wird in der japanischen Arbeitspoli-
tik als eine Strategie bewertet, um 
dem von Demographen prognosti-
zieren Arbeitskräftemangel entge-
genzutreten. Theoretisch eröffnen 
sich in der gesamten Bandbreite des 
Dienstleistungssektors eine Vielzahl 
neuer Einsatzfelder, in denen Frauen 
verbessert Kapital aus ihrem hohen 
Bildungsniveau schlagen können. 
Der bisherige Entwicklungsstand 
entspricht allerdings nicht den 
optimistischen Erwartungen. Der-
zeit gibt es weder Hinweise darauf, 
dass Telearbeit zum Wachstum des 
Arbeitsmarkts beigetragen, noch 
dass sich Beschäftigungs- und Kar-
rierechancen für Frauen wirklich 
verbessert hätten. 

Diversen Erhebungen zufolge sind 
Telearbeiter hauptsächlich als Selbst-
ständige oder Freiberufliche tätig, 
von denen wiederum der Groß teil 
verheiratete Frauen im Alter von 25 
bis 40 Jahren sind, die sich wegen 
ihrer Doppelbelastung von Haushalt 
und Beruf für die flexiblere Option 
der Telearbeit entschieden haben. 
Tatsächlich bilden Frauen zwar den 
überwiegenden Anteil der Tele arbei-
ter, können in vielen Fällen aber 
nicht ihr Bildungsniveau als wage 
determinator mit hineinbringen. 
Ca. 40% der Tele arbeiter sind mit 
Dateneingabe, Text verarbeitung und 
ähnlich einfachen Aufgaben betraut; 
in anspruchsvolleren Aufgaben-

feldern wie Soft ware entwicklung, 
Planung und Design sind dagegen 
männliche Arbeiter oder regulär 
Beschäftigte stärker vertreten. 

Im Falle der freiberuflichen Tä-
tigkeit ist die Abhängigkeit von 
einem oder wenigen Unternehmen 
auffällig genug, so dass eher von 
Scheinselbstständigkeit gespro-
chen werden muss: Hier verbinden 
sich die negativen Aspekte der 
Selbst stän digkeit (Selbstversiche-
rung, Marktfluktuation, Zeitorga-
nisation) mit den negativen eines 
Anstellungsver hältnisses (Abhän-
gigkeit, keine Tarifautonomie). Um 
zumindest eine arbeitsrechtliche 
Einordnung der selb ständigen Te-
learbeit zu erreichen, berücksich-
tigt das Heimarbeitgesetz seit der 
Revision des von 1990 auch solche 
Fälle, in denen durch die Weiter-
gabe von Daten und Floppy Disks 
ein der industriellen Heimarbeit 
gleichzustellender Austausch von 
Fertigungsmaterial und -produkt 
stattfindet (vgl. Manzenreiter 2000).

4.  Fazit

Die Diskussion der atypischen Be-
schäftigung in Japan weist auf zwei 
strukturelle Besonderheiten hin, 
die den informellen Sektor in Japan 
charakterisieren. Deutlich wurde, 
dass der informelle Sektor aufgrund 
dynamischer Beziehungen zwischen 
den formellen und wenig bis gar 
nicht formalisierten Sektoren der 
Dualstruktur zu einem hochpro-
duktiven und integralen Bestandteil 
der Nationalökonomie geworden ist. 
Das Fehlen der informellen Öko-
nomie im sozialwissenschaftlichen 
Diskurs dürfte also un mittelbar auf 
den hohen Lega li tätsgrad der hier 
diskutierten prekären Arbeitsfor-
men zurückzuführen sein. Daher 
zeigt das Beispiel Japan so klar wie 
kaum ein anderes, dass ungeschützt 
und unterbezahlt nicht zwangs-
läufig ungeregelt bedeuten muss: 
Vielmehr ist die mangelhafte Versor-
gung mit Siche rungs instrumenten 
für ein knappes Viertel der Arbeits-
kraft nur aufgrund eines entspre-

chend ausformulierten staatlichen 
Regulationsapparats ermöglicht 
worden. Die rezente Zunahme von 
atypischen Beschäf ti gungsformen 
unterstreicht ihrerseits, dass der 
japanische Kapitalismus nicht nur 
in seinen frühen Jahren, sondern 
in all seinen Entwicklungsstufen bis 
in die Gegenwart hinein ungleiche 
Arbeitsverhältnisse für seine Pro-
fitinteressen zu verwerten suchte.

Bislang, und so auch in abseh-
barer Zukunft, vermeidet der japa-
nische Staat weitestgehend die Be-
schäftigung ausländischer Arbeits-
kräfte für einfache und unattraktive 
Arbeiten. Die Trennlinien zwischen 
qualifizierter, gesicherter und gut 
bezahlter Beschäftigung und ihren 
Gegenstücken verlaufen daher quer 
durch die eigene Bevölkerung und 
vor allem entlang der Geschlechter. 
Dem verfassungsrechtlich garantier-
ten Gleichheitsgrundsatz und dem 
Chancengleichheitsgesetz (1986) 
gegenüber stehen als übermächtige 
Barrieren die kulturelle Norm der ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung und die 
staatliche Einschätzung der Familie 
als primäre Wohl fahrts in sti tution. 
Ein Resultat ist das Miss verhältnis 
von bezahlter und unbezahlter 
Arbeit, an denen Frauen jeweils 
mit 35% und 95% beteiligt sind 
(Osawa 1998). Die „Femini sierung 
der Arbeit“ kommt maßgeblich 
der industriellen Nachfrage nach 
flexibel einsetzbaren Arbeitskräften 
entgegen und setzt bewusst auf das 
Bedürfnis vieler Frauen, Haushalts- 
und soziale Arbeit mit einem Zusat-
zeinkommen zu verbinden. Sie trägt 
aber in keiner Weise zur Aufhebung 
der diskriminierenden Prin zipien 
der Personalführung bei, die Frauen 
kategorisch von Aufstiegschancen 
ausschließen (vgl. Konno 1996; Saso 
1990). In höherem Maße als alle an-
deren In dustrie nationen beruht der 
Erfolg des japanischen Ka pitalismus 
auf der Rundumnutzung und Aus-
beutung der weiblichen Arbeitskraft.
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Einleitung

Die illegale Erwerbstätigkeit von Aus-
ländern in Österreich findet regelmä-
ßig starken Widerhall in den Medien 
und stellt ein virulentes innenpoliti-
sches Konfliktthema dar. Umgekehrt 
proportional zu der großen Aufmerk-
samkeit, die dem informellen Arbeits-
markt für Ausländer in der Öffentlich-
keit geschenkt wird, ist jedoch der 
Fundus an gesicherten Informationen 
zu diesem Thema. Während der 
informelle Sektor bzw. die Schatten-
wirtschaft in der wissenschaftlichen 
Literatur generell gut aufgearbeitet 
sind (vgl. Komlosy/Parnreiter/Stacher/
Zimmermann 1997; Schneider 1994; 
Wulfhorst 1995), wurde das Segment 
des informellen Auslän derarbeits-
marktes in Österreich bisher nur 
ansatzweise untersucht. Erste An-
haltspunkte bieten hier die primär 
ent hüllungs jour nalistisch orientierte 
Arbeit von Hofer (1992), eine soziolo-
gische Studie von Stau din ger (1992) 
sowie die Untersuchung der illegalen 
Erwerbstätigkeit polni scher Migran-
ten in Wien von Mydel und Fassmann 
(1997). Bei einem em pi risch schwer 
erfassbaren Phä nomen wie der 
illegalen Erwerbstätigkeit bietet 
sich als Methode die Befragung von 
Experten an. Mit Hilfe von zwei stan-
dardisierten Fragebögen wurden 
zum einen Repräsentanten von zu-
ständigen Institutionen (Ausländer-
Betreuungs ein rich tungen, Sozial-
ministerium, Frem  denpolizei usw.) 
und zum anderen Inhaber bzw. 
leitende Angestellte von Unter-
nehmen aus Branchen mit hohem 
Ausländerbeschäftigungsanteil be-
fragt (siehe Anhang). Auf Basis von 
16 Experteninterviews beleuchtet 

der folgende Artikel qualitative und 
quantitative Aspekte der illegalen 
Erwerbstätigkeit von Ausländern 
in Wien. Damit soll ein Beitrag zur 
Reduktion des angesprochenen In-
formationsdefizits geleistet werden.

1.  Informeller Sektor

Der Begriff des informellen Sektors 
wurde in den frühen siebziger Jahren 
von der ILO geprägt. Theoretische 
Zugänge zum informellen Sektor 
bieten u.a. neoliberale, anthropo-
logische sowie weltsystem- und 
sub sistenz theoretische Ansätze. 
Aufgrund der unscharfen Konturen 
dieses Bereiches ist jedoch keine 
allgemeingültige Definition ver-
fügbar. Für den gegenständlichen 
Zweck wird die folgende Definition 
vorgeschlagen: Der informelle Sektor 
um fasst generell die außerhalb des 
staatlich (bzw. supranational) regu-
lierten Bereiches der Volkswirtschaft 
angesiedelte sowie unter Um gehung 
von arbeits-, steuer-, und umwelt-
rechtlichen Bestimmungen bewerk-
stelligte Herstellung von Pro dukten 
bzw. Erbringung von Dienstleistun-
gen. In diesem Kontext ist zu beto-
nen, dass der informelle Sektor kein 
ausschließlich rückständiger, nur 
in peripheren Regionen vertretener 
oder von der formellen Organisation 
der Ökonomie isolierter Bereich wirt-
schaftlicher Aktivitäten ist – vielmehr 
bestehen man nigfaltige Verbindun-
gen zum offiziellen Sektor. Gerade 
in den Zentren der Weltwirtschaft ist 
in den neunziger Jahren eine starke 
Tendenz zur In formalisierung von 
Wirt schafts- und Arbeitsbeziehun gen 
zu konstatieren (Altvater/Mahnkopf 
1996:297ff; Kom losy/Parnreiter/Sta-

cher/Zimmermann 1997:11ff; Parn-
reiter 1997:203ff)

In einer groben Gliederung kön-
nen drei Formen der Partizipation 
am informellen Sektor unterschie-
den werden:
1.  Unselbstständige illegale Erwerbs -

tätigkeit. In den Rahmen des in-
formellen Arbeitsmarktes fällt 
jede neben- oder hauptberufliche 
Beschäftigung außerhalb eines 
geregelten Arbeitsverhältnisses.

2.  Selbstständige illegale Erwerbs-
tätigkeit. Darunter werden die 
u. a. die unberechtigte Gewer-
beausübung (Pfusch) und illegale 
Unternehmen subsumiert.

3. Steuerlich nicht erfasste Ge schäfts-
felder („Off-the-books“-Aktivitäten) 
von im Prinzip regulären Unter-
nehmen (vgl. Berger u. a. 1996:8; 
Kratena 1994:3f).

Schwerpunkte des urbanen informel-
len Sektors sind Bauwesen (Neu bau 
und Renovierung), gewerbliche 
Produktion (z. B. Bekleidung), 
Be herbergungs- und Gaststätten-
wesen, Handel, Service (Autos, 
Elektrogeräte usw.) sowie Reinigung 
und Haushalte (vgl. Klatzmann 
1989:22ff). Dem individuellen Nut-
zen der Partizipation am infor-
mellen Sektor steht ein erheblicher 
volkswirtschaftlicher Schaden gegen-
über. Zu den individuellen Vorteilen 
zählen auf Seiten der nachfragenden 
Unternehmen und Privathaushalte 
geringere Lohnkosten und preis-
günstigere Dienstleistungen sowie 
auf Seiten der Anbieter zusätzliche 
Verdienstchancen. Als Negativa der 
Schattenwirtschaft sind Hinterzie-
hung von Steuern und Sozialver-
sicherungsabgaben, Vergrößerung 
des Budgetdefizits, Reduktion der 
Zahl der legalen Arbeitsplätze sowie 
Ungenauigkeiten der volkswirt-
schaftlichen Statistik zu nennen.

2. Rahmenbedingungen der Zu-
wanderung und Ursachen der 
illegalen Erwerbstätigkeit von 
Ausländern

Die illegale Erwerbstätigkeit von 
Ausländern ist auf mehrfache Weise 

Walter Rohn

Die illegale Erwerbstätigkeit von 
Ausländern in Wien:
Qualitative und quantitative Aspekte
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mit der Entwicklung der offiziel-
len Zuwanderung und der legalen 
Beschäftigung von Ausländern ver-
knüpft. Von zentraler Bedeutung für 
die Migrationsentwicklung seit dem 
Ende der achtziger Jahre war die Auf-
hebung des Eisernen Vorhanges. Der 
Übergang der früheren COMECON-
Staaten zu marktwirtschaftlichen 
Systemen implizierte auch eine 
Öffnung externer Arbeitsmärkte. 
Das zwischen Österreich und den 
Reformstaaten bestehende Einkom-
mensgefälle, die Unterschiede in 
den Wirtschaftsstrukturen und die 
sozialen Kosten der Transformation 
förderten die Mi grationsbereitschaft 
der Menschen im Osten Europas. 
Als ein weiterer Faktor kam der von 
den kriegerischen Auseinanderset-
zungen im früheren Jugoslawien 
ausgelöste Flüchtlingsstrom hinzu. 
Zu den genannten Push-Faktoren 
der Zuwanderung kommt intern als 
Pull-Faktor die gestiegene Nachfrage 
nach ausländischen Arbeitskräften 
hinzu. Neben der am Ende der acht-
ziger Jahre einsetzenden Konjunk-
tur lagen und liegen die Gründe für 
die zunehmende Beschäftigung von 
Ausländern auch bei der Abwertung 
bzw. Substitution von Arbeitsplätzen 
im Rahmen einer Dienst leis tungs-
ökonomie sowie bei den zumeist 
höheren Qualifikationen und Lohn-
ansprüchen inländischer Arbeits-
kräfte. Aufgrund der verstärkten 
Zuwanderung vergrößerte sich die 

in Wien gemeldete ausländische 
Wohn bevölkerung im Zeitraum 1988 
bis 1993 von 136.676 auf 252.303 
Personen (vgl. Abb. 1). 1998 belief 
sich (gemäß den Angaben der Bevöl-
ke rungsevidenz der Stadt Wien) die 
ausländische Wohnbevölkerung in 
Wien auf 293.073 Personen und die 
ausländische Arbeitsbevölkerung 
auf 80.280 bewilligungspflichtig 
beschäftigte Personen. Vier Fünftel 
der ausländischen Wohnbevölke-
rung (mit Hauptwohnsitz) in Wien 
stammten 1998 aus vier Staaten-
gruppen: 43,4% der ausländischen 
Wohnbevölkerung gehörten den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen 
Jugoslawien, 16,1% der Türkei, 
11,7% den Reformstaaten Polen, 
Ungarn, Tschechien, Slowakei und 
Rumänien sowie 8,8% der EU an. 
Der Anteil der Ausländer an der 
gesamten Wiener Wohnbevölkerung 
lag 1998 bei rund 18% (Fassmann/
Münz 1995:53; Hammer 1994:916; 
König/Waldrauch 1999:6ff; Parn-
reiter 1994:189ff).

Der Aufenthalt und die Erwerbstä-
tigkeit von Ausländern in Österreich 
werden primär durch das Frem -
dengesetz 1997 (FrG) und durch das 
seit 1976 oftmals novellierte Auslän-
derbeschäftigungsgesetz (AuslBG) ge-
regelt. Gemäß den Bestimmungen 
des Fremdengesetzes benötigen 
Ausländer, die sich länger als sechs 
Monate in Österreich aufhalten, 
bzw. jene, die dies zum Zweck einer 

Erwerbstätigkeit tun, einen Aufent-
haltstitel (Niederlassungsbewil li-
gung oder Aufenthaltserlaubnis). 
Nie derlassungsbewilligungen gelten 
für Ausländer, die in Österreich 
einen Mittelpunkt ihrer Lebensin-
teressen haben oder hier erwerbs-
tätig sind. Von der Verpflichtung zu 
einem Aufenthaltstitel ausgenom-
men sind primär EWR-Bürger (und 
deren Angehörige) sowie Ausländer, 
denen Asyl gewährt wurde. Die 
Höchstzahl der während eines Jah-
res zu vergebenden quotenpflich-
tigen Niederlassungsbewilligun-
gen (8.670 für 1999) wird von der 
Bundesregierung per Verordnung 
festgelegt. Dem Ausländerbeschäf-
ti gungs gesetz zufolge benötigen 
ausländische Staatsbürger für eine 
Beschäftigung in Österreich eine 
Ar beitsgenehmigung. Von dieser 
Vorschrift ausgenommen sind v.a. 
EWR-Bürger und Ehegatten öster-
reichischer Staatsbürger. Gemäß 
der sog. Bundeshöchstzahl darf 
die Summe der in Österreich un-
selbstständig beschäftigten und 
arbeitslosen Ausländer nicht mehr 
als 8% – mittels Verordnung des 
Sozialmi nisters auch 9% – des öster-
reichischen Ar beitskräftepotentials, 
das ist Summe aller unselbstständig 
beschäftigten und arbeitslosen In- 
und Ausländer, betragen. Ebenfalls 
im AuslBG geregelt ist die Kon-
trolle der Auslän derbeschäftigung. 
Die unberechtigte Beschäftigung 

Abb. 1: Legale ausländische Wohn- und Arbeitsbevölkerung in Wien (1974 und 1988–1993)

Quelle: hammer 1994:916
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ausländischer Arbeitnehmer durch 
einen Arbeitgeber wird als Verwal-
tungs übertretung geahndet. Der da-
für vorgesehene Strafrahmen reicht 
von 10.000 bis 240.000 öS (pro 
Ausländer). Bei mehrmaliger rechts-
kräftiger Verurteilung kann die 
Beschäftigung von ausländischen 
Arbeitskräften untersagt werden 
(BGBl. II Nr. 424/1998; Widermann 
u. a. 1999:1.1.1ff u. 6.2.1ff).

Für die illegale Erwerbstätigkeit 
von Ausländern in Österreich sind 
primär drei Faktoren maßgebend:

Der erste und bedeutendste Fak-
tor ist die verstärkte Zuwanderung 
im Gefolge der geopolitischen Ver-
änderungen des Jahres 1989. Auf-
grund der gestiegenen Bedeutung 
des Familiennachzuges kam es zu 
einem beträchtlichen Anstieg der 
ausländischen Wohnbevölkerung 
bzw. zu einem Auseinanderdriften 
von Wohn- und Arbeitsbevölkerung. 
Während 1974 die gesamte auslän-
dische Wohnbevölkerung in Wien 
die ausländische Arbeitsbevöl ke rung 
nur geringfügig überstieg, betrug 
die Wohnbevölkerung 1993 bereits 
mehr als das Zweieinhalbfache der 
Arbeitsbevölkerung (vgl. Abb. 1). 
Werden die 24.957 im Jahr 1998 
in Wien lebenden EU-Bürger von 
der gesamten ausländischen Wohn-
bevölkerung (293.073 Personen) 
abgezogen, so resultiert daraus eine 
Zahl von 268.116 Angehörigen von 
Drittstaaten. Die Subtraktion der 
ausländischen Arbeitsbevöl ke rung 
(80.280) von der Wohnbevölkerung 
aus Drittstaaten ergibt eine Zahl 
von 187.836 Personen, die in der 
überwiegenden Mehrheit über keine 
legale Erwerbsmöglichkeit verfü-
gen. Statistisch nicht besonders ins 
Gewicht fallende Ausnahmen sind 
hier Arbeitslosenunterstützung 
beziehende Ausländer, türkische 
Staatsbürger, die aufgrund des 
Assoziationsabkommens zwischen 
der Türkei und der EU Anspruch 
auf eine Arbeitsgeneh mi gung ha-
ben, und selbstständig erwerbstä-
tige Ausländer (Daten nach Ham-
mer 1994:916; König/Waldrauch 
1999:6ff). Dieser beträchtliche sta-

tistische Überhang der primär nur 
aufenthaltsberechtigten Ausländer 
aus Drittstaaten (187.836) über die 
Ausländer mit Arbeitsge nehmigung 
(80.280) repräsentiert eine der wich-
tigsten Ursachen der Schwarzarbeit 
von Ausländern. Die Aufhebung des 
Eisernen Vorhanges förderte neben 
der legalen Zuwanderung auch 
verschiedene Formen der „undo-
cumented migration“: Zwischen 
Österreich und den benachbarten 
Reformstaaten entstand eine pas-
sierbare Grenze, die Formen des 
teils legalen, teils illegalen Aufent-
haltes in Österreich ermöglicht.

Die etwa Mitte der neunziger Jah-
re gegenüber der Beschäftigung von 
Ausländern verfügten Restriktionen 
stellen den zweiten Faktor der ille-
galen Erwerbstätigkeit dar. Ergebnis 
dieser restriktiven Maßnahmen ist 
ein reduziertes Angebot an legal 
zu beschäftigenden ausländischen 
Arbeitskräften. Für neu zuwandern-
de Ausländer werden gegenwärtig 
praktisch keine Arbeitsgeneh mi gun-
gen ausgestellt. Nach der Feststel-
lung einer Expertin des Sozialmi-
nisteriums hängt das Ausmaß der 
illegalen Beschäftigung „davon ab, 
wie rigide der Zugang zur Legalität 
gehandhabt wird; je enger das Rah-
mengeflecht, desto häufiger werden 
andere Kanäle missbraucht“.

Den dritten Faktor repräsentiert 
die auf Kostengründen beruhende 
Nachfrage nach illegalen ausländi-
schen Arbeitskräften, die relativ un-
abhängig von den jeweils gegebenen 
legalen Beschäftigungsmöglich kei-
ten existiert. Neben teils geringeren 
Nettolohnkosten besteht der Ko-
stenvorteil der illegalen Beschäfti-
gung v.a. darin, dass der Arbeitgeber 
keinen weiteren Zahlungsverpflich-
tungen (Steuern, Sozialversiche-
rung usw.) nachzukommen hat.

Nach dem aufenthaltsrechtlichen 
Status kann die illegal erwerbstätige 
Bevölkerung in drei Gruppen geglie-
dert werden:
1. Aufenthaltsberechtigte, aber nicht 

erwerbsberechtigte Ausländer (Mit-
glieder von Ausländerfami lien, 
ausländische Studenten etc.),

2. auf Basis des Touristenstatus 
legal eingereiste, aber gleichfalls 
nicht erwerbsberechtigte Auslän-
der und

3. Ausländer, die bereits illegal 
eingereist sind oder ihre Auf-
ent halts berechtigung verloren 
haben (Fremdenpolizeiliches 
Büro; Wils/Fassmann 1994:344).

3. Gegenwärtige Maßnahmen 
gegen die Schwarzarbeit von 
Ausländern

Anfang 1995 wurde die Überwa-
chung der Ausländerbeschäftigung 
von den Agenden des Arbeits-
marktservice in die Kompetenz der 
Ar beitsinspektorate der einzelnen 
Bun desländer verlagert. Weiters er-
folgt auch im Rahmen der Tätigkeit 
der Fremdenpolizei eine Kontrolle 
der Ausländerbeschäftigung. Die 
vom Wiener Arbeitsinspektorat 
(für Bauarbeiten) durchgeführten 
Kontrollen basieren etwa zur Hälfte 
auf den einlangenden Anzeigen und 
zur Hälfte auf den „Beobachtungen“ 
der Kontrollorgane im Außendienst. 
Aufgrund der unzureichenden per-
sonellen Ressourcen des Arbeits-
inspektorates kann jedoch nicht 
allen Hinweisen nachgegangen 
werden. Deshalb wird die Kontroll-
tätigkeit des Arbeitsinspektorates 
primär als Maßnahme zur Eindäm-
mung der großmaßstäblichen ille-
galen Beschäftigung von Ausländern 
angesehen (Arbeitsinspektorat für 
Bauarbeiten).

Abbildung 2 fasst die Ergebnisse 
der Kontrolle der Ausländerbeschäf-
ti gung für Wien zusammen, wobei 
die Höchst- und Tiefstwerte des 
hier analysierten Zeitraumes 1995 
bis 1998 in den Jahren 1997 bzw. 
1998 verzeichnet wurden. Auf Basis 
der Relativwerte kann Folgendes zu-
sammengefasst werden: Im Durch-
schnitt der Jahre 1995 bis 1998 wur-
den 21,6% der kontrollierten Betrie-
be wegen illegaler Beschäftigung 
von ausländischen Staatsbürgern 
beanstandet. Auf einen kontrollier-
ten Betrieb entfielen im genannten 
Zeitraum durchschnittlich 0,5 und 
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auf einen beanstandeten Betrieb 2,2 
illegale ausländische Arbeitskräfte. 
Für das Jahr 1998 betrugen die 
entsprechenden Relativwerte 16,0%, 
0,4 und 2,4 (Daten des Arbeits in-
spek torats für Bauarbeiten und des 
BMAGS).

Im Falle der nachgewiesenen ille-
galen Beschäftigung von Ausländern 
wird der Arbeitgeber vom Ar beits-
inspektorat bzw. anderen Institu-
tionen bei der mittelbaren Bun-
des verwaltung – in Wien bei den 
Ma gistratischen Bezirksämtern – 
wegen des Verstoßes gegen das 
AuslBG angezeigt. Der Strafbescheid 
des Bezirksamtes kann von den 
Arbeitgebern beim Unabhängigen 
Verwal tungssenat (Strafbehörde 
zweiter Instanz) und schließlich 
noch beim Verwaltungsgerichtshof 
angefochten werden. Für den betrof-
fenen ausländischen Arbeitnehmer 
reichen die Konsequenzen der „Be-
tretung“ bei einer illegalen Beschäf-
tigung von einer Ermahnung durch 
die Fremdenpolizei bis zur Auswei-
sung oder zur Verhängung eines 
fünfjährigen Aufenthaltsverbotes 
(Arbeitsinspektorat für Bauar bei ten; 
Fremdenpolizeiliches Büro).

Die rechtskräftigen Bescheide 
über Strafen wegen Verstößen gegen 
das AuslBG werden seit Ende 1993 
vom Sozialministerium in einer 
zentralen Verwaltungsstrafevi denz 
erfasst. Zum Stichtag 17. 9. 1999 
wurden für Wien insgesamt 4.110 

rechtsgültige Strafbescheide regi-
striert. Das Segment der für 1998 re-
gistrierten Strafbescheide weist (per 
29. 6. 1999) folgende Konturen auf: 
Im Zuge von insgesamt 867 Strafbe-
scheiden wurden Unternehmen we-
gen der illegalen Beschäftigung von 
1.591 ausländischen Arbeitskräften 
zu einer Strafsumme von insgesamt 
36,9 Mio. öS verurteilt. Demzufolge 
entfielen im Durchschnitt 1,8 wi-
derrechtlich beschäftigte Ausländer 
auf einen Strafbescheid. Damit lag 
die Quote der illegal beschäftigten 
Ausländer bei den Strafbescheiden 
unter jener der Kontrolltätigkeit. Im 
Falle einer Verurteilung wurde ein 
Arbeitgeber mit durchschnittlich 
23.206 öS für den illegalen Einsatz 
einer ausländischen Arbeitskraft 
belangt. Zusammenfassend kann für 
das Pro cedere von der Überwachung 
der Ausländerbeschäftigung bis zu 
den rechtsgültigen Strafbescheiden 
festgehalten werden, dass es bei etwa 
74% der Anzeigen zu einer rechts-
kräftigen Verurteilung kommt (Da-
ten des BMAGS).

Die in der zentralen Verwaltungs-
strafevidenz des BMAGS erfassten 
Daten ermöglichen eine präzise Aus-
sage über die Hauptbranchen der 
illegalen Ausländerbeschäf ti gung in 
Wien: 40,6% der (per 21. 03. 1996) 
mit Strafen wegen illegaler Auslän-
derbeschäftigung belasteten Wiener 
Unternehmen entfallen auf das Be-
herbergungs- und Gast stättenwesen 

und 28,7% auf das Bauwesen (vgl. 
Abb. 3). Dies kann als Indikator 
für die Verteilung der unberechtigt 
beschäftigten Ausländer verwendet 
werden. Der Vergleich zwischen der 
legalen und der illegalen Beschäf-
tigung von ausländischen Arbeits-
kräften zeigt, dass die Schwerpunkte 
der Schwarzarbeit gerade bei jenen 
Wirtschaftsbereichen liegen, die die 
(mit Abstand) höchsten Anteile von 
Ausländern an den legal Beschäftig-
ten aufweisen. Im Beherbergungs- 
und Gaststät ten wesen beträgt (nach 
den Angaben des Hauptverbandes 
der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger) der Anteil der 
Ausländer an den Beschäftigten 
dieses Wirtschaftsbereiches 55,6% 
und im Bauwesen 41,4% (Daten des 
BMAGS; König/Waldrauch 1999:21).

4. Charakteristika der illegalen 
Erwerbstätigkeit

Ein Nettolohn ohne weitere Ansprü-
che, die Flexibilität der Arbeitsver-
hältnisse, die de facto bestehende 
Rechtlosigkeit der illegal beschäf-
tigten Ausländer und das Fehlen 
jeglicher sozialer Absicherung sind 
konstituierende Elemente des infor-
mellen Arbeitsmarktes für Ausländer. 
Im Mittelpunkt der folgenden Aus-
führungen stehen mit dem Gast-
stätten- und Beherbergungswesen, 
der Bauwirtschaft und den privaten 
Haushalten jene drei Bereiche, die 

Abb. 2: Kontrolle der Ausländerbeschäftigung in Wien (1993–1998)

Quelle: BMags
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einerseits von der Verwaltungsstra-
fevidenz des BMAGS und anderer-
seits von den Gesprächspartnern in 
den Institutionen als Schwerpunkte 
der illegalen Erwerbstätigkeit von 
Ausländern identifiziert wurden.

Im Gaststättenwesen sind die 
legal beschäftigten Ausländer v.a. 
als Abwäscher, Hilfs- und Grillköche, 
Salater, Speisenträger und Abräumer 
sowie im Bereich der Reinigung tätig. 
Im Service überwiegen insgesamt 
einheimische Kräfte. Als Grund 
für die häufige Beschäftigung von 
Ausländern wird von den befragten 
Gastronomen der bei bestimmten 
Po sitionen bestehende Mangel an 
(arbeitswilligen) einheimischen Ar-
beitskräften angegeben. Die Schwarz-
arbeit von Ausländern im Gast stät-
tenwesen wird von den Intervie-
wpartnern teilweise bestätigt. Auf 
die Frage nach dem Stellenwert der 
illegalen Ausländerbeschäftigung in 
der Branche antwortet ein Cafetier, 
„das ist sicher ein erklecklicher Teil“. 
Die illegale Beschäftigung gehe „quer 
durch alle Betriebe“. „Derjenige, dem 
das Wasser bis zum Hals steht, tut 
es.“ Am häufigsten sei die illegale 

Beschäftigung allerdings bei Fa-
milien- und Kleinbetrieben, die in 
der Regel vom Arbeitsinspektorat 
nicht kontrolliert würden, und bei 
temporär betriebenen gastronomi-
schen Einrichtungen (Donauinsel, 
Rathausplatz, Prater usw.). Im all-
gemeinen wird die Verantwortung 
für die illegale Beschäftigung jedoch 
von den befragten Gastronomen 
„delegiert“, indem die Schwarz-
arbeit auf den Mangel an legal zu 
beschäftigenden Ausländern bzw. 
auf kurzfristig auftretende Personal-
engpässe zurückgeführt wird.

Das Berufsspektrum der im Beher-
bergungswesen regulär beschäftigten 
Ausländer umfasst primär Abwä-
scher, Hilfsköche, Zimmermädchen, 
Reinigungspersonal und Lohndie-
ner. Die Gründe für die häufige 
Beschäftigung von Ausländern sind 
hier ähnlich gelagert wie im Gast-
stättenwesen. Teilweise wird von 
den Gesprächspartnern aus der 
Hotellerie jedoch eingeräumt, dass 
die niedrigen Löhne (Kollektivver-
trag) für inländische Arbeitskräfte 
eine Barriere darstellen. Im Beher-
bergungswesen dürfte die illegale 

Beschäftigung von Ausländern eben-
falls v.a. bei Klein- und Familienbe-
trieben stärker verbreitet sein. Von 
zentraler Bedeutung ist in diesem 
Zusammenhang die Abwicklung der 
Buchhaltung im eigenen Haus. Der 
Direktor eines größeren Hotels hält 
zur Schwarzarbeit von Ausländern in 
der Branche fest: „Es ist klar, dass das 
gemacht wird. Das sind doch sehr 
viele.“ In großen Häusern ist laut 
Aussage der befragten Verantwort-
lichen die illegale Beschäftigung 
nahezu unmöglich. Die Geschäfts-
abwicklung sei transparent zu ge-
stalten, das Arbeitsinspektorat führe 
regelmäßig Kontrollen durch, und 
auch die Betriebsräte achteten auf 
die Rechtmäßigkeit der Beschäfti-
gung.

Auch in der Bauwirtschaft finden 
ausländische Staatsbürger primär 
als Hilfskräfte Beschäftigung. Aus-
ländische Facharbeiter sind v.a. als 
Maurer oder beim Schalungsbau 
tätig. Das häufige Zurückgreifen 
auf ausländische Arbeitskräfte wird 
in der Bauwirtschaft ebenfalls mit 
dem Mangel an arbeitswilligen 
inländischen Arbeitskräften begrün-

Quelle: BMags

Abb. 3: Verteilung der mit Strafen nach dem AuslBG belasteten Unternehmen nach Wirtschaftsbereichen (1996)
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det. Zum Unterschied von anderen 
Wirtschaftsbereichen dürfte im 
Bausektor der Mangel an einheimi-
schen Arbeitskräften jedoch nicht 
auf zu niedrige Löhne zurückzu-
führen sein. Bei den Unternehmern 
der Bau branche besteht eine starke 
Sensibilisierung gegenüber allen 
Formen der illegalen Erwerbstätig-
keit, weil diese für ordnungsgemäß 
arbeitende Betriebe eine beträcht-
liche Konkurrenz darstellt. Die 
Schwarzarbeit wird hier in einem 
breiteren Rahmen gesehen, der auch 
(in- und ausländische) Unternehmer 
sowie österreichische „Pfuscher“ 
einschließt. Gemäß der Feststellung 
eines befragten Bauunternehmers 
hat aber auch die klassische ille-
gale Beschäftigung von 
Ausländern in der Bau-
branche „einen hohen 
Stellenwert“.

Laut Einschätzung 
der Gesprächspartner 
aus der Bauwirtschaft 
existiert eine Reihe von 
Betrieben, die primär auf 
illegaler Basis Arbeits-
aufträge ausführen. 
Derartige „gewerbliche 
Pfuscherbetriebe“ be-
schäftigen zumeist auch 
das Gros der Mitarbeiter 
in informeller Weise. Im 
Kontext der illegalen 
Erwerbs tätigkeit wird 
häufig auch auf Bau-
firmen, die im Besitz 
von Ausländern stehen, 
verwiesen. Eine selbst-
ständige Erwerbstätigkeit (in Ver-
bindung mit einem gewerberecht-
lichen Geschäftsführer) entbindet 
ausländische Staatsbürger von der 
Notwendigkeit einer Arbeitsgeneh-
migung. Liegt der von einer Wiener 
Baufirma für einen Arbeitsauftrag 
angebotene Preis erheblich unter 
dem Preisniveau der Mitbewerber 
oder langen bei der Beschwerde-
stelle der Innung des Baugewerbes 
häufig Kundenbeschwerden über 
bestimmte Firmen ein, so sind das 
ebenfalls relevante Indikatoren 
für eine illegale Geschäftsabwick-

lung. Eine weitere Form der illega-
len Erwerbstätigkeit im Bauwesen 
repräsentieren sog. Arbeitspartien. 
Das sind häufig Grup pen von in 
Österreich lebenden Ausländern, die 
über Mundpropaganda vermittelt 
werden, bzw. Ar beits par tien aus der 
Slowakei und aus Südpolen. Häufig 
werden ausländische Arbeitskräfte 
auch von Hausverwaltungen bei der 
Renovierung von Gebäuden illegal 
beschäftigt.
Den dritten Schwerpunkt der il-
legalen Ausländerbeschäftigung 
repräsentiert der praktisch unkon-
trollierbare Bereich der privaten 
Haushalte. Vor allem bei Familien 
aus der Ober- und Mittelschicht, so 
die Einschätzung der Gesprächs-

partner in den Institutionen, ist 
ausländisches Hauspersonal wieder 
stärker verbreitet. Vermittelt wer-
den die in den Haushalten illegal 
arbeitenden Ausländer primär über 
Empfehlungen im jeweiligen Be-
kanntenkreis. Die Mehrheit dieser 
Kräfte dürfte aus jenem Teil der 
gemeldeten ausländischen Wohnbe-
völkerung stammen, der über keinen 
legalen Zugang zum Arbeitsmarkt 
verfügt. Das sind z. B. Ehefrauen von 
regulär beschäftigten Ausländern, die 
schwarz als Bedienerinnen arbeiten 
und auf diese Weise das Famili-

Der hohe Ausländeranteil an den 
Beschäftigten des Bau-, Beherbergungs- 
und Gaststättenwesens ermöglicht die 
zusätzliche Beschäftigung von ausländi-
schen Arbeitskräften 
Foto: Walter Rohn
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eneinkommen aufstocken. Typisch 
sind auch Frauen aus ausländischen 
Hausmeisterfamilien, die einer ille-
galen Beschäftigung in den Haus-
halten nachgehen. In geringerem 
Umfang werden in den Haushalten 
auch Arbeitspendlerinnen aus den 
angrenzenden Reformstaaten infor-

mell beschäftigt. Die wichtigsten 
dieser v.a. von Frauen ausgeführten 
Tätigkeiten sind Reinigungsarbeiten, 
Kochen, Beaufsichtigung von Kin-
dern sowie Pflege älterer Personen. 
Seit der Einführung des Pfle gegeldes 
hat besonders der letztgenannte 
Arbeitsbereich eine Ausweitung 
erfahren. Männer werden v.a. für 
handwerkliche Tätigkeiten, Über-
siedelungen und Gartenarbeiten 
herangezogen.

Die beträchtlichen Anteile von 
Aus ländern an den legal beschäftig-
ten Arbeitnehmern im Gaststätten-, 
Be herbergungs- und Bauwesen 
(vgl. Abschnitt 3) bieten günstige 
Voraussetzungen für die (zusätzli-
che) informelle Beschäftigung von 
Arbeitskräften. Darauf basiert die 
Vorrangstellung der genannten 
Branchen bei der illegalen Beschäf-
tigung von Aus ländern in Betrieben. 
Die Privathaushalte sind de facto 

jeder Überprüfung der Beschäfti-
gungsverhältnisse ent zogen. Aus 
den angeführten Indizien kann auf die 
Existenz eines ela borier ten Sys   tems der 
illegalen Beschäftigung geschlossen 
wer den. Das Ausmaß der Schwarz   -
arbeit ist offensichtlich abhängig vom 
Grad der Kontrollierbarkeit und der 

Höhe des einge-
gangenen Risi-
kos. Im Rahmen 
einer Risi ko mi-
n i  m i e  r u n g s -
stra tegie wer-
den dem  zu folge 
illegale auslän-
dische Ar beits-
kräfte v. a. dort 
eingesetzt, wo 
die Kontrolle der 
Rechtmäßigkeit 
der Beschäfti-
gungsverhält-
nisse schwierig 
und  desha lb 
die Gefahr einer 
Aufdeckung der 
Schwarz arbeit 
gering ist.

5. Annä-
herung an 

die Empirie des informellen 
Ausländerarbeitsmarktes in 
Wien

Aufgrund der schwierigen empiri-
schen Zugänglichkeit des informel-
len Arbeitsmarktes für Ausländer 
stellt eine Berechnung der Zahl der 
in Wien in Unternehmen und priva-
ten Haushalten illegal arbeitenden 
Ausländer ein diffiziles Unterfangen 
dar. Um dennoch eine Vorstellung 
von der Größenordnung dieses Phä-
nomens zu geben, soll auf Basis der 
hiezu verfügbaren Informationen 
eine Annäherung an die Empirie des 
informellen Ausländerarbeitsmark-
tes vollzogen werden.

Im Rahmen der steirischen Ar-
beitsmarktverwaltung wurde von 
Probst (1994) für das Jahr 1993 eine 
annäherungsweise Berechnung der 
von den Unternehmen illegal be-
schäftigten Ausländer durchgeführt. 

Foto: Walter Rohn
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Diese Quantifizierung basierte auf den 
Ergebnissen der Kontrolle der Aus-
länderbeschäftigung. Hochgerechnet 
auf eine Gesamtzahl von etwa 60.000 
Betrieben wurde für die Steiermark 
eine Zahl von ca. 24.000 illegal (ge-
genüber 17.000 legal) beschäftigten 
Ausländern ausgewiesen (Hammer 
1994:916; Probst 1994:o.S.).

Für die Wiener Unternehmen kön-
nen analog zu der Berechnung von 
Probst die Ergebnisse der Kontrolle 
der Ausländerbeschäftigung als 
Grundlage herangezogen werden. 
Im Zeitraum 1995 bis 1998 wur-
den in Wien im Durchschnitt 0,5 
illegal beschäftigte Ausländer pro 
kontrolliertem Betrieb registriert 
(vgl. Abschnitt 3). Legt man diesen 
Durchschnittswert von 0,5 auf die 
ca. 40.000 Betriebe in Wien um 
(ÖSTAT 1995: 259), so resultiert dar-
aus eine Zahl von 20.000 illegal in 
Betrieben beschäftigten Ausländern, 
die als eine Untergrenze angesehen 
werden kann. Wird der Berechnung 
weiters zugrunde gelegt, dass bei 
den Kontrollen nur ein Teil der un-
berechtigt beschäftigten Ausländer 
erfasst wird – in diesem Fall jeder 
zweite Ausländer –, so ergibt das für 
die Unternehmen eine Größenord-
nung von 40.000 illegalen auslän-
dischen Arbeitskräften. Im Rahmen 
der privaten Haushalte besteht 
ein breites Spektrum des illegalen 
Einsatzes von Ausländern, wobei 
die Arbeiten in den Haushalten mit 
einem unterschiedlichen Ausmaß 
der illegalen Beschäftigung verbun-
den sind. Unter Berücksichtigung 
dieser Aspekte wird angenommen, 
dass 20% der rund 747.000 Wiener 
Privathaushalte (ÖSTAT 1993:38) il-
legal die Dienste von ausländischen 
Arbeitskräften in Anspruch nehmen. 
Geht man weiters davon aus, dass 
eine in diesem Bereich tätige Per-
son drei Privathaushalte betreut, 
so ergibt sich daraus eine Zahl von 
etwa 50.000 illegal beschäftigten 
ausländischen Staatsbürgern.

Somit kann der Umfang der in-
formellen Beschäftigung von Aus-
ländern in Wiener Unternehmen 
und Haushalten mit etwa 90.000 

Per sonen angegeben werden, was 
in etwa der legalen ausländischen 
Ar beitsbevölkerung entspricht. 
Mit rund 90.000 ausländischen 
Schwarz arbeitern kommt die hier 
durchgeführte Annäherung zu ei-
nem ähnlichen Ergebnis wie eine 
frühere Schätzung der Fremdenpoli-
zei (vgl. Fass mann/Münz 1995:100). 
Diese Größenordnung wird auch 
von den Mitarbeitern von Ausländer-
Betreu ungseinrichtungen bestätigt.

Die auf den ersten Blick groß 
erscheinende Zahl von ca. 90.000 
illegal erwerbstätigen Ausländern darf 
jedoch nicht mit einer gleich hohen 
Zahl von Ausländern mit illegalem 
Aufenthalt in Wien gleichgesetzt 
werden. Nach Aussage der befragten 
Experten rekrutiert sich der Kreis 
der ausländischen Schwarzarbeiter 
zu einem beträchtlichen Teil aus 
der Bevölkerungsgruppe der rund 
188.000 (im wesentlichen) bloß auf-
ent halts berechtigten Angehörigen 
von Drittstaaten. Geht nur ein 
Viertel dieser Gruppe einer illega-
len Beschäftigung nach, sind das 
47.000 Personen. Daraus folgt dann, 
dass etwa die Hälfte der illegal er-
werbstätigen Ausländer der legalen 
ausländischen Wohnbevölkerung 
angehört.

6. Ansätze zur Problemlösung

Hinsichtlich der informellen Er-
werbstätigkeit von Ausländern in 
Österreich sind gegenwärtig folgen-
de Bedingungen gegeben:
1.  Die Problematik der illegalen 

Aus länderbeschäftigung ist – wie 
eingangs dargelegt – in kom-
plexe Wirkungszusammenhänge 
ein gebettet. Nicht alle der hier 
wirksamen Faktoren sind jedoch 
in gleichem Ausmaß von Öster-
reich aus steuerbar.

2.  Aufgrund der wirtschaftlichen 
Lage in den Reformstaaten und 
des zwischen Österreich und den 
genannten Staaten gegebenen 
Lohngefälles besteht ein starker 
Migrationsdruck.

3.  In Wien lebt bereits eine beträcht-
liche Zahl von Mitbürgern aus 

Drittstaaten, die zwar über einen 
Aufenthaltstitel, aber über keinen 
legalen Zugang zum Arbeits-
markt verfügen.

4.  Von Seiten der Unternehmen be-
steht eine große Nachfrage nach 
Arbeitskräften, die bereit sind, 
zu niedrigen Löhnen zu arbeiten. 
Deshalb bleibt die Nachfrage nach 
ausländischen Arbeitskräften stark. 
Kann der Nachfrage – z. B. wegen 
der seit Mitte der neunziger Jahre 
restriktiv gehandhabten Zulas-
sung von ausländischen Arbeits-
kräften zum österreichischen 
Ar beitsmarkt – nicht auf legalem 
Weg entsprochen werden, so wird 
diese auf illegale Weise befriedigt.

5.  Aufgrund personeller Engpässe 
können die Beschäftigungsver-
hältnisse von Ausländern nur in 
einem kleinen Teil der Wiener 
Betriebe kontrolliert werden, 
wo raus eine zu geringe Rate der 
Aufdeckung von illegalen Arbeits-
verhältnissen resultiert.

Das Problem der illegalen Erwerbs-
tätigkeit von Ausländern kann nur 
dann einer Lösung nähergebracht 
werden, wenn systematisch bei meh-
reren der angeführten Faktoren 
angesetzt wird. Effiziente Lösungs-
ansätze setzen den positiven Willen 
aller Akteure (Politik, Unternehmen, 
Privathaushalte usw.) und einen 
breiten gesellschaftlichen Konsens 
voraus. Wesentlich ist in diesem 
Zusammenhang, dass die illegale 
Erwerbstätigkeit nicht nur am Ende 
der Wirkungskette, d. h. auf der Ebe-
ne der illegal arbeitenden Ausländer 
und der diese beschäftigenden Un-
ternehmen, bekämpft wird. Je stär-
ker die Ursachen der Schwarzarbeit 
durch einen Ausgleich der zwischen 
den (europäischen) Quell- und 
Zielländern der Migration beste-
henden ökonomischen Disparitäten 
durch angebots- und nach frage  seitig 
wirksame Maßnahmen in Österreich 
usw. nivelliert werden können, desto 
weniger Überwachungsmaßnahmen 
sind erforderlich.

Eine wesentliche Voraussetzung 
für die Verringerung des Migra-
tionsdrucks und damit auch des An-
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gebotes an (il)legalen ausländischen 
Arbeitskräften ist die Verbesserung 
der in den Reformstaaten vorherr-
schenden wirtschaftlichen Bedin-
gungen. Ein stärkeres Engagement 
der EU in den Reformstaaten könnte 
diesen wohl nur mittelfristig zu rea-
lisierenden Prozess beschleunigen. 
Gefordert ist jedoch eine Form von 
Wirtschaftshilfe, die die Disparitäten 
in den Reformstaaten ausgleicht 
und nicht eine, die Polarisierung 
(und damit wiederum Migration) 
fördert.

Zumindest in absehbarer Zeit 
sollte es zu einer Angleichung von 
Aufenthaltstiteln und Erwerbsbe-
rechtigungen kommen. Allen in 
Österreich lebenden und erwerbs-
fähigen Angehörigen von Drittstaa-
ten sollte ein legaler Zugang zum 
Arbeitsmarkt ermöglicht werden. 
Eine derartige Angleichung kann in 
Form einer gewissen Reduktion der 
ausländischen Wohnbevölkerung, 
einer Vergrößerung des legalen 
ausländischen Arbeitskräftepoten-
tials oder einer Kombination dieser 
beiden Tendenzen vollzogen wer-
den. Durch die – von einigen der 
befragten Experten jedoch als proble-

matisch angesehene – Angleichung 
von Aufenthaltstiteln und legalen 
Be schäftigungsmöglichkeiten wür-
de eine der Ursachen der illegalen 
Erwerbstätigkeit beseitigt.

Schwieriger einzuschränken ist 
die illegale Erwerbstätigkeit bei „Ar-
beitstouristen“ (Hofer 1992:11) und 
illegal eingereisten Personen. Effi-
ziente Kontrollen an den Grenzen, 
Zurückweisungen an der Grenze bei 
Verdacht einer angestrebten illega-
len Arbeitsaufnahme, die Fortset-
zung der Grenzüberwachung durch 

das Bundes-
heer und eine 
gewisse Kon-
trolle der mit 
Touristensta-
tus eingerei-
sten Personen 
in Österreich 
können  d i e 
i l l ega le  Er-
werbstätigkeit 
des ge nannten 
Personenkrei-
ses hintanhal-
ten. Bei diesen 
Maßnahmen 
muss jedoch 
auf eine strikte 
Wahrung der 
Rechtsstaat-
lichkeit geach-
tet werden.

A l s  e i n e 
a n g e b o t s - 
u n d  n a c h -

frageseitig orientierte Maßnahme 
wurde in der Debatte die Legalisie-
rung der informellen Arbeitsverhält-
nisse von Ausländern vorgeschla-
gen. Eine solche Vorgangsweise 
wird jedoch von der Mehrheit der 
Gesprächspartner in den kontaktier-
ten Institutionen als nicht sinnvoll 
eingestuft. Wie die im Jahr 1990 
durchgeführte Legalisierung von 
illegalen Beschäftigungsverhältnis-
sen („Sanierungsaktion“) gezeigt 
habe (vgl. Nowotny 1991:56f), führe 
eine derartige Maßnahme lediglich 
zu einer gewissen Verringerung 
der Schwarzarbeit. Es würden nur 
die aufgrund des Mangels an Ar-

Foto: Walter Rohn
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beitsgenehmigungen illegal be-
schäftigten Ausländer in ein regulä-
res Dienstverhältnis übernommen. 
Die auf Kostengründen basierende 
illegale Beschäftigung von Auslän-
dern bliebe hingegen davon unbe-
rührt. Weiters würden Erwartungen 
bezüglich weiterer „Amnestien“ 
geweckt.

Wegen der Restriktionen gegen-
über der legalen Beschäftigung von 
Ausländern und v.a. aufgrund der 
höheren Rentabilität der Schwarzar-
beit ist die Nachfrage nach illegalen 
ausländischen Arbeitskräften weiter-
hin groß. Nachfrageseitig wirk same 
Maßnahmen repräsentieren jedoch 
eine wesentliche Vorbedingung der 
Verringerung der illegalen Erwerbs-
tätigkeit von Ausländern. Freiwillig, 
durch positive Anreize oder durch 
stärkeren Zwang des Gesetzgebers 
sollten die Unternehmen und priva-
ten Haushalte schrittweise von der 
Praxis der illegalen Beschäftigung 
abgehen. Durch die vorgeschlagene 
Angleichung von Auf enthaltstiteln 
und Arbeitsgeneh mi gungen würden 
den Arbeitgebern jedenfalls genü-
gend legal zu beschäftigende auslän-
dische Arbeitskräfte zur Verfügung 
stehen. Eine auch in diesem Kontext 
relevante Möglichkeit der Förderung 
legaler Beschäftigung bietet eine im 
September 1999 beim Finanzmini-
sterrat beschlossene EU-Richtlinie. 
Die EU-Mitgliedstaaten können in 
Hinkunft die Mehrwertsteuersätze 
für bestimmte Dienstleistungen 
(z. B. Reparatur, Renovierung, Rei-
nigung und Pflege) auf freiwilliger 
Basis senken. Dadurch soll die Nach-
frage nach diesen Dienstleistungen 
erhöht werden. Nach derzeitigem 
Informationsstand wird die genann-
te Richtlinie aber in Österreich nicht 
umgesetzt werden (DIE PRESSE, 8. 
6. u. 16. 9. 1999).

Die Kontrolle der Ausländerbe-
schäftigung wird ihren hohen Stel-
lenwert auch in der näheren Zukunft 
behalten. Durch eine Aufstockung 
des Personals der Arbeitsinspekto-
rate könnte die Wahrscheinlichkeit 
der Aufdeckung illegaler Arbeits-
verhältnisse erhöht und damit das 
Ausmaß der illegalen Beschäftigung 
reduziert werden.

Seit 1998 war der Entwurf eines 
Gesetzes zur Bekämpfung der ille-
galen Erwerbstätigkeit von In- und 
Ausländern zwischen den Sozial-
partnern in Verhandlung. Dieser 
Entwurf eines „Anti-Pfuschgesetzes“ 
beinhaltete einige der hier vorge-
schlagenen Maßnahmen und sah 
u. a. die Aufstockung des für die 
Kontrolle der Ausländerbeschäf-
tigung zur Verfügung stehenden 
Personals durch Zöllner, eine Erhö-
hung der den Unternehmen für die 
illegale Beschäftigung von Auslän-
dern angedrohten Strafen, die In-
tensivierung des Datenaustausches 
zwischen den zuständigen Behörden, 
eine automatische Steuerprüfung 
im Gefolge nachgewiesener illegaler 
Beschäftigung sowie eine Verpflich-
tung zur rascheren Anmeldung von 
Arbeitskräften bei der Sozialversiche-
rung vor. Da die Regierungspartner 
in dieser Causa keine Einigung er-
zielen konnten, wurde die Be schluss-
fassung des „Anti-Pfuschgesetzes“ im 
Frühjahr 1999 auf unbestimmte Zeit 
vertagt (DIE PRESSE, 30. 1., 20. 3., 
10. 9. 1998 u. 10. 05. 1999).

Abschließend wurden hier An-
sätze zur Lösung des Problems 
der illegalen Erwerbstätigkeit von 
Ausländern präsentiert. In Summe 
sollten es die vorgeschlagenen Maß-
nahmen ermöglichen, das Ausmaß 
der Schwarzarbeit beträchtlich zu 
verringern. Vor dem Hintergrund 
des gegenwärtigen ökonomischen 

Paradigmas mögen manche der hier 
unterbreiteten Vorschläge unreali-
sierbar erscheinen, die Alternative 
dazu wäre jedoch die Beibehaltung 
des Status quo.

Anhang: Verzeichnis der 
Expertengespräche

Im Frühjahr und im Sommer 1996 
wurden in Wien mit Repräsentanten 
der nachstehend angeführten Insti-
tutionen und Wirtschaftszweige 16 
Gespräche über den informellen Ar-
beitsmarkt für Ausländer und dessen 
Rahmenbedingungen geführt. Für 
Institutionen und Unternehmen 
wurde jeweils ein standardisierter 
Fragebogen entworfen. Über die-
se Interviews hinaus konnte ein 
Gespräch mit einigen bosnischen 
Schwarzarbeitern geführt werden. 
Der Autor bedankt sich an dieser 
Stelle bei allen Gesprächspartnern 
für ihre Bereitschaft zur Koopera-
tion.
a) Institutionen:
Arbeitsinspektorat für Bauarbeiten, 
Fremdenpolizeiliches Büro, So-
zialministerium (zwei Interviews), 
Öster reichischer Gewerkschaftsbund, 
Wiener Integrationsfonds, Bera tungs-
zentrum für Migranten,
b) Unternehmen:
Jeweils drei Firmeninhaber bzw. 
leitende Angestellte aus dem Gast-
stät tenwesen, dem Beherbergungs-
wesen und dem Baugewerbe.
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Die Wirtschaft und das 
Informelle 

Die Existenz von sog. informellen 
Wirtschaftsbeziehungen – es geht in 
der Tat nur um den ökonomischen 
Rahmen, denn aus der Perspektive 
der Betroffenen sind die Lebensver-
hältnisse alles andere als informell – 
ist immer auch das Ergebnis von 
Widersprüchen und Ausschlüssen 
auf der Ebene übergeordneter Ge-
samtsysteme.

Entgegen einem weit verbreiteten 
Vorurteil haben informelle Tätig-
keiten ganz klar monetäre Ziele – 
Geld ist heute auch in entlegenen 
Gegenden unabdingbar. Informa-
li tät als Massenphänomen ist das 
Ergebnis einer tiefgreifenden Krise. 
Von einem vorübergehenden Phä-
nomen oder einem Relikt aus der 
vor-modernen Epoche kann längst 
nicht mehr gesprochen werden. 
Informalität findet zudem in einem 
Kontext zunehmender Verarmung 
statt, in einem engen Markt mit 
minimaler Kaufkraft, ausgeschlos-
sen vom Zugang zu Kapital und 
Rohstoffen. Die grosse Mehrheit 
der Bevölkerung der Städte und auf 
dem Land ist darin eingebunden und 
befindet sich in einer sozialen De-
klassierungsspirale – ohne Aussicht 
auf Verbesserung. 

An Stelle geldwirtschaftlich ge-
prägter Transaktionen gewinnen 
Tauschformen an Bedeutung. Diese 
sind in traditionelle (oder auch 
nur scheinbar traditionelle) Ver-
sorgungszusammenhänge einge-
bettet, welche auf Reziprozität, 
Loyalität und Solidarität beruhen. 
Informelle Aktivitäten bedingen 

die Pflege sozialer Beziehungen, 
zudem knüpfen sie an traditionelle 
Arbeitsmuster an, in denen Arbeit 
und Verantwortung mittels Bezie-
hungsnetzen eng miteinander ver-
bunden sind. Solche soziale Netze, 
bestehend aus Verwandtschafts- und 
ethnischen Beziehungen oder aus 
ge schlechtergetrennten Berufs- 
und Nachbarschaftsgruppen, haben 
zentrale Bedeutung in der heutigen 
Krisenbewältigung. Geld, Waren 
und Dienstleistungen zirkulieren 
nach dem Prinzip der Reziprozität 
(wer mir gibt, muss auch etwas von 
mir erhalten) und aufgrund von 
Verpflichtungen, die vom sozialen 
Status, vom Verwandtschaftsgrad 
und der Altershierarchie abhängen. 
Die Hilfeleistungen haben ganz 
klar materielle und psychosoziale 
Komponenten. So sind Investitio-
nen in diese Netze – etwa in Form 
von Festlichkeiten und rituellen 
Handlungen – keineswegs à fonds 
perdu, sondern sie sind eine wich-
tige Komponente der sozialen und 
ökonomischen Strategien. Es geht 
daher auch darum, die nichtökono-
mi schen, psychosozialen Aspekte 
der Informalität wahrzunehmen 
und sie nicht als „irrationales Han-
deln“ abzutun. 

Gleichzeitig ist aber ein idea-
lisierender und verklärter Blick 
auf solche erzwungene informelle 
Wirt schaftsweisen gefährlich, weil 
er die Begrenztheit dieser Strategien 
verkennt, so etwa die Verelendung 
wegen kontinuierlich sinkender 
Kaufkraft oder die unerbittliche 
Konkurrenz unter den Informellen. 

Das vorliegende Fallbeispiel ba-
siert auf einer über zweijährigen 

Feldstudie über Austauschprozesse, 
die in einer kleinbäuerlich gepräg-
ten Einwanderungsregion in der 
nordwestlichen Fusszone des Mt. 
Kenya durchgeführt worden ist. 
Das Forschungsprojekt „Familial 
Net works, Security of Subsistance 
and Social Differentiation in the 
North western Footzones of Mount 
Kenya“ ist vom Schweizerischen 
Nationalfonds zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung fi-
nanziert werden. Es handelt sich 
um die Siedlung Nyakinyua bei 
Ngobet (Laikipia District, Rift Valley 
Pro vince). Es zeigt auf, welche Stra-
tegien Kikuyu-Kleinbauern gegen 
die Krise und die Benachteiligung 
mobilisieren. Gleichzeitig sind sie in 
ihren Bemühungen zur Erreichung 
eines minimalen Ergänzungs ein-
kommens abhängig von ökonomi-
schen und politischen Prozessen, 
die weit außerhalb ihrer Beein flus-
sungsmöglichkeiten liegen.

Weltwirtschaft: kein Eintritt

Das Kolonialregime hatte den Afri-
kanern verboten, pflanzliche oder 
tierische Weltmarktgüter herzustel-
len. Erst im Zuge des Kaffee- und 
Teebooms Ende der Siebzigerjahre 
haben dann auch Kleinbauern be-
gonnen, immer größere Anteile 
ihres Kulturlandes mit Kaffee und 
Tee sowie einigen anderen Exportgü-
tern zu belegen. Trotz ansehnlicher 
Gewinne während fast zehn Jahren 
haben sie aber ihren Versuch, sich 
in den Weltmarkt zu integrieren, 
teuer bezahlt: 
	Da Kaffee- und Teekulturen Lang-

fristvorhaben sind, wurde der 
Boden der Subsistenz pro duktion 
entzogen. 

	Bei schlechten Ernten oder Preis-
zerfall – beides ist eingetreten – 
waren die Kleinbauern in einer 
Falle; sie mussten die künftigen 
Ernten verpfänden, um Nah-
rungsmittel oder Dünger zu kau-
fen. Oft verloren sie gar das Land.

	Verschärfend wirkte sich aus, 
dass die Regierung das Roden 
von Kaffee- und Teepflanzungen 

Beat Sottas

Versorgungssicherheit durch informelle 
Wirtschaftsweisen
Krisen und Gegenstrategien im kenyanischen Hochland
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verboten hat, um mit den Devi-
senerlösen die Infrastruktur und 
Administration finanzieren zu 
können.

	Verboten waren auch die ökolo-
gisch sinnvollen Mischkulturen, 
weil sie angeblich die Ernteerträ-
ge hätten mindern können. 

	Die rapide wachsende Bevölke-
rung war ein weiterer kritischer 
Faktor, denn mit dem verblei-
benden Land wurde es zusehends 
unmöglicher, auch die Haus-
halts einheiten der nachfolgenden 
Generation ernähren und versor-
gen zu können. 

	Diese Entwicklungen haben den 
Druck auf die in den Bergge-
bie ten verfügbaren, z. T. extrem 
hoch gelegenen Landreserven 
noch verstärkt. 

Der Preis der Weltmarkt-
einbindung

Auf der Ebene des Wirtschaftens 
führt die Globalisierung paradoxer-
weise zu einem Ausschluss mit höchst 
selektiver Einbindung in die Natio-
nalökonomie und einer Kaskade von 
Nebeneffekten. Auch im Fall der Ki-
kuyu-Kleinbauern im kenya nischen 
Hochland üben die internationalen 
Rahmenbedingungen erheblichen 
Druck auf die regionalen bzw. loka-
len Wirkungszusammenhänge aus. 

Das erste Bündel von unerwünsch-
ten Nebeneffekten ist das Ergebnis 
der Auslandsverschuldung:
	IWF und Weltbank haben die ke-

nyanische Regierung gezwungen, 
mittels Restrukturierung und 
Pensionierungen den Apparat zu 
verkleinern. Dies trifft in erster 
Linie die vormals staats tragenden 
Kikuyu. 

	Die Austeritätspolitik im mo-
dernen Sektor führt zu einer 
Verknappung der finanziellen 
Zuschüsse an den traditionellen 
Sek tor. Aufgrund der gesellschaft-
lichen Normen und zur Wahrung 
des sozialen Status innerhalb der 
Herkunftsgemeinschaft müssen 
nämlich diejenigen, die über Geld 
und Güter verfügen, erhebliche 

Transferzahlungen an die im 
ländlichen Raum verbliebenen 
Verwandten leisten – nebst der 
Anerkennung ihres Status und 
ihres Reüssierens wollen sie 
schließlich eines Tages dort auch 
ein würdiges Begräbnis erhalten. 

Das zweite Bündel von Folgen 
ergibt sich aus der Deregulierung 
der Preise, welche enorme Opfer 
fordert. Die im Zuge der Struktu-
ranpassung verordnete Aufhebung 
der kostenlosen Dienstleistungen 
im Bereich der Gesundheit, der 
landwirtschaftlichen Beratung, des 
Vete rinärwesens, des Unterhalts lo-
kaler Gemeinschaftseinrichtungen 
usw. trifft die Haushaltsökonomie 
der Wananchi, der einfachen Leute, 
in mehrfacher Hinsicht schwer: 
	Geld wird knapp, weil der An-

gebotsüberschuss auf dem inter-
nationalen Agrarmarkt die Preise 
für Kaffee, Tee und Mais unter die 
Produktionskosten fallen lässt. 

	Die landwirtschaftliche Produkti-
on ist seit der Liberalisierung in 
einen Teufelskreis geraten. Weil 
die Preise für Saatgut, Insektizide 
und Düngemittel stark gestiegen 
sind, werden die dringend benö-
tigten Zusätze unerschwing lich. 

	Die Kosten der längst unren-
tablen Weltmarktgüter können 
zwar reduziert werden, indem die 
Unterhaltsarbeiten reduziert wer-
den und auf Düngemittelzuga ben 
oder Taglöhner verzichtet wird. 
Angesichts der wuchernden Ve-
getation führt dies aber rasch zu 
einer Verbuschung und langfri-
stigen Entwertung. Als sich der 
Kaffee-Preis wegen des Frosts in 
Bra silien vorübergehend erholte, 
konnte die Produktion nicht hoch -
gefahren werden.

	Weil sich kaum mehr jemand 
Tag löhner leisten kann, fallen die 
klei nen Ergänzungseinkommen 
weg. 

	Die Abwanderung in den städti-
schen informellen Sektor macht 
keinen Sinn mehr, weil dieser 
übersättigt ist. Zudem ist das 
Leben in der Stadt sehr teuer und 
reich an Gefahren.

	Das Haushaltsbudget wird im 
weiteren durch die Explosion der 
Kosten für die Schulbildung der 
Kinder bis weit jenseits der Gren-
ze des Erträglichen strapaziert. 

	Der kleinbäuerlichen Produktion 
erwächst im übrigen auch Kon-
kurrenz durch Nahrungsmittel-
hilfe. Diese humanitäre Hilfe ist 
im wesentlichen eine Verwertung 
der Überschüsse des Weltmarkts, 
welche nun den nationalen Markt 
sättigen. Die Verteilung von Mais-
mehl wird von der Regierung vor 
Wahlen jeweils als Direkthilfe, 
Druckmittel und Kö der einge-
setzt.

	Diese breit gestreute Direkthilfe 
vermochte zwar vorübergehende 
Linderung zu bringen; weil sie 
aber einen Angebotsüberschuss 
produziert, rechtfertigt sie wei-
terhin das Tiefhalten der Ab nah-
mepreise.

	Nebst dieser strukturellen Be-
nachteiligung ist erkennbar, dass 
viele Bauern wegen der fehlenden 
Anreize weniger Mais und andere 
Grundnahrungsmittel pflanzen.

Die finanziellen Zusatzbelastungen, 
die sich als indirekte Besteuerung 
auswirken, mögen für Außenste-
hende angesichts der auf den ersten 
Blick lächerlich kleinen Beträge 
als unerheblich erscheinen. In Tat 
und Wahrheit stellt aber bei diesen 
Klein bauern jede monetäre Ausgabe 
ein Problem dar. Die Kaufkraft der 
Haushalte schwindet laufend, weil 
die Kompensationsmöglichkeiten 
auf der Einkommensseite entfallen 
und Inflation und Preise galoppie-
ren. Die Krise wird anhand eines 
Produkts des täglichen Bedarfs 
besonders augenfällig. Das Wasch-
mittel Omo, welches lokal von einer 
zum Lever-Konzern gehördenen 
Firma produziert wird und eine 
absolut marktbeherrschende Stel-
lung inne hatte (über 80% in den 
Achtzigerjahren und 67% im Jahr 
1992), sah sich genötigt, die Preise 
um 23-28% zu senken, um nicht 
noch weiter unter den Marktanteil 
von weniger als 40% zu fallen. 
Aus Geldmangel werden wieder 



B e i t r ä g e  z u r  h i s to r i s c h e n  s o z i a l k u n d e  • 147

vermehrt die günstigen Stabseifen 
gekauft … (George Nyabuga in ‚The 
East afri can Chronicle for Business 
and Com merce‘ vom 14. April 1995: 
1-2). Unter diesen Bedin-
gungen dreht sich die Ar-
mutsspi rale rasant weiter. 

Der Preis der Welt markt-
inte gra tion ist enorm: Zum 
einen werden die land-
wirtschaftlichen Erzeug-
nisse auf dem übersättig-
ten Weltmarkt zusehends 
wert loser, zum anderen 
führt die hohe Staats-
verschuldung dazu, dass 
dauernd neue Be steue-
rungs formen eingeführt 
werden, welche insbeson-
dere die Schwächeren und 
die Landbevölkerung zum 
Spielball des Regimes ma-
chen. Dies wirkt sich um 
so gravierender aus, weil 
der Zugang zu Ressourcen 
fast ausschließlich über 
die politische Patronage läuft – es 
braucht für alles einen möglichst 
hochrangigen, strategisch positio-
nierten Paten. 

Mit informellen Strategien
Versorgungssicherheit schaffen

Die bisherigen Ausführungen zum 
Zustand und zum systematischen 
Ausschluss aus einer globalisierten 
Ökonomie belegen die Unmöglich-
keit, im sog. formellen Bereich der 
Wirtschaft zu überleben. 

Das hier kurz vorgestellte Fall-
beispiel bezieht sich auf eine Region 
in der nordwestlichen Fusszone des 
Mt. Kenya. Dieses zumeist trockene, 
savannenartige Hochplateau war 
einst Weideland der Maasai. Mit der 
Errichtung des britischen Protekto-
rats wurde alles Land zu Kronland 
und pensionierten Offizieren an 
Stelle einer Rente für 99 oder 999 
Jahre überlassen. Die Geschichte 
nahm aber einen anderen Verlauf; 
unter dem Leitmotiv „land and 
freedom“ wurde in Kenya das Ende 
der Kolo nialzeit durch einen langen, 
schonungslosen Krieg erzwungen, 

an dessen Ende die Repräsentanten 
des British Empire die Wahl hatten, 
entweder weiße Afrikaner zu werden 
oder das Land zu verlassen. Weil nur 

wenige blieben, konnte der junge 
Staat riesige Ländereien überneh-
men. Nach der errungenen Freiheit 
löste die Regierung unter Führung 
der Kikuyu das zweite Versprechen 
ein: alle Kenyaner (oder historisch 
präziser: primär die Kikuyu) sollten 
Land erhalten. Die Folge war und 
ist eine enorme Binnenmigration, 
bei der in zunehmendem Maße 
auch die für den Regenfeldbau nicht 
geeigneten Savannengebiete von 
Hack bauern besiedelt werden. 

Da weder für Weltmarktgüter 
noch für die Subsistenzproduktion 
eine hinreichende Grundlage vor-
handen ist, herrscht permanent eine 
Krisensituation, die mit Er satz stra-
te gien gedämpft und aufgefangen 
werden soll. Im folgenden werden 
die verschiedenen Strategien anhand 
der Nachbarschaftshilfe, der lokalen 
Selbsthilfe und insbesondere anhand 
der Bewirtschaftung von Land in ver-
schiedenen natürlichen und von Be-
ziehungen in verschiedenen sozialen 
Umgebungen skizziert. Allen Formen 
liegt ein sehr komplexer Austausch 
von Geld, Gütern, Dienstleistungen 
und Personen zu Grunde, welcher 

Abbildung: Typisches Muster der Aus-
weitung des Hackbaus der Kikuyu in die 
Trockengebiete hinein. In vorkolonialer 
Zeit erfolgte die Kultivierung wie hier 
auf dem Bild vorzugsweise über einen 
Hügelrücken (Ridge), der von einer Ver-
wandtschaftsgruppe besiedelt und bear-
beitet wurde. Die heutige Landknappheit 
heizt die Nachfrage nach Land stark an 
und führt zur Besiedlung aller verfügba-
ren Landstücke, auch solcher in absolut 
ungeeigneten Trockengebieten. 
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den Familien das Überleben mehr 
schlecht als recht ermöglicht.  

Nachbarschaftshilfe

In einer Hackbauerngesellschaft ist 
die Verfügbarkeit von Arbeitskräften 
ein permanentes Problem. Insbe-
sondere unter den anspruchsvollen 
Bedingungen der tropischen Land-
wirtschaft sind dauernd arbeitende 
Hände gefragt. Dabei ist wichtig, 
dass bei den unterschiedlichen 
Tätigkeiten Personen aller Alters-
klassen einen Beitrag leisten können: 
das Vorbereiten der Felder mit dem 
Entfernen der Dornen und Steine ist 
vielfach Männerarbeit, die Bodenbe-
arbeitung und die Aussaat gehören 
meist in die Domäne der Frauen, 
Kinder müssen nach der Saat und vor 
der Ernte die gierigen Webervögel 
verscheuchen, und ohnehin muss 
dauernd gejätet werden. Für den Spit-
zenbedarf während der Ernte werden 
aus nah und fern alle verfügbaren 
Kräfte mobilisiert.

Um die Zuteilung der Arbeitskräfte 
abzusichern, gibt es bei den Kiku-
yu eine Institution, die Ng‘watio 
genannt wird. Dies ist eine direkte 
Form der Nachbarschaftshilfe, in-
dem jeweils in arbeitsintensiven 
Perioden Arbeitskräfte abgetreten 
werden, um sie in bestimmten 
Haushalten konzentriert einsetzen 
zu können. Ein Haushaltsvorstand 
muss so zwar vorübergehend auf 
arbeitende Hände verzichten, hat 
aber die Gewissheit, dass auch er im 
Turnus die Mithilfe seiner Nachbarn 
wird in Anspruch nehmen können.

Interessant ist hier anzumerken, 
dass diese Form in der Zeit des Kaf-
fee-Booms an Bedeutung verloren 
hatte, weil die Haushalte sich Tag-
löhner leisten konnten. Unter den 
gegenwärtigen schwierigen Bedin-
gungen erhält sie wieder einen wich-
tigen Platz in der Gemeinschaft.

Harambee – nicht ganz selbstlose
Selbsthilfe auf lokaler Ebene

Selbsthilfe innerhalb der Gemein-
schaft hat auch im Bereich des Gü-

ter- und Geldtauschs eine lange Tra-
dition. Bei der Unabhängigkeit fasste 
der erste Präsident, Kenyatta, die 
Bräuche um Gemeinschaftsarbeit 
und Reziprozitätsverpflich tun gen 
in eine Quasi-Ideologie: Harambee. 
Nach der Version, welche in der 
‚Daily Nation‘ vom 28. 5. 1963 abge-
druckt wurde, hat Kenyatta damals 
gesat: „I would suggest we use the 
Kiswahili word Harambee to express 
the mood we want to create. This 
word is used by workers when they 
have a joint task to perform, such as 
pulling a log or pushing a wagon. 
It means, let us all work together. 
Get up and go“ (Ng’ethe 1983:151).
Diese Form der Arbeitsorganisation 
wur de zusehends mit der Bedeu-
tung des Teilens verwoben; mit 
dem Gebot der partnerschaftlichen 
Entwick lung wurde so gezielt ein 
moralischer Druck auf die Wohlha-
benden aufgebaut: sie hatten soziale 
Ver antwortung gegenüber ihrer 
Gemeinschaft wahrzunehmen und 
ihren Teil zur Schaffung von Kol-
lektivgütern beizutragen. Natürlich 
bedeutete die Selbstorganisation 
an der Basis auch, dass der Staat 
ebenfalls Unterstützung gewähren 
musste. 

Das VerhäItnis zwischen den 
Ent wicklungsinitiativen, welche 
von oben und von unten initiiert 
worden sind, war immer schon 
spannungsgeladen, denn die Regie-
rung versuchte, dem Druck von der 
Basis auszuweichen. Ideologisch 
wurde von der nationalen Führung 
zwar bei jeder Gelegenheit die 
Bedeutung von Harambee gelobt, 
faktisch ist allerdings die Tendenz 
zum Desengagement des Staates 
seit den Anfängen präsent gewesen. 

Angesichts der Not und Bedürf-
tigkeit sind Appelle an den ver-
pflichtenden Charakter der sozialen 
Beziehungen und des Partner schafts-
ge dankens zu einem dominierenden 
Aspekt des Alltags geworden; alle 
Personen – nicht nur die Gutsitu-
ierten – sind in privaten und be-
ruflichen Lebenszusammenhängen 
mit kollektiver Geldbeschaffung 
konfrontiert. Da sich die Spender 

auf vorgedruckten Karten eintra-
gen müssen, ist jedes Harambee 
öffentlich, und lässt damit den Grad 
der Wertschätzung und des Engage-
ments deutlich erkennen.

In einer Gesellschaft, die auch auf 
lokaler Ebene streng hierarchisch 
gegliedert ist und in der leadership 
einen enorm hohen Stellenwert 
hat, eröffnet die zwiespältige of-
fizielle Strategie Handlungs- und 
Profi lierungsspielräume für die 
mächtigen Patrons und politischen 
Unternehmer. Harambee-Meetings 
sind nicht einfach bloße Geld-
sammel-Anlässe, sondern sozio-
politische Tribünen. Man trifft sich 
für eine gute Sache, arm und reich 
sind dabei, und niemand schämt 
sich. Die Armen wissen, dass sie 
zwar nur symbolisch partizipieren 
und damit in der Öffentlichkeit von 
den Reichen erst recht Leistungen 
abfordern. Andererseits schaffen sie 
mit ihrer Präsenz auch das Forum, 
welche den gut Situierten Anerken-
nung zollt und gerne Gesten der 
Ehrerbietung macht, wenn es etwas 
zu holen gibt. Diese gut situierten 
Personen können sich – meist in 
Verbindung mit Zielen ihrer eigenen 
politischen Agenda – dem Part-
nerschaftsgedanken unterordnen. 
Sie haben zu Recht erkannt, dass 
Harambee nicht ein Nullsummen-
spiel ist; wer gibt, dem wird auch ge-
geben – z .B. Stimmen oder Posten 
als Vorsitzende in allerlei Gremien. 
Harambee ist die zentrale Plattform 
für Patronage geworden, in der die 
Vermögenden in einem Wettkampf 
um die prominenten Plätze an der 
Spitze der Gönnerliste buhlen und 
dafür lokale bzw. regionale Leader-
Positionen zugeschrieben erhalten. 

Die gegenwärtige Krise schmä-
lert allerdings die Wirksamkeit von 
Harambees – und schwächt damit 
insgesamt das Schaffen von Ver-
sorgungssicherheit. Da die Krise 
alle trifft, werden die verfügbaren 
Geldbeträge kleiner. Es müssen 
öfter solche aufwendigen Veranstal-
tungen durchgeführt werden, weil 
selbst bei den traditionellen Gebern 
das Potential der Partizipation an 
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Harambees schwindet. Diese wieder-
um suchen sich den Erwartungen 
teilweise zu entziehen, wodurch die 
Durchsickerungseffekte zugunsten 
benachteiligter Bevölkerungskate-
gorien und ländlicher Gebiete noch 
geringer werden. Als letztes Glied in 
der Kette werden die Kleinbauern 
benachteiligt bzw. ausgeschlossen.

Das Bewirtschaften des Öko- und
Soziosystems (Archipelstrategie) 

Die akute Geldknappheit ist heute in 
den ländlichen Gegenden geradezu 
erdrückend. Unter den gegenwärti-
gen Bedingungen können die Klein-
bauern unter keinen Umständen 
andere Ausgaben ins Auge fassen 
als diejenigen, welche zur unmit-
telbaren Sicherung des physischen 
Überlebens erforderlich sind. Ende 
der Achtzigerjahre, zur Zeit des 
Kaffee-Booms auf dem Weltmarkt, 
war das allerdings noch anders. 
In dieser Zeit haben die Familien 
auch die Parzellen in Nyakinyua 
erworben.

Versorgungssicherheit im um-
fassenderen Sinne – also mit Blick 
auf die Befähigung zur sozialen 
Reproduktion, des Weiterbestehens 
der Gesellschaft – wird mit zwei sich 

ergänzenden Strategien angestrebt, 
nämlich durch 
1. die räumliche Verschiebung von 

Personen, welche neues Land 
erschließen oder andere ökono-
mische Möglichkeiten erkunden, 
sowie

2. den Austausch von Gütern und Per-
sonen zwischen den verschiedenen 
Segmenten der Großfamilie.

Obschon beide Aspekte auf der 
Basis von Transfers zwischen Fami-
lienmitgliedern operieren, können 
deutlich zwei verschieden gelagerte 
Handlungs- und Versorgungszu-
sammenhänge erkannt werden: 
das breit gestreute Bewirtschaften 
des Öko- und Soziosystems (Archi-
pelstrategie) sowie Wanderungs-
phänomene (Transhumanz). Wie 
im folgenden ausgeführt werden 
soll, lässt sich die erste Form als 
raumbezogene Archipelstrategie 
mit Austauschprozessen charakte-
risieren, während letztere die indi-
viduenbezogene Mobilität innerhalb 
von Großfamilien umfasst.

Das Bewirtschaften der Po ten ziale 
verschiedenartiger Landtypen des 
Ökosystems sowie der Erwerbsmög-
lichkeiten und der Beziehungen des 
gesellschaftlichen Systems ist ein 
Versorgungszusammenhang, der 

sich am einfachsten mit verstreuten 
Inseln eines Archipels erklären lässt. 
Das Nutzen von verschiedenartigen 
Umgebungen mit unterschiedlichen 
Potenzialen hat in Ostafrika eine ur-
alte Tradition. Die Kikuyu haben auf 
diese Weise im letzten Jahrhundert 
die Rinderpest überstanden und in 
jüngerer Zeit trotz der sich ver-
schlechternden Lebensbedingungen 
den Lebensstandard halten können. 
Nachdem in den letzten hundert 
Jahren nach und nach neue ‚Inseln‘ 
in die hochgelegenen Berg-Urwälder 
gelegt wurden, liegen die heutigen 
‚Inseln‘ an den physischen Grenzen 
der Ackerbaugebiete, entweder auf 
über 3.000 m.ü.M. oder aber in der 
Savanne. 

Die Archipelstrategie als Bewirt-
schaftung der Potenziale verschie-
dener Nischen des Ökosystems 
und des sozialen Systems nutzt 
die regionalen Unterschiede und 
die Grade der sozialen Verpflich-
tungen. Jeder Landschaftstypus 
offeriert bestimmte Möglichkeiten 
des Wirt schaftens. Die Großfami-
lien versuchen deshalb, in jedem 
Wirtschaftsraum für sich eine kleine 
‚Insel‘ aufzubauen. Es liegt auf der 
Hand, dass die Versorgungssicher-
heit mittels Austauschprozessen 

Fig. 1:  landschaftsformen und Bewirtschaftungstypen – eine ausgeklügelte nutzung der Potenziale des Ökosystems und der gesellschaftli-
chen strukturen. die großfamilie versucht, möglichst überall ‚inseln‘ zu schaffen.   
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wesentlich gesteigert werden kann, 
wenn es einem Haushalt gelingt, auf 
allen diesen ‚Inseln‘ Mitglieder zu 
positionieren.

In der Tat belegen unsere Daten 
über die Austauschprozesse, dass 
auch in der Siedlergemeinschaft 
Nyakinyua in erheblichem Umfang 
Güter, Geld, Personen und Dienst-
leistungen insbesondere zwischen 
dem Herkunftsort in der Teezone, 
den anderen ‚Inseln‘, auf denen 
sich Verwandte befinden, sowie der 
neuen Siedlung verschoben werden. 
Beispielsweise sind Avocados und 
Bananen, die in Nyakinyua nicht 
gedeihen, ein geläufiger Bestandteil 
des Essens. Bei jedem Besuch bei der 
Familie, d. h. im Herkunftsge biet, 
bringen die Weggezogenen einige 
Liter Milch oder gelegentlich auch 
Fleisch eines Schafs oder einer Ziege 
als Geste der Reverenz an den Vater 
mit, dem man die Existenz verdankt. 

Falls, wie in Nya ki nyua, draußen in 
der Savanne wieder einmal eine Ern-
te gelungen ist (in fünf Jahren sind 
es nur 2 statt 10), wird auch davon 
ein Teil den Eltern übergeben. Im 
Gegenzug werden den Besuchern 
landwirtschaftliche Produkte aus 
dem fruchtbaren Hochland mit-
gegeben. Regelmäßig erhalten die 
Familienmitglieder, die in der Sa-
vanne das Familienland hüten, auch 
Geld, damit sie dort nicht hungern 
müssen. So gesehen funktioniert der 
Vater bzw. der Haus haltsvorstand 
der Großfamilie im Herkunftsgebiet 
auch als Clea ring stelle, welcher die 
Einkünfte seines Archipels nach 
Maßgabe der spezifischen Bedürf-
nisse weiterver teilt. 

Die gegenseitigen Abhängigkeiten 
finden ihren Ausdruck im übrigen in 
der Institution der family-mee tings, 
an denen die Teilnahme obliga-
torisch ist. Dort werden in stark 

ritualisierter Form die anstehenden 
Probleme der Familie erörtert und 
Lösungen unter Aufbietung aller 
verfügbaren Kräfte gesucht. Dieser 
Hauptknotenpunkt des familialen 
Netzes hat wegen seiner Multifunk-
tionalität nicht nur Bedeutung als 
ökonomische Clea ringstelle; er ist 
auch der Ort, der Sicherheit und Ge-
borgenheit und psychosozialen Halt 
vermittelt. Für die Kikuyu befindet 
sich dort auch der Angelpunkt der 
Strategien, welche das Überleben 
in einer Umgebung ermöglicht, 
die dies eigentlich gar nicht zulässt 
(Sottas/Wiesmann 1993; Sottas/
Droz 1995).

Diese Archipelstrategie wider-
spiegelt damit in erster Linie den 
Ver such raumübergreifender Haus-
haltseinheiten, die verfügbaren Po-
tenziale des Ökosystems und des 
sozialen Systems zu kumulieren, 
um die Erträge wieder verteilen zu 

Fig. 2: die graphik mit der Übersicht über die austauschprozesse eines typischen haushalts während 18 Monaten zeigt die prekären 
lebensverhältnisse. als mit abstand wichtigster austauschakt rangieren die Besuche außerhalb der siedlung. sie sind zur Pflege der 
Beziehungen überlebenswichtig. auffallend ist an zweiter stelle die abhängigkeit von geldüberweisungen von außen. in der Wichtigkeit 
folgen sodann symbolische austauschhandlungen: kirchenbesuche und guter rat. dienstleistungen zugunsten der lokalgemeinschaft oder 
externer figurieren ebenfalls noch vor den eigentlichen tauschprodukten Milch und Mais. einen hohen stellenwert hat das offerieren von 
tee; gästen muss ein stark gesüßter und gewürzter schwarztee angeboten werden. die offensichtliche abweichung zwischen den Besuchen 
und dem anbieten von tee zeigt die not: Man kann es sich nur alle zwei tage leisten, jemanden zu bewirten, sonst trifft man sich in der 
natur, oder am grenzzaun, oder im schatten einer schirmakazie … 

häufigkeit von austauschprozessen eines haushalts während 18 Monaten
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können und dadurch ausgewählte 
‚Inseln‘ gezielt zu stärken. Die so 
gesteigerte Leistungsfähigkeit ein-
zelner Elemente des familialen Sy-
stems kommt wegen des Zwangs zur 
Umverteilung und der vom fa mily-
meeting sanktionierten Zuteilung 
verfügbarer Ressourcen wieder allen 
beteiligten Familienmitgliedern zu 
Gute. 

Mobilität auf dem Archipel
(Familiale Zirkulation)

Weil Personen in der Haushalts-
ökonomie die wichtigen Produk-
tionsfaktoren darstellen, werden 
nicht nur Geld, Güter und Dienst-
leistungen ausgetauscht, sondern es 
werden auch Individuen verschoben 
und gezielt auf die verschiedenen 
‚Inseln‘ geschickt. Nach Maßga-
be der wirtschaftlichen, sozialen 
und ökologischen Potenziale oder 
Restriktionen entstehen dadurch 
Wan derungsphänomene zwischen 
den ‚Inseln‘ des Archipels, welche 
allerdings nicht oder kaum mit der 
Absicht eines endgültigen Residenz-
wechsels verknüpft sind; stets sind 
Rückkehrmöglichkeiten und stra-
tegische Umplazierungen möglich. 
Im Falle der Kikuyu lässt sich diese 
Strategie am besten als familiale 
Zirkulation umschreiben. 

Eines der Elemente der fami lia-
len Zirkulation ist die individuelle 
Trans humanz, die Arbeitsmi gra tion 
Einzelner. Diese ergibt sich aus 
ökologischen, politischen, ökono-
mischen, demographischen oder 
kulturellen Ereignissen. Wechseln-
de Konstellationen dieser Faktoren 
liefern die Erklärung für die periodi-
schen Ortswechsel der Menschen. In 
unserer Fallstudie bestanden diese 
Ortswechsel aus Sequenzen, welche 
sich aus Aufenthalten in der Her-
kunftsregion in der Teezone hoch in 
den Bergen und dem Bewirtschaften 
der Parzelle in der Neusiedlung in 
der Savanne sowie aus temporärer 
Lohn arbeit in der Stadt oder auf 
Großfarmen zusammensetzten. Wir 
finden hier wieder das Muster der 
‚Inseln‘, die bewirtschaftet werden. 

Durch diese Wanderungsbewe-
gungen und Abwesenheiten ändert 
sich die Zusammensetzung der mi-
grierenden Haushalte im Verlaufe 
des Jahres sehr stark. So können 
sich beispielsweise während der Aus-
saat, der Ernte oder der Famil ien ver-
sammlungen sehr viele Menschen 
im Gehöft aufhalten, dagegen ist 
während einer Dürreperiode dort 
niemand anzutreffen. Interessant 
ist auch die Beobachtung, dass die 
für die Parzelle in der Neusiedlung 
Verantwortlichen wechseln: die 

Zweit  frau wird vom Großvater abge-
löst, dieser tritt seinen Platz einem 
Neffen ab, der dann um Unterstüt-
zung bittet, worauf eine seiner 
Schwestern hergeschickt wird und 
er auf Arbeitssuche geht …

Die verschiedenen Mitglieder der 
Familie werden von den Verant-
wortlichen der Haushalte bzw. der 
raumübergreifenden Produktions-
einheiten hin und hergeschoben. 
Insbesondere die jüngeren Männer 
und Frauen sind sehr mobil und 
werden nach Maßgabe der aktuellen 
Erfordernisse und der Verfügbarkeit 
von ‚Inseln‘ von den Haushalts-
vorständen platziert: in der Stadt 
bei einem beamteten Onkel oder 
Cousin, in einem Marktflecken bei 
einem Handwerker oder Kleinunter-
nehmer, für temporäre Lohnarbeit 
auf einer Farm oder im Dienstlei-
stungsbereich, auf einer kürzlich 
erworbenen Landparzelle in einem 
neuen Siedlungsgebiet, daheim zur 
Tee-Ernte, oder sie werden nach 
dem südlichen Afrika oder Europa 
geschickt. 

Insgesamt schafft dieses komple-
xe System von Austauschprozessen 
im informellen Wirtschaftsbereich 
ein beachtliches Maß an Versor-
gungs sicherheit. Die Austauschpro-
zesse schaffen Sicherheit im Falle 

Fig. 3: Beispiel für die Mobilität der Personen, die in der savanne eine erworbene Parzelle bewirtschaften. in der graphik sind die an- und 
abwesenheiten während eines halben Jahrs abgebildet. auffallend sind die vielen abwesenheiten. kurz vor Weihnachten fand das family-
meeting im herkunftsort statt, aber auch sonst ist oft niemand zum Bewirtschaften des gehöfts anwesend. 

Respondent: 211
Period: November 93 - April 94

Absence 

Presence  
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von Krankheit und Notsituationen 
und kommen angesichts der äußerst 
schwierigen Bedingungen einer 
Sozialversicherung gleich. Die Fa-
milie ist der stützende Rahmen und 
sichert ein Aufgehobensein, von wo 
aus die Zirkulation der Personen und 
der Austausch arrangiert werden. 
Entsprechend stark verpflichtend 
sind Entscheide, welche an lässlich 
der family-meetings getroffen wer-
den. Dazu gehört insbesondere die 
Aufforderung, dieses oder jenes 
zur Schaffung eines kollektiven 
Gutes zu tun, z. B. die Parzelle zu 
erschliessen, die der Vater (oft mit 
dem Geld eines Kindes) in einem 
entlegenen Gebiet gekauft hat.

Die nachfolgende Graphik ver-
deutlicht diese Austauschprozesse 
zwischen den verschiedenen ‚In-
seln‘, die bewirtschaftet werden.

Obschon hinter diesen Entschei-
dungen ein starker Gruppendruck 
steht – der im Gegenzug Solidarität 
und Loyalität der Familie garan-
tiert –, gibt es bei den Kikuyu 
auch relativ große individuelle 
Handlungsspielräume. Diese ba-
sieren auf dem sozialen Konzept 
des Mûra mati, des vollkommenen 
Mannes. Dieses bezeichnet eine 
Statuspo sition und ist ein Ausweis 
individueller Leistungsfähigkeit im 
Er wach senenalter. Danach muss 

jeder Mann alles daran setzen, die 
kulturell definierten Erwartungen 
bezüglich Anerkennung, materiellen 
Errungenschaften, Vieh- und Land-
besitz, Heirat und Kinderreichtum 
sowie Schulungsmög lich keiten für 
seine Kinder zu erfüllen. Dies bedingt 
Mobilität, Risikobe reitschaft und das 
mutige Ausschöpfen von Chancen, 
oder eben individuelle Trans humanz 
zwischen den sozio-ökonomischen 
‚Inseln‘. Unbestritten ist allerdings 
auch, dass die Erträge der indivi-
duellen Bemühungen wieder in das 
familiale System eingespeist werden 
müssen: z. B. mittels Schul geld zah-
lungen, Medi ka menten rechnun gen, 
dem Kauf von Tieren oder Land, 
Unterstützungsleistungen für ar-
beitslose Geschwister etc. … Sankti-
onsmöglichkeiten gibt es viele, nicht 
zuletzt deshalb, weil der Vater vor 
dem Tode sein Land willkürlich an 
die Söhne verteilen kann.

Die nächste Insel in der 
nächsten Welt

Angesichts der enormen wirtschaft-
lichen Probleme stösst die Strategie 
der familialen Zirkulation an ihre 
Grenzen. Trotz des Know-how zum 
Überleben geraten Individuen und 
Haushalte in die Armutsspirale; 
das Hinzufügen neuer, produktiver 

Elemente zum bestehenden Archi-
pel ist nur noch in Ausnahmefällen 
möglich. 

Unsere Forschungen haben ge-
zeigt, dass die meisten Menschen 
das System des Archipels ins Jen-
seits fortführen. Die Abwesenhei-
ten für gemeinsame Gebete und 
Gottesdienste sind augenfällig; eine 
mil lenaristische Bewegung vermag 
viele Gläubige zu mobilisieren. Die 
Siedler investieren für ihre Verhält-
nisse viel Geld in den Bereich des 
Religiösen (Bau von Kirchen bzw. 
Gebets- und Versammlungsorten, 
öffentliche Kollekten für die regio-
nale Missionsarbeit, Spenden an 
konfessionelle Selbsthilfegruppen). 
Diese „unnützen“ Investitionen – sie 
lassen sich von aussen her voreilig 
als irrationale Verschwendung in-
terpretieren – müssen allerdings 
als Ausdruck eines Hoffens auf eine 
göttliche Intervention verstanden 
werden, die durch das Gebet und den 
unerschütterlichen Glauben herbei-
geführt werden kann. Gemäß den 
Vorstellungen der Gläubigen müsste 
diese in Form einer Verbesserung 
der klimatischen Bedingungen auf-
treten, welche dann reiche Ernten 
und Überfluss schaffen; sie könnte 
sich auch in Form einer geglückten 
Einheirat in eine besser situierte 
Familie äußern, oder etwa auch 

Fig. 4: schematische darstellung der austauschprozesse zwischen dem untersuchten gebiet in der savanne (nyakinyua) und den anderen 
orten, in denen Familienmitglieder arbeiten. alle geld-, güter- und dienstleistungsströme fließen zum herkunftsort der hochgelegenen 
teezone. der zentrale haushalt des Familienvorstands hat die rolle einer clearingstelle. 
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dadurch, dass ein Familienmitglied 
aufgrund einer göttlichen Empfeh-
lung eine gutbezahlte Stelle erhält. 

Statt dieses Verhalten als Ver-
schwendung einzustufen, scheint 
es angebrachter, diese „unnützen“ 
Investitionen in den Kontext der Re-
pro duktionsstrategie der Kikuyu zu 
stellen. Die ökonomische Situation 
der großen Mehrheit der Neusiedler 
ist aussichtslos, und auch die her ge-
brachten Strategien der Archipelbe-
wirtschaftung und der individuellen 
Transhumanz vermögen nur noch 
vage Möglichkeiten zu eröffnen. 
Dieses Maß an Ungewissheit führt 
sowohl individuell wie kollektiv zu 
unlösbaren Problemen: Männer 
schaffen es nicht mehr, Mûra mati zu 
werden, Frauen vermögen das phy-
sische Überleben der Familie nicht 
mehr zu sichern, und die Ki kuyu-
Gesellschaft kann sich nicht mehr 
reproduzieren. Angesichts dieser 
Ausweglosigkeit ist ein Transzen-
dieren der irdischen VerhäItnisse ins 
Jenseits die letzte Option. Was uns 
als Millenarismus erscheint, ist eine 
Platzierung der verfügbaren Mittel 
auf eine andere ‚Insel‘ des erweiter-
ten Archipels: der Glaube schlägt in 
die Gewissheit um, dass dereinst auf 
der ‚Insel‘ im Jenseits Erfüllung und 
Heil zu finden sein werden.
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Veronika Bennholdt-Thomsen

Frauengeld

In unserer Gesellschaft sind Frau 
und unbezahlte Arbeit Synonyme, 
und Frau und Geld schließen sich 
tendenziell gegenseitig aus. Oder 
geht es auch anders, auch heute 
in unserer globalisierten Welt? 
Wenn ja, wie? Wo sind die Pfade zu 
einer anderen Ökonomie, auch für 
Frauen? Oder ist Bezahlung, d. h. 
Geld für menschlich notwendige, 
nützliche, Sorge für das Leben 
tragende Arbeit und Produktion 
etwas, das es aufgrund der Logik der 
herrschenden Ökonomie gar nicht 
geben kann? Darüber will ich im 
Folgenden nachdenken.

Das kapitalistische Geld, das 
nach Zinsen und Profit verlangt, 
das von sich aus wächst und dem 
ein Wert an sich beigemessen wird, 
ist pa triar chales Geld. Das ist leicht 
einzusehen. Wie ein nicht patriar-
chales Geld aussehen soll, ist hin-
gegen schwer vorzustellen. Denn 
ohne Geld geht es nicht, schon gar 
nicht nicht in der komplexen Gesell-
schaft des beginnenden dritten Jahr-
tausends. Wenn es uns aber einer 
menschlicheren und das heißt auch 
frauen freund licheren Gesellschaft 
näher bringen soll, dann brauchen 
wir zumindest eine Vision davon, wie 
Geld als „Frau en geld“ funk tionieren 
könnte.

Dabei werde ich nicht an die bei 
uns geläufigere Diskussion der Ide-
en, Erfahrungen und Theorien der 
Freiwirtschaftler und ver wandter 
Richtungen anknüpfen, obwohl sie 
mir in vieler Hinsicht sehr sympa-
thisch sind. So experimentieren sie 
etwa mit zinslosem Geld, das nicht 
„wächst“, wenn man es anhäuft und 
spart, sondern schwindet, wenn 
man es nicht benutzt. Aber ich will 
lieber erst einmal an die explizit 
frauen identifizierten Erfahrungen 

in der gegenwärtigen matriarcha-
len Gesellschaft der ‚zapotecas‘ von 
Juchi tán, Mexiko, anknüpfen, um 
mich gezielt auf die Suche nach 
Elementen eines nicht patriarchalen 
Geldwesens machen. Die Brü cke zur 
erwähnten hiesigen Diskussion zu 
schlagen, muß dann einer anderen 
Gelegenheit vorbehalten bleiben.

Wo die Frauen das Geld haben:
Juchitán (Oaxaca), Mexiko  

 
In „Juchitán,“ der „Stadt der Frauen“ 
(Bennholdt-Thomsen 1994), tref-
fen wir mitten im machis ti schen, 
männerbetonten Mexiko auf eine 
matriarchale Ge sellschaft. Viele der 
Widersprü che, die freilich durch den 
pa triarchalen Rahmen notwendig 
ent stehen, sind auf eine bemerkens-
werte, eigenwillige Weise gelöst, so 
auch der Umgang mit dem Geld.

In Juchitán gehört Geld in Frauen-
hand. Zum einen, weil jede Frau 
irgendeinen Handel betreibt, zum 
anderen aber liefern auch die Män-
ner ihr Geld den Frauen ab. Bauern 
und Fischer (rund 50% der erwerbs-
tätigen Männer) tun dies in Form 
des Produktes, der Feld früchte und 
der Fische, die die Frauen dann, 
meist köstlich verarbeitet, verkau-
fen. Das Geld aber behalten sie und 
geben den Männern etwas für „ihre 
Ausgaben“, ein Taschengeld also. 
Die Lohnarbeiter übergeben ihren 
Frauen, Gefährtinnen oder Müttern 
den gesamten Lohn, die ihnen da-
von etwas zuteilen. Und damit sind 
die Frauen, wie bei allem anderen 
auch, nicht knausrig. Denn sie lie-
ben das Geben, das gute Leben, die 
Fülle und das Feiern, was sie auch 
an sich selbst geradezu zur Schau 
tragen. Sie sind rund, wohlbeleibt 
und unterstreichen dies durch groß-
ge blümte, weite, lange Röcke und 
handbestickte Blusen. Dicksein ist 
ein weibliches Schönheitsideal.

Viel wichtiger als die Tatsache, 
dass in Juchitán die Frauen das Geld 
haben, ist der Sachverhalt, der dies 
hervorbringt. In die ser Gesellschaft 
stehen die Frauen und das Mütter-
liche im Zen trum. Nicht der Vater, 

Die Arbeit, die den Frauen kein Geld 
einbringt, ist der soziale Vater (nicht 
die Mutter, denn es handelt sich um 
ein patriarchales Phänomen) der 
heutigen informalisierten, deregu-
lierten und flexibilisierten Arbeits-
verhältnisse – so meine/unsere The-
se (Bennholdt-Thomsen/Mies 1997). 
Dass die Frauenarbeit im Haus und 
für die Jungen und Alten weitgehend 
unsichtbar, unentgolten und unbe-
zahlt ist, ist darauf zurückzufüh-
ren, dass Frauen in der modernen 
Gesellschaft durchweg der soziale 
Status der Hausfrau zugeschrieben 
wird, auch unabhängig davon, ob sie 
wirklich (Nur-)Hausfrauen sind oder 
nicht. Diese Zuschreibung ähnelt 
der Kastenzuordnung durch Geburt. 
Entsprechend sind Frauen auch 
in der Lohn arbeit „hausfrauisiert“ 
(…), d. h. sie werden für dieselbe 
Arbeit wie Männer weltweit geringer 
bezahlt, erhalten trotz guter Quali-
fikation nur die geringer dotierten 
Posten, arbeiten in der Regel in 
den schlecht bezahlten, besonders 
stressigen Branchen, und die typi-
schen Frauen arbeitsverhältnisse 
sind schlecht gesichert: Leichtlohn-
gruppen, Teilzeitarbeit, Heimarbeit, 
Arbeit in den Weltmarktfabriken 
und insgesamt flexibilisierte Arbeits-
verhältnisse. Genau diese aber sind 
zum Modell der Lohnarbeitsverhält-
nisse in der globalisierten Ökonomie 
geworden. Nicht der Facharbeiter 
steht bei der gegenwärtigen und 
zukünftigen Lohnarbeit Pate, son-
dern die Hausfrau. Die typisch 
hausfrauisierte Lohnarbeit in den 
Weltmarktfa bri ken wird im dem 
Maße zum Modell der Lohnarbeit, 
in dem sich das Modell der Freien 
Produktionszonen oder Weltmarkt-
fabriken zum Modell des Marktes 
schlechthin verallgemeinert.
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sondern die Mutter ist die entschei-
dende soziale, ökonomische und 
emotionale Bezugsperson. Häufig 
hat sie Kinder von unterschiedli-
chen Vätern. Das gesellschaftliche 
Anse hen der Kinder wird aus der 
Mutterfamilie bezogen. Prestige 
erwirbt die Frau durch ihre Ar-
beitsamkeit als Handwerkerin und 
Händ lerin und durch Freigiebig-
keit, vor allem im Rahmen großer 
Gemein schaftsfeste, bei denen sich 
35 mal im Jahr mehrere tausend 
Menschen versammeln. Für die 
Gastgeberinnen bedeuten diese Fe-
ste eine enorme Ausgabe, zugleich 
auch eine der höchsten Ehren. 
Mit anderen Worten, je mehr frau 
materiell für die Gemeinschaft ver -
aus gabt, um so größer ist ihr ideeller 
Gewinn an sozialem Prestige. Dass 
die Feste deutliche Zeichen archa-
ischer Frucht bar keitsriten tragen, 
ist nicht ver wun derlich. Bei diesen 
Gelegenheiten 
tragen die Frau-
en ihren Reich-
tum in Form von 
G o l d  m ü n  z e n 
zur Schau, die 
sie, zu Ketten 
gereiht, um den 
Hals tra gen. Das 
Gold, die Schwei-
ne, die bestickten 
Gewänder und 
das Haus verer-
ben die Mütter 
an die Töchter, 
w ä h r e n d  d i e 
Väter oder der 
mütterliche On-
kel, ganz der ge-
schlechtlichen 
Arbeits teilung 
entsprechend, 
das Ackerland, 
das Vieh und das Boot an die Söhne 
oder Neffen vererben. Ein Vaterhaus 
jedoch gibt es nicht. Das Haus ist 
immer das Haus der Mutter, der 
Frau oder Gefährtin und ihrer Kin-
der. Ver mittelt über das Haus, den 
Markt und die weib liche Organisati-
on des sozialen Gefüges „gehört“ die 

Stadt den Frauen. Die Männer sind 
in diese städtische Gesell schaft über 
die mütterliche Linie und durch ihre 
Produktgaben eingebunden.

Juchitán ist eine Stadt von 80.000 
Einwohnern, die zur Volks gruppe 
der Zapoteken des Isthmus gehören. 
Sie wird von annähernd 250.000 
Menschen gleicher Sprache und 
Kultur gebildet, die ein Gebiet von 
ca. 7.500 Quadratkilometern in der 
pazifischen Kü sten ebene des Isth-
mus von Tehuantepec bewohnen. 
Der geographi schen Lage entspre-
chend war der Isthmus, d.h. die 
Landenge zwi schen Atlantik und 
Pazfik, schon in vorspanischer Zeit 
Durch gangsge biet, Umschlagplatz 
des Handels zwischen Nord- und 
Zen tralamerika, zwischen Azteken 
und Mayas. Im 19. Jahrhundert 
wurde eine Eisenbahnlinie als Alter-
nativangebot zum Panamakanal ge-
baut, und auch heute gilt die Gegend 

als wichtige Wirtschafts region des 
aufstrebenden Entwicklungslandes 
(Mexiko gehört seit kurzem zur 
OECD). Hier liegen eine große 
Erdölraffinerie und der Freihan-
delshafen Salina Cruz, der auf die 
Welt wirtschaftsmacht Japan und die 
südostasiatischen „Tiger“ ausgerich-

Händlerinnen auf dem Markt.
Mit freundlicher Genehmigung von 
Cornelia Suhan
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tet ist. Bewäs se rungsanlagen um Ju-
chitán herum sollen die industrielle 
Land wirt schaft fördern.

Mit anderen Worten, die Gegend 
ist alles andere als eine weit abgele-
gene, exotische Enklave, in der sich, 
aufgrund ihrer Welt abgewandtheit, 
traditionelle matriarchale Elemen-
te erhalten hätten. Im Gegenteil, 
Juchi tán ist eine quirlige Handels-
stadt in einer weltmarktoffenen 
Region. Dennoch funktioniert der 
Markt, auf dem man auch alles 
bekommen kann, nach anderen 
Re geln. Die Preise werden von den 
Händlerinnen nicht primär nach 
finanziellen Rentabilitätskriterien 

festgelegt, sondern sie rich ten sich 
nach der sozialen Beziehung zwi-
schen Käuferin und Ver käuferin. 
Dabei spielen Verwandtschaft, Nach-
barschaft und Freundschaft eine 
Rolle, und der Warentausch wird 
mit dem Ge schenk tausch, mit Hilfs-
diensten oder Verpflichtungen im 
Rahmen der Feste „verrechnet“. 
Juchi tán wird vom Prinzip der Ge-
gen seitigkeit regiert, und in das 
„Ge gen seitigkeitskonto“ fließen 
Materielles und Immaterielles ein, 
Geld, Waren und Gaben ebenso wie 
Na tural tausch und Nachbarschafts-

hilfe, alles gleich  zeitig und mitein-
ander kombiniert. 

Das bedeutet, dass Wirtschaft 
und Gesell schaft nicht als vonein-
ander getrennt behandelt werden. 
Dies aber ist nur möglich, weil die 
Wirtschaft und der Handel auf die 
alltäglichen, wie die dauerhaften, 
notwendigen Bedürfnisse gerichtet 
sind, auf die Lebens-Mittel im wei-
teren Sinne und vor allem auf die 
Nahrungs mittel, die den allergröß-
ten Teil des regionalen Handels aus-
machen. Deshalb gibt es in Juchitán 
auch keine Hausfrauen. Jede Frau ist 
Händlerin und zwar mit Produkten des 
täglichen Bedarfs. Dementsprechend 

ist die juchi-
t e k i  s c h e 
Wirt schaft 
ein einziger, 
großer, zwi-
schen vielen 
Frauen ar-
beitsteilig 
organisier-
ter Haus-
halt, dem 
die Männer 
mit Primär-
gütern und 
Geld zuar-
beiten, und 
die durch 
den ständig 
e r h ö h t e n 
Festkonsum 
in Schwung 
g e h a l t e n 
wird. Den 
Leuten von 

Juchi tán geht es dabei gut, viel besser 
als in jeder anderen vergleichbaren 
Region im sonstigen Mexiko.

Frauen und Geld

Wie aber ist es möglich, dass das 
Geld in Juchitán nicht, wie sonst 
auch, profitwirtschaftliche Verhält-
nisse mit sich bringt? Schließlich 
handelt es sich um dieselbe Münze 
und die glei chen Scheine, die sonst 
nach Zins und Zinses zins verlan gen, 
nach Amortisierung und Rentabili-
tät, andernfalls das Ge schäft als ge-

Bier, gutes Essen und Frauenwitze.
Mit freundlicher Genehmigung von 

Cornelia Suhan



B e i t r ä g e  z u r  h i s to r i s c h e n  s o z i a l k u n d e  • 157

scheitert betrachtet wird. Inwiefern 
ist unter modernen Bedin gungen 
dieser andere Umgang mit dem 
Geld mög lich? Was bedeutet dieser 
Sachverhalt für eine Frauenperspek-
tive in der Gesell schaft der Freien 
Markt wirtschaft?

Geld ist in der modernen, patriar-
chalen Gesellschaft mehr als nur ein 
Zahlungs mittel, mehr als nützliches 
Instrument um den Tausch von 
konkreten Produkten zu erleich-
tern. Es repräsentiert mehr als die 
Lebensmittel, die man damit kau-
fen kann, die gleichsam hinter der 
Abstraktion stehen. Geld ist auch 
ein Sym bol und zwar ein hoch mit 
Gefühlen, Glaubensvorstellungen 
und Tabu besetztes Symbol. Die 
nur sachliche Funktion des Geldes 
im Rahmen ökonomisch rationaler 
Ent  scheidungen ist ein Mythos. 
Bour dieu hat vorgeblich nichtöko-
no mi sche Handlungen in der kaby-
lischen Ge sellschaft als durchaus 
ökonomisch identifiziert. Er spricht 
deshalb von symboli schem Kapi-
tal (Bour dieu 1979). Wir sollten 
diesen Blick um 180° drehen und 
die Symbolik des Kapi tals selbst 
untersuchen. 

Geld hat eine geschlechtliche 
Sym  bolik. Es ist Männersache. Das 
„Vielegeld“ ist Männergeld, das 
„Kleinegeld“ Frauengeld. Geld in 
Frauenhand hat etwas Anrüchi ges, 
wenn es über die Begleichung von 
notwendigen Bedürfnissen, also des 
Le bens unterhalts der Frau und ihrer 
Kinder hinaus geht. Frauen, die viel 
Geld, zudem un abhängig verdienen, 
gelten als geldgierig, wohingegen 
dieses Streben bei Männern als eine 
erwartete, ja geforderte Tugend gilt 
(vgl. Königs wieser u. a. 1989; Mey 
1985:20). „Frauen mit Geld sind 
käuflich“, wird assoziiert. Widersin-
niger weise, denn gerade dann hat 
frau schließlich Geld und braucht 
sich nicht zu ver kaufen. Mey ver-
mag den scheinbaren Widersinn 
zu erklären. Im zweiten Kaiser-
reich in Frankreich (1852–1871) 
brachte es den Männern Pre stige, 
eine Prostituierte/ Kurti sane teuer 
zu bezahlen und auszu staffie ren. 

Aber sie durfte dieses Geld nicht 
etwa sparen, sondern es gehör te zu 
ihrer Rolle, es verschwende risch zu 
veraus gaben, ostentati ven Konsum 
zu betrei ben. Es ging also nicht um 
ihre Person, darum, dass sie nun 
Ver fügung über Geld gehabt hät te, 
sondern sie musste demon strieren, 
dass sie eine Ware war, dass sie teuer 
ge kauft worden war. Sie hatte das 
Geld nur unter der Bedingung, dass 
sie sich verkaufte (Mey 1985). Der 
Sinn hinter der Assoziation ist also 
ein ande rer. Er lautet: Die Sexua-
lität dieser Frau wird von keinem 
Mann kon trolliert, denn sie ist nicht 
Eigen tum, sondern sie hat wel ches. 
Die freie Ver fügung über Geld wird 
sympathetisch (Frazer) mit der freien 
Verfügung über die Sexualität, und 
zwar über die weibliche Se xualität, 
gleichge setzt. Deshalb spricht Kur-
nitzky auch von der „Trieb struktur 
des Geldes“, nennt deren Analyse einen 
„Beitrag zur Theorie der Weiblichkeit“ 
(Kurnitzky 1974).

Das moderne Geld, sagt er, ent-
wickelt sich aus dem Opfergeld. Ur-
sprüng liche Menschen opfer würden 
durch Tieropfer und schließ lich 
durch Geldopfer ersetzt. Deshalb 
sei das erste Opfergeld mit dem 
Tier abbild versehen, bzw. damit 
verbunden in Form von Opferspie-
ßen. Das erste Geld im griechischen 
Kulturraum sei deshalb Tempel geld. 
Opfer spielen eine wichtige Rolle in 
den archaischen Fruchtbar keits-
kulten, so auch das Geld. Die rö-
mische Münze wurde beim Tempel 
der Juno, auch Moneta genannt, 
ge schla gen. Juno steht für weibliche 
Fruchtbarkeit, sie ist die Göttin der 
Gebä renden und der Ehe. Aber auch 
außerhalb des Mittelmeer raumes 
gilt die Verknüpfung. Die Kauries, 
weitverbreitetes Mu schelgeld in 
Afrika und Asien, steht durch ihre 
Form für das weibliche Geschlechts-
teil (Kurnitzky 1974:24-40, 117). 

Im Opfer und später durch das 
Geld wird das gesellschaftliche Na-
turverhältnis nicht nur dargestellt, 
sondern konkret auch hergestellt. 
Es soll der Versöhnung des Men-
schen mit der Natur dienen, für die 

Eingriffe und Zugriffe, die er sie 
erleiden macht. Zugleich soll damit 
die jeweilige Art des Zugangs zur 
Natur, so auch der Herrschaft über 
sie gesichert werden. In diesem Sin-
ne hat die Verausgabung von Geld 
auch heute einen symbolischen Ge-
halt. Im Geld bzw. im Umgang mit 
dem Geld ist das gesellschaftliche 
Naturverhältnis enthalten. In der 
Moderne steht das Geld endgültig 
anstelle des Opfers. Es heißt nicht 
mehr Versöhnung, sondern sym-
bolisiert Triumph. Nicht mehr die 
Natur ist schöpferisch, sondern das 
Geld (Binswanger 1985:49-60). In 
der mo dernen Marktwirtschaft wird 
mit dem Geld (Opfer) nicht mehr 
Fruchtbarkeit erbeten, sondern es 
symbolisiert selbst Frucht barkeit. 
Konkreter (und primitiver) denn 
je bedeutet Geld zugleich Existenz, 
Leben. 

Mit der Absage an Mutter Erde, 
der Verneinung des organischen 
Zusammenhangs von Mensch und 
Natur geht eine spezifische Form 
der Frauen ver achtung und Un-
terordnung einher. Die weibliche 
Se xualität wird isoliert und von der 
Frau abge löst, damit ihrer Mensch-
lichkeit beraubt. Auf diese Weise 
wird eine Frau wie die andere, redu-
ziert auf das Geschlecht, wohinge-
gen die Frauen, die Personen sind, 
entsinnlicht und steril ge macht 
werden (vgl. Theweleit 1977). Die 
Frau wird des selbst bestimmten 
Ausdrucks ihrer Sexualität beraubt, 
damit wird ihr der freie Wille als 
autonome Person abgesprochen 
(vgl. auch I. Schultz 1985:16). 
Sexualität und Wille befinden sich 
in Form von Geld nun in  seiner 
Hand. Die jungen Frauen, die in 
der Fabrik arbeiteten, wurden als 
„leichte“ Mädchen betrachtet. Am 
Anfang der Industrialisierung war 
der Anteil der weiblichen Lohnarbeit 
wesentlich höher als nach der ersten 
Phase ihrer Kon solidation. Soziale 
Kontrolle und die Organisation der 
männlichen Ar beiterschaft führten 
zu einer Verschiebung zugunsten 
der Männer. Auch die Verfügung 
über die Frucht barkeit gehört nicht 
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der Frau, son dern dem Mann. Dieses 
alte patriar chale Prin zip hat sich 
in eine neue Form gewandelt. Das 
Geld, die neue Fruchtbarkeit, wird 
durch Kapi tal investitio nen gesät, 
deren Produktivität von vorn herein 
berechnet wird.

Das Geld ist weit davon entfernt, 
bloßes Mittel zum Tausch zu sein. 
Vergegen ständlicht wie in einem 
Fetisch wird dem Geld Macht zu-
gesprochen, und wer kein Geld hat, 
sieht sich ohnmächtig. Auch hierin 
erweist sich unsere Kultur, die 
Kapital- und Geld kultur, als primiti-
ver, als die sogenannten primitiven 
Kulturen es je waren. Sie wussten, 
dass der Fetisch ein Sinnbild ist und 
behandelten ihn auch so. Dieses 
Wissen ist bei uns, erst recht im 
Zeitalter der Globalisierung, abhan-
den gekommen. Die Verbeu gung 
vor dem Kapital in der neoliberalen 
Wirtschaftspolitik, auf dass es den 
„Standort Österreich oder Deutsch-
land“ wähle, entbehrt sogar des 
gesunden Menschenverstandes, der 
sonst die magischen Praktiken zu 
begleiten pflegte. Wenn sie nichts 
nutzten, hat man den Fe tisch be-
schimpft, eingesperrt oder schlicht 
fallen gelassen. Im neoliberalen 
Credo hingegen wird dem großen 
Kapital unbeirrt die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zugeschrieben, wofür 
Rechte der finanziellen sozialen 
Sicherung geopfert werden, obwohl 
die Götzen manifester Weise nicht 
zu rühren sind, was dann „jobless 
growth“ genannt wird. 

Hintergrund dazu ist das Phäno-
men, dass bei uns die gesamte Öko-
nomie, die nur noch als Geld ökono-
mie begriffen wird, fetischi siert, 
beziehungsweise in ein religiöses 
System ein gebunden worden ist: 
Ihr wird eine vom Menschen und 
von der Ge sell schaft los gelöste Ei-
genge setzlichkeit angedichtet. Als 
das Pa piergeld erfunden wor den 
war, wurden die Alchimisten an den 
Herr scherhö fen entlassen. Man hat-
te den Stein der Weisen, der Blei in 
Gold zu verwandeln ver mochte, ge-
funden. Die Zustim mung zur welt-
lichen Zentralgewalt war so hoch, 

dass man ihrer Zusage, hinter dem 
Schein verberge sich realer Wert, 
glaubte. Diese kollektive Fiktion 
selbst ist Magie (Binswanger 1985).

Wie jede Magie, beinhaltet auch 
die Geld-Magie Macht und Bedro-
hung zugleich. Die Geldökonomie 
ist hart und grausam, aber man 
muss sich ihr unterwerfen, um das 
gewünschte Ziel zu erreichen. Um 
der ökonomischen Effizienz willen 
bringt der Mann ein Opfer, er pan-
zert sich und zeigt Härte anstelle 
unökonomischer Mensch lichkeit. 
Psychisch scheint dies nur möglich, 
wenn die gesell schaftliche Fiktion 
der Warenökonomie aufrechterhal-
ten wird, dass die nicht grausame, 
nicht harte, menschliche Umgangs-
weise mit einander, mit Tieren und 
Pflanzen biologisch festgelegt in der 
Frau ruhe. Diesem psychosozialen 
Legitima tionskonstrukt zufolge 
darf die Frau gar kein Geld haben, 
zumal nicht das zerstörerische, das 
viele Geld. Entsprechend gilt das, 
was Frauen tun, nicht als Wirtschaft, 
bzw. dort, wo es wenig zu verdienen 
gibt, sind Frauen zu finden.

Theweleit analysiert, welche Kon-
sequenzen das Opfer des Mannes auf 
dem Altar der ökonomischen Macht 
hat. Es ist die Angst, das Geld könnte 
wieder lebendig werden, es ist die 
Angst vor der entfalteten, selbst-
ständigen weiblichen Sexualität. Sie 
bedeutet einen Angriff auf den Panzer 
des Mannes. Er könnte zerfließen, 
weich werden, verlottern, nicht mehr 
sich selbst bezwingen kön nen (vgl. 
auch Treiber und Steinert 1980, die 
den Weg von der Kloster- zur Fabrik-
disziplin untersuchen). Er muss statt -
dessen etwas erreichen, erobern, 
machen, haben. Theweleit ist dieses 
Muster des Umgangs mit der eige-
nen männlichen wie aber auch mit 
der weiblichen Sexualität anhand 
der Schriften paramilitäri scher, prä-
fa schis tischer Krieger aufge gangen. 
Mit diesem Schlüs sel in der Hand 
schreitet er fort, die Denkmuster 
ganz un ver dächtiger Vertreter des 
männlichen zivilisierten Denkens 
des 20. Jahrhun derts zu analysieren. 
Er trifft auf dieselben Muster: Der 

Krieg als Modell des männlichen 
Zugriffs auf die moderne Welt (vgl. 
auch Ottomeyer zur Militarisierung 
des modernen männli chen Sozial-
charakters, 1982). 

Das moderne, männliche Ver-
hältnis zu Geld und zur Geldöko-
nomie herrscht, es hat sich zum 
Ge sell schaftsmodell verallgemei-
nert. Parallel dazu hat sich mit dem 
wachs tumsökonomischen Modell 
das Kriegsmodell von Vergesell-
schaftung durch gesetzt. Auf welcher 
Seite hier Ursache und auf welcher 
Wirkung zu suchen sind, ist schwer 
zu entscheiden. Auf alle Fälle hat 
sich mit der Durch setzung des 
In du striemodells von Ökonomie, 
d. h. der Wachstums ökonomie, das 
klassische Patriar chat, nämlich 
die Herrschaft des Patriarchen zur 
Vorherrschaft jeden Mannes qua 
Geschlecht über die Frau verallge-
meinert.

Wenn die vorangegangene Ana-
lyse stimmt, dann vermögen nur 
nicht patriarchale gesellschaftli-
che Verhältnisse das Geld und die 
Geld ökonomie zu entmystifizieren. 
Allein unter diesen anderen Verhält-
nissen vermag das Geld Mittel im 
gesellschaftlich be stimmten Tausch 
zu sein, anstatt dass die Gesellschaft 
vom Geld tausch be stimmt wäre. 
Nur auf diese Weise vermag Öko-
nomie auch wirt schaft liches Tun 
zu sein, um zu leben. Im Gegensatz 
dazu bedeu tet moderne Verselbst-
ständigung der Ökono mie, dass 
sie sich voll zieht und schicksals-
mäßig davon abhängt, wie und ob 
wir leben. Genau diesen Zusam-
menhang vermittelt die Empirie 
gegen wär tiger ethnographischer 
Untersuchun gen. Da, wo Frauen, 
gleich sam als gesellschaftlich zuge-
schriebene Pflicht, Geld haben, hat 
Geld eine andere soziale Bedeutung. 
Die andere, näm lich starke ge-
sellschaftli che Stellung von Frauen 
macht etwas anderes aus dem Geld. 
Auch in der Gegen wart bringt eine 
matriarchale Ver gesell schaftung 
eine andere Ökonomie mit sich, 
hat sie einen anderen Zugang zu 
Geld. Und vor allem: Auch in der 
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Gegenwart sind mutterzen t rierte, 
frauenökonomische Gesellschafts-
strukturen möglich.

Gleichsam geronnen in einem 
Moment vermag uns der „Jung-
fräu lich keitskult“ in Juchitán etwas 
über die andere Bedeutung des 
Gel des zu lehren. Unter patriar-
chalen Bedingungen, unter denen 
die Frau Eigentum ist, aber selbst 
keines besitzt, ist der öffentliche 
Nachweis der Jungfräulichkeit der 
Braut ein besonders erniedrigender 
Unter wer fungsakt. 
Anders in Juchitán. 
Hier „flieht“ die jun-
ge Frau mit dem 
Mann ihrer Wahl 
bzw. er „raubt“ sie 
und entjungfert sie 
mit dem Finger. Die 
Blutstropfen auf 
dem weißen Tuch 
werden den warten-
den, besonders pres-
tigereichen älteren 
Nachbarinnen als 
Beweis der geopfer-
ten Jungfräulich-
keit vorgelegt. Die-
ses Zerreißen des 
Hymens, und damit 
der mögliche Zu-
gang zur Sexua lität 
der jungen Frau 
und ihrer Frucht-
barkeit, hat einen hohen Preis. Falls 
die Unterhändlerinnen der Mutter 
des Bräu ti gams erreichen, dass die 
Mutter der Braut ihre Tochter zur 
Ehe frei gibt, kann sich der Bräuti-
gam glück lich schätzen. In jedem 
Fall aber, mit oder ohne nachfol-
gender Eheschließung, muss er bzw. 
seine Familie der jun gen Frau eine 
„Mitgift“ geben. Denn sie ist vom 
Mädchen zur Frau geworden und 
das bedeutet, dass sie wirt schaftlich 
auf eigenen Beinen zu stehen hat. 
Die Mitgift soll ihr gleich sam als 
Start kapital dabei helfen. 

Hier versinn bild licht das Geld nicht 
männ liche Verfügungsge walt über 
weibli che Sexualität und Frucht bar-
keit, sondern die eigene weibliche 
Ver fügung darüber. Durch die Er-

öffnung des Zugangs zu ihrer Sexua-
lität wird sie nicht zum Eigentum, 
sondern sie erhält wel ches. Das 
Geld hat hier noch Opfercharakter, 
es dient der Ver söhnung mit der 
Braut. Die weib liche Sexualität und 
Frucht bar keit hat einen hohen Wert. 
Die Frau erhält das Geld nicht in 
Ab hängigkeit, sondern für ihre öko-
nomische Unabhängigkeit.

In Juchitán macht die andere, 
starke gesellschaftliche Stellung der 
Frau etwas anderes aus dem Geld. 

Hier symbolisiert es nicht die Herr-
schaft über das weibliche Geschlecht, 
d. h. über die weibliche Sexualität 
und über Fruchtbarkeit. Es ist und 
bleibt ein bloßes Mittel zum Tausch 
von Dingen und Leistungen für den 
Lebensunter halt, für die Subsistenz, 
und dafür sind in archai scher Manier 
die Frauen zuständig, die Nährerin-
nen. Auch bei uns sind die Frauen für 
die Subsistenz zu ständig, aber es gibt 
einen riesigen, entscheidenden Un-
terschied zu Juchitán. Dort wird der 
Subsistenz das Wirt schaftli che und 
gesell schaftlich Notwendige nicht 
abgesprochen. Dass das so bleibt, 
dafür sorgen die Frauen. Das Geld 
ist unter diesen Bedin gungen ein 
Instrument in weibli cher Hand und 
nicht eine Waffe zur Überwin dung 

Auf dem Fest nach dem Brautraub: Die 
Unterhändlerin der Brautmutter.
Mit freundlicher Genehmigung von 
Cornelia Suhan



160 • B e i t r ä g e  z u r  h i s to r i s c h e n  s o z i a l k u n d e

V. Bennholdt-thoMsen (hg.), Juchitán – stadt der Frauen. Vom leben im Matriar-
chat. reinbek 1994 (rororo aktuell 1290).
V. Bennholdt-thoMsen/M. Mies, eine kuh für hillary. die subsistenzperspektive. 
München 1997: Verlag Frauenoffensive.
V. Bennholdt-thoMsen/B. holzer/ch. MÜller (hg.), das subsistenzhandbuch. 
Widerstandskuturen in europa, asien und lateinamerika. Wien 1999: Promedia.
W. Bierter/u. Von WinterFeld (hg.), zukunft der arbeit – welcher arbeit? Berlin-
Basel-Boston 1998: Birkhäuser.
h. ch. BinsWanger, geld und Magie. stuttgart-Wien 1985.
P. Bourdieu, entwurf einer theorie der Praxis auf der ethnologischen grundlage der 
kabylischen gesellschaft. Frankfurt a. M. 1979.
B. holzer, subsistenzorientierung als „widerständige“ anpassung an die Moderne in 
Juchitán, oaxaca, México. Frankfurt a. M. usw. 1996: Peter lang Verlag.
r. kÖnigsWieser u. a., aschenputtels Portemonnai. Frankfurt a. M. 1989.
h. kurnitzkY, die weibliche triebstruktur des geldes. Berlin 1974.
d. MeY, „geld beruhigt echt …“ Über die ruhe und unruhe, die der „lohn für liebe“ 
mit sich bringt – gezeigt am Beispiel der kurtisane cora Pearl aus dem Paris des zwei-
ten kaiserreichs, in: Beiträge zur feministischen theorie und Praxis, 8. Jg., heft 15/16, 
19-34.
M. Mies, Patriarchat und kapital. Frauen in der internationalen arbeitsteilung. zürich 
1998: rotpunktverlag
k. ottoMeYer, „Militarisierung der subjekte“, in: das argument, nr 132 (1982).
i. schultz, „Überlegungen zu einer feministischen staatstheorie anhand von Jean 
Bodin“, in: Beiträge zur feministischen theorie und Praxis, heft 13 (1985).
k. theWeleit, Männerphantasien. 2 Bde. Frankfurt a. M. 1977. 
h. treiBer/h. steiner, die Fabrikation des zuverlässigen Menschen. München 1980.
c. Von WerlhoF, Was haben die hühner mit dem dollar zu tun? Frauen und Ökonomie. 
München 1991: Verlag Frauenoffensive

  LITERATURvon Weiblichkeit. Die Zapo tekin nen 
von Juchi tán drücken der Wirtschaft 
ihren Stempel auf und nicht umge-
kehrt. Das geschieht dadurch, dass 
sie sie subsistenzorien tiert hal ten, 
ausgerichtet auf das, was nährt, 
was notwen dig ist zum vergnügli-
chen Leben und nicht auf all den 
Konsum, der allen falls dafür not-
wendig ist, den monopo lis ti schen 
Weltmarkt unter neh men noch mehr 
Macht und Profit zu verschaffen. 

Wir Menschen und speziell wir 
Frauen in den überindustria li sier-
ten Ländern können anhand von 
Juchitán etwas lernen: Dort wird 
die Potenz, die der Weiblichkeit eig-
net, nämlich der weiblichen Natur 
und des weiblichen Naturzugangs, 
nicht geleugnet und damit ihrer 
Ge sell schaftlichkeit beraubt und 
patriar chalisiert, wie wir es bei uns 
inzwischen unter dem Vorzeichen 
von „gender studies“ sogar von 
Frauenseite erleben. In Juchitán 
sind die Frauen nicht stark, weil 
sie Geld haben, sondern weil sie 
Frauenstärke besitzen, haben sie 
auch Geld – und zwar ihr Geld, ihr 
Frauengeld.

Über die Arbeit der Tortillera als Handwerk und Beruf

Die Tortilla ist ein Subsistenzprodukt, das Frauen in privater Hausproduktion für den Eigenbedarf herstellen; sie ist auch Ware, wird aber auf 
einem „informellen“ Markt vertrieben. Dennoch bestehe ich darauf, die Arbeit der Tortillera als Handwerk, Beruf und Amt zu beschreiben, 
um darauf hinzuweisen, daß eine Arbeit nicht erst dann einen gesellschaftlich anerkannten und institutionalisierten Charakter hat, wenn 
sie dem Regelwerk unterworfen ist, das den (nationalen) Staat konstituiert. In Juchitán sind die Herstellung von Subsistenzprodukten und 
der Handel damit gesellschaftliche, öffentliche Arbeit, und die Frauen lassen sich diesen Rang auch nicht streitig machen.
aus: V. Bennholdt-thomsen (hg.), Juchitán – stadt der Frauen.  Vom leben im Matriarchat. reinbek 1994, 117.

La Tortillera Ana

Der Arbeitstag der zwölfjährigen Tortillera Ana beginnt am Vorabend. Wenn die Krähen in Scharen in den über 100 Jahre alten riesigen 
Tamarindenbaum im Hof des Hauses der Großmutter zurückkehren und mit ihrem lauten und eindringlichen Geschrei den Sonnenunter-
gang untermalen, weiß sie, daß es höchste Zeit ist, den Mais zum Kochen aufzusetzen. Eine Stunde muß sie ausharren, steht der Mais erst 
einmal auf dem Feuer. Sie nutzt das Warten, um mit der Mutter, Schwester, Großmutter zu reden, oder sich vom Großvater Geschichten 
über die Zapotecas von früher erzählen zu lassen. Ana muß beim Maiskochen aufpassen, daß sie nicht zuviel Kalk beimischt und daß er 
nicht anbrennt. Erst wenn der Mais vom Feuer ist, darf sie mitten in den Erzählungen einfach einschlafen …
Ana hat zwei Kleider, ein altes für die Nacht und ein neueres für die Arbeit. Sie trägt das neuere zunächst mit der Innenseite nach au-
ßen, wenn sie jetzt die Maismasse auf dem Reibstein mit etwas Wasser gut durchknetet. Erst wenn die erste Ladung Tortillas frisch und 
dampfend in dem mit einem Tuch ausgeschlagenen Korb liegt, wendet sie das Kleid, frisiert sich und geht zum Markt. … Sie geht auf die 
Passantinnen zu, hat das Tuch, das die Tortillas warm hält, schneller zurückgeschlagen als die andern und kann die noch heißen Tortillas, 
von denen viele in der Mitte beim Backen aufgeplustert sind, mit gutem Gewissen anpreisen. …
In den Jahren, in denen Ana zur Schule geht, bleiben ihr nach dem Verkauf nur noch wenige Minuten, um zu frühstücken, denn um 8.30 
Uhr beginnt der Unterricht. Sie kommt oft zu spät, und der Unterricht bringt ihr nicht viel. Sie versteht nicht, worum es in dieser Welt 
geht. Es ist für sie eher erlösend, um 12 Uhr nach Schulschluß zum Markt laufen und die Mutter ablösen zu können, die währenddessen 
weiter ihre Tortillas verkauft hat.
aus: V. Bennholdt-thomsen (hg.), Juchitán – stadt der Frauen.Vom leben im Matriarchat. reinbek 1994. 113f.
Mit freundlicher genehmigung des rowohlt-Verlags.
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Atypische Beschäftigungsverhältnisse:
Vorschläge für den Unterricht
Im Zusammenhang mit der seit 1998 für die dritten und vierten Klassen 

bücher zeigte mir, dass zwar der 
Wandel zur Dienstleistungsgesell­
schaft behandelt wird, der Wandel 
in den Beschäftigungsverhältnissen 
hingegen noch keine Erwähnung 
findet. Der Artikel von Eva Anger­
ler bietet daher die Möglichkeit, 
Grundin formationen über die sich 
abzeichnenden Veränderungen am 
Arbeitsmarkt zu vermitteln. Die 
nachfolgenden Quellen und Arbeits­

fragen sollen Hilfe und Anregung 
bzw. Ergänzung zu dem Artikel sein. 
Ein interessanter Aspekt ist, dass der 
informelle Sektor in Japan, der im 
Artikel von Wolfram Manzenreiter 
vorgestellt wird, viele Ähnlichkeiten 
mit unseren Verhältnissen aufweist.

Projektarbeit begünstigt Ver-
tragsvielfalt

 Q1 „Also das ist unterschiedlich, 
einer arbeitet z. B. Teilzeit über eine 
Leihfirma und andere als Werkstu­
denten zuhause. Einer arbeitet im 
Büro als Arbeitsmitgestalter bei uns, 
und andere be kommen einen Werk­

Klaus Edel

Einstieg vom Lehrplan aus:

4. Klasse

die Welt der gegenwart
Lernziele:
–  Gewinnen von Einblicken in die Arbeitswelt der Industriegesellschaft
–  Erkennen der Auswirkungen der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen auf die einzelnen und die Familie

3., 4. Klasse: Berufsorientierung

–  aktuelle Formen sowie die Veränderbarkeit von Arbeit und Berufen erkennen, Entwicklungen einschätzen lernen und 
eine persönliche Strategie für die eigene Berufs- und Lebensplanung aufbauen können

–  schwierige berufliche Situationen für bestimmte Gruppen erkennen, Zusammenhänge und mögliche Gründe dafür über-
legen, Veränderungsmöglichkeiten aufzeigen und diskutieren können

–  berufliche Biographien (z. B. Ausländer/innen …)

8. Klasse

3. gesellschaftliche und politische Probleme unserer zeit
Lerninhalte:
– Die zweite industrielle Revolution und ihre möglichen Auswirkungen
– Arbeitswelt und Freizeit

der AHS vorgeschriebenen Berufs­
orientierung stellte ich mir am Be­
ginn des Schuljahres 1999/2000 die 
Frage, was ich als Ge schichtelehrer 
in der vierten Klasse dafür anbieten 
könnte. Vom Lehrplan boten sich 
die „Einblicke in die Arbeitswelt 
der Industriegesell schaft“ sowie die 
„Auswirkungen der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Veränderun­
gen“ an. Ein Blick in die Schul­
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vertrag und kriegen irgendeine Soft  ­
wareaufgabe zu Hause zu program­
mieren mit eigenen Arbeitsmitteln, 
sowas gibt es. Dann gibt es auch 
Werkstudenten die zu dritt in einem 
Raum irgendeine Teilaufgabe lösen 
sollen, was die genau für Verträge 
haben, weiß ich nicht.“ 
Betriebsrat, Softwareunternehmen 
(Angerler/Kral­Bast, Flexible Arbeit 
Teil II:19f)
 A1 Welche Formen von atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen wer­
den in der Quelle angesprochen?
Was gibt es noch für Formen?
Wie sieht der rechtliche Rahmen 
dafür aus?
Seit wann spielen diese atypischen 
Arbeitsverhältnisse eine Rolle, wo­
mit hängt dieser Wandel zusam­
men?
Welche Parallelen gibt es bei atypi­
schen Beschäftigungsverhältnissen 
in Österreich und Japan?
Gibt es spezifische Formen atypi­
scher Arbeitsverhältnisse in Japan?

Ansichten über flexible Arbeits-
verhältnisse 

 Q2 „Z.B. heuer zu Weihnachten, 
sagt die Firma, wenn eben die Ka­
pazität nicht ausgelastet ist, dann 
tragen wir das zurück auf die Stun­
denanzahl, die vertraglich festge­
schrieben ist und was dann darüber 
hinaus ist, müssen sie nicht arbeiten 
kommen. Das unternehmerische 
Risiko wird dann praktisch auf den 
einzelnen Mitarbeiter abgewälzt. Da 
verdient er statt 10.000,– nur noch 
4.000,– im Monat und die Firma 
erspart sich 6.000,– so schaut es 
nämlich aus.“
Betriebsrat, Telekommunikations­
unternehmen (Angerler/Kral­Bast, 
Flexible Arbeit Teil II:20f)
 Q3 „Ich nehme sicherlich eine 
Teilzeitkraft lieber auf als eine Voll­
zeitkraft, keine Frage.“
Filialleiter, Lebensmittelhandel 
(An ger ler/Kral­Bast, Flexible Arbeit 
Teil II:21)
 Q4 „Naja, das ist so, ich meine 
freiwillig gewählt ist es natürlich 
schon. Aber wie soll ich es anders 

wählen? Das, was ich mache, das 
möchte ich machen, das wollte ich 
immer schon in der Schule, obwohl 
alle gelacht haben. Da gibt es halt 
keine andere Möglichkeit als das in 
einer Art Selbstständigkeit auszu­
üben, diesen Beruf. Deswegen weiß 
ich nicht, wieweit das wirklich frei 
gewählt ist, es gibt einfach keine 
Möglichkeit, das anders zu machen 
und so gesehen, ich weiß nicht.„
Freiberuflicher Cartoonist (Anger­
ler/Kral­Bast, Flexible Arbeit Teil 
II:24f)
 Q5 „Ja, weil es spannender ist, 
weil im Büro zuviel administrative 
Tätigkeit wäre und ich in den Pro­
jekten auch irgendwie andere Dinge 
ausprobieren kann, weil ich im Büro 
weisungsgebunden bin und bei den 
Projekten nicht und weil ich finde, 
dass das irgendwie eine ganz gute 
Mischung ist, weil ich es schon sehr 
positiv finde, dass ich ein sicheres 
Gehalt habe, dass ich einen 13. und 
14. Monatsgehalt habe, dass ich Ur­
laubsanspruch habe, dass ich versi­
chert bin, vor allem anderen auch, 
und, dass ich daneben diese Projekte 
machen kann.“
Teilzeitbeschäftigte und Werk ver­
tragnehmerin im Kulturbetrieb 
(Angerler/Kral­Bast, Flexible Arbeit 
Teil II:26)
 Q6 „Mein Ziel ist eine Be schäf ti­
gungsform, die einerseits viel Selbst­
bestimmung, Zeitsouveränität und 
auch inhaltlich viel Selbstbestim­
mung ermöglicht, andererseits 
durch gewisse minimale Sicherheit 
verknüpft. Wie das genau ausschaut, 
kann ich jetzt nicht sagen, aber es 
geht in letzter Konsequenz darum, 
die Vorteile dieser neuen Beschäfti­
gungsformen mit möglichst wenig 
Nachteilen, die daraus erwachsen, 
zu verknüpfen.“
Teilzeitbeschäftigter und neuer 
Selbstständiger (Angerler/Kral­Bast, 
Flexible Arbeit Teil II:27)
 Q7 „Ich habe deshalb so gewählt, 
damit ich mehr Zeit für meine Fami­
lie habe, weil wir zwei noch relativ 
kleine Kinder haben. Nachdem wir 
beide Teilzeit arbeiten, geht das 
ohne Vernachlässigung der Kinder. 

Es entspricht auch meiner persön­
lichen Einstellung. Ich muss ja nicht 
8 Stunden vom Tag arbeiten, wenn er 
ohnehin nur 24 Stunden hat. Also 
sag’ ich, ich arbeite um zu leben und 
nicht, ich lebe um zu arbeiten.
Teilzeitbeschäftigter Industriebe­
trieb (Angerler/Kral­Bast, Flexible 
Arbeit Teil II:26)
 Q8 „Ich finde, dass das Angebot in 
Bezug auf Teilzeitarbeit direkt bei 
den Firmen sehr gering ist. Es wird 
hauptsächlich Vollbeschäftigung 
gesucht, und wenn man dann sagt, 
man hat ein kleines Kind und man 
möchte nur halbtags arbeiten und 
das natürlich vorwiegend vormittags 
wegen des Kindergartens, dann heißt 
es: Brauchen wir nicht! Ich habe 
nichts gefunden, und dann habe ich 
einmal von einer Bekannten von einer 
Leihfirma gehört. Da findet man als 
Teilzeitkraft leichter seinen Job …“
Leiharbeitnehmerin, Industrie (An­
ger ler/Kral­Bast, Flexible Arbeit 
Teil II:27f)
 A2 Welche Vorteile bringen aty­
pische Beschäftigungsverhältnisse 
den Unternehmern?
Welche Vorteile bringen atypische 
Beschäftigungsverhältnisse den 
Arbeitnehmern?
Welche Motive bestimmen die Ent­
scheidung, ein atypisches Arbeits­
verhältnis einzugehen?
 Q9 „Wieviel man nächste Woche 
arbeiten kann. Das ist von Woche 
zu Woche so ein bisschen ein Risiko­
spiel … Die Mitarbeiter tragen dieses 
unternehmerische Risiko voll, sie 
sind sehr großen Unsicherheiten 
ausgesetzt. Die Firmenpolitik ist 
nicht unbedingt auf Mitarbeiter­
bindung ausgerichtet, bei den Mit­
arbeitern ist das Gefühl entstanden, 
es ist egal, ob wir weiterbeschäftigt 
werden oder nicht …“
Teilzeitbeschäftigte, Tele kommuni­
kationsbranche (Angerler/Kral­Bast, 
Flexible Arbeit Teil II:39)
 Q10 „Man muss sich um alles selber 
kümmern, wenige Leute kennen 
sich damit aus, man muss immer 
mit einem großen Aufwand seine 
Interessen vertreten, weil es einfach 
völlig neue Verhältnisse sind. Es geht 
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wahn sinnig viel Zeit, Ärger oftmals 
Nerven, Emotionen und Mühsal drauf, 
um die Dinge zu klären. Das ist ein 
großer Nachteil“
Teilzeitbeschäftigter und neuer 
Selbstständiger (Angerler/Kral­Bast, 
Flexible Arbeit Teil II:46)
 A3 Welche Probleme werden in 
Q9,Q10 angesprochen? 
Welche weiteren Probleme könnten 
sich ergeben?
 A4 Rollenspiel: Bewerbung in ei­
nem Unternehmen (4. Klasse, unter 
Um ständen fächerübergreifend mit 
Deutsch)
Mögliche Rollen: Personalchef, 3­4 

BewerberInnen: 
– Schulabgänger
– junge Frau mit Kind (Alleiner­

zieherin)
– ältere Arbeitskraft
– Wiedereinsteigerin in das Berufs­

leben
– Arbeitsloser
	Es wird ein Inserat für die Suche 

nach einer Arbeitskraft entworfen
 Jede/r SchülerIn schreibt ein Be­

werbungsschreiben
 In Gruppen diskutieren die Schü ­

lerInnen mögliche Verhal tens­
maß   nahmen bei der Vorsprache

 Eine Gruppe (Personalchef) über­
legt mögliche Anstellungsformen

 Diskussion am Ende

In der 8. Klasse: Runder Tisch: Dis­
kussion zum Thema: „Sichern die 
atypischen Beschäftigungsverhält­
nisse die Vollbeschäftigung?“
Mögliche Rollen: 
– Unternehmer
– Gewerkschaftsvertreter
– Neuer Selbständiger
– Heimarbeiterin
Neben dem Artikel von Eva Angerler 
und den verschiedenen zitierten 
Quel len bietet auch die Webadresse 
http://forum.mms.dresden.de/feld. 
html einige Anregungen für die 
Diskussion.

Christof Parnreiter

„Megacities“

Film von Michael Glawogger, 
1998

Bombay, Mexico City, Moskau und 
New York sind die Schauplätze des 
„Megacities“­Films von Michael Gla­
wogger, der – so heißt es im Unter­
titel – „Strategien vom Überlegen“ 
der Menschen in den Städten zeigen 
will. Ein Müllfischer und eine Sexar­
bei terin, eine Kranführerin und ein 
Drogenkranker, eine Familie, die auf 
der Straße Hühnersuppe verkauft, 
und Müllkinder, das sind Glawog­
gers ProtagonistInnen. Die gewählte 
Perspektive einer „Geschichte von 
unten“ mag zum beachtlichen Er­
folg beim Publikum und bei einem 
Groß teil der Kritik beigetragen 
haben, das Versprechen, „Menschen 
mit sehr ähnlichen Kämpfen und 
Träumen wie wir selbst“ zu por­
trätieren, wird nicht eingelöst. Im 
Gegenteil: Der Film verbleibt in der 
Reproduktion von Voruteilen über 
das Leben in den Megastädten.

Gewiss, die gezeigten Bilder und 
Geschichten entsprechen zum Groß­

teil wohl der Realität. Es gibt die 
Kinder, die auf Mexico City’s größter 
Müllhalde leben, und es gibt auch 
den Metallbearbeiter in Bombay, der 
ohne Schutzvorrichtungen arbeitet 
und deshalb den Staub ungefiltert 
einatmet. Es gibt auch die junge 
Frau, die sich prostituiert, um ihre 
Familie zu ernähren, und den jun­
gen Mann, der durch die Abwasser­
kanäle watet, um noch ver kaufbaren 
Schrott zu finden. Das Problem des 
Films ist, dass er offenbar Gefallen 
an den trostlosen Bildern findet. Er 
reproduziert sie, und schlimmer 
noch, er verdichtet sie zu einer die 
Realität verzerrenden Geschichte 
über Megacities. Gla wog ger sugge­
riert den Zuseher Innen, dass seine 
und ihre Vorstellungen vom Leben 
in den Megastädten tatsächlich der 
dortigen Wirklichkeit entsprechen. 
Was sie aber nicht tun.
Zum Beispiel: Das Müllkind mit 
den traurigen Augen, das ein Küken 
in die Kamera hält, ist für Mexico 
City, also das Leben, die Kämpfe, 
Träume, Niederlagen und Siege der 

Menschen dort, keineswegs kenn­
zeichnend. Mehr noch: Es hat mit 
dieser Riesenstadt nichts zu tun. Was 
erzählt es uns über das Kind, seine 
Herkunft oder seine Wünsche? Was 
über die Repression gegen die indi­
gene Bevölkerung, was über die Ar­
rangements der ganz Armen mit den 
„Müllbaronen“ und der Staatspartei 
PRI? Nichts von alledem erfährt 
man von Glawogger, obwohl doch 
das – und nicht die traurigen Kin­
deraugen – die Geschichten von den 
Stra tegien vom Überleben wären.

Oder: Was erfährt der/die Zu se­
herIn aus jener Szene in der Küche 
eines Restaurants in Bombay, in 
der das Aus­ und Verbluten Dutzen­
der Hühner, denen der Kragen 
abgeschlagen wurde, gezeigt wird, 
und zwar in einer Länge, die zu 
Brechreiz führt? Hat das etwas mit 
Bombay zu tun? Mit den Überlebens­
strategien oder gar Träumen des 
Kochs bzw. Hünerabschlachters? 
Oder ist es einfach ein grausiges 
Bild, das sich zu einer Metapher 
über das Leben in den Megastäd­
ten stilisieren lässt? Ein Gleichnis 
übrigens, das die Wirklichkeit noch 
deutlicher verfehlt als das mexika­
nische Müllkind, ist doch Bombay 
wahrscheinlich jene Stadt der Welt, 
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Klaus Edel

Alternativer Stadtrundgang

Das Haydnrealgymnasium beteiligt 
sich seit März 1997 an dem Europä­
ischen Bildungsprojekt (Come nius 
Aktion 1) mit dem Thema „Die Rolle 
des Widerstands und seine Bedeu­
tung für die Einigung Europas“. 
Dieses Projekt entstand auf Initia­
tive von François Spirlet von der 
Fé dé ration nationale des Déportés, 
In ternés et Résis tants, Section Bas­
sin d’Arcachon und wurde durch die 
Zusammenarbeit zwischen der Carl 
Schurz – Schule (Frank furt/Main), 
dem Lycée Nord Bassin (Andernos) 
und unserer Schule zu einem inter­
nationalen EU­Projekt.

in der sich die größte Konzentration 
von Vege tarierInnen findet …

Ist das Sich­Weiden an den schau­
rigen und traurigen Bildern ein Vor­
wurf, der dem Film gemacht werden 
muss, so sind noch zwei weitere 
Probleme zu nennen, die ebenfalls 
zur Verzerrung von Wirklichkeit 
führen und letztlich damit enden, 
dass Gla wogger nur die Reproduk­
tion von Vorurteilen gelingt. Zum 
einen verkitscht er das Elend, was in 
keiner Szene so deutlich wird wie in 
jener des Metallbearbeiters in Bom­
bay, der von buntem Metallstaub 
überzogen ist, was der Film auch 
in den schil lerndsten Farben zeigt. 
Gesicht, Haare, Kleidung – alles 
leuchtet farbenfroh, wie im Karne­
val. Den Staub in Augen und Lunge, 
den müssen sich die Zuseher Innen 
halt selbst denken.

Zum anderen stellt Glawogger 
seine Geschichten, was deshalb pro­
blematisch ist, weil er den Anschein 
einer Dokumentation erwecken 
möchte, und weil die Inszenierung 

zu sehr von den Vorstellungen des 
Autors und zu wenig von der Wirk­
lichkeit geleitet ist. Die Szene über 
die Sexarbeiterin in Mexico City etwa 
befriedigt pornographischen Vo yeu  ­
ris mus, ist aber in doppeltem Sinne 
„falsch“: Sie hat sich so sicherlich 
nicht zugetragen, und selbst wenn, 
es wäre keine Geschichte über eine 
mexikanische Prostituierte, son­
dern Bilder vom Geschäft mit dem 
Sex. Wenn schon Prostituierte in 
Mexico City, warum dann nicht 
Geschichten über ihre Demonstra­
tionen für das Recht, ihre Dienste 
auch außerhalb sehr beschränkter 
Zeiten anbieten zu können, oder für 
die Erlaubnis, auch Rücke tragen 
zu dürfen, die kürzer sind als eine 
Handbreit oberhalb des Knies?

„Megacities“ ist weder eine gute 
Dokumentation noch ein guter 
Spiel film geworden. Für erstere 
erfahren die ZuseherInnen viel zu 
wenig Kenn zeichnendes über die 
Städte, über das jeweils Spezifische 
an den Lebensbedingungen und 

­hoff nun gen, am Elend, am Wider­
stand dagegen oder wenigstens den 
Versuchen, damit zurechtzukom­
men. Aber auch für einen Spielfilm 
ist „Megacities“ zu schlecht recher­
chiert. Gute Filme leben doch u. 
a. von der genauen Beobachtung 
und Darstellung von Situationen, 
Stimmungen, Charakteren und Dia­
logen. Glawogger hingegen setzt auf 
Plakatives statt auf Vielschichtiges.

Christof Parnreiter, Co­Autor u. a. 
von: „Mega­Cities. Die Metropolen 
des Südens zwischen Globa li sie rung 
und Fragmen tierung“, hg. von Peter 
Feldbauer, Karl Husa, Erich Pilz und 
Irene Stacher (Brandes & Apsel/
Südwind, Frankfurt a. M./Wien 1997) 
sowie von: „Migration in Mega städte 
der Dritten Welt. Vergleichende 
Fallstudien in ausgewählten Kul­
turkreisen“ (Forschungs auftrag des 
BM für Wissenschaft und Verkehr).

 PROJEKTBERICHTE

Im Zuge eines Koordina tions­
treffens der beteiligten LehrerInnen 
in Frankfurt Ende Mai 1997 führte 
ein ehemaliges deutsches Mitglied 
der französischen Résistance zu 
Frank furter Stätten des verbreche­
rischen Wirkens der Nationalsozia­
listen, aber auch zum Wohnhaus von 
Anne Frank. Dies war die Anregung, 
als Beitrag des Haydnreal gym na siums 
zu dem Comenius projekt unter ande­
rem einen alternativen Stadt führer 
von Wien zu entwickeln. 

Schwerpunkte des Führers soll­
ten Orte sein, die entweder mit der 
Tätigkeit des österreichischen Wi­

derstandes in Verbindung standen 
oder Gebäude und Gedenktafeln, die 
an Personen oder Gruppen des Wi­
derstandes erinnern. Die knappe Ar­
beitszeit von vier Monaten sowie die 
geringe Größe der Wahlpflichtfach­
gruppe Geschichte machten es 
notwendig, die Arbeit räumlich 
einzuschränken. Die Innere Stadt 
und schulstandortbedingt Margare­
ten wurden als Bear beitungsgebiet 
von den Schü lerInnen ausgewählt. 
Die Erweiterung auf den vierten, 
sechsten und achten Bezirk ergab 
sich aus personellen und inhaltli­
chen Zusammenhängen mit dem 
eigentlichen Schwerpunktbereich.

Als Grundlage für die Arbeit dien­
te vor allem der „Guide to Vienna 
in Resistance“, den Herbert Exen­
ber ger vom Dokumentationsarchiv 
des Österreichischen Widerstandes 
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Kurzer Auszug aus dem Stadt-
führer

ausgangspunkt: 
Stephansplatz: u1/u3

1. Stephansdom: 05 – Symbol rechts 
vom Riesentor. Symbol des Wider­
standes in der Endphase des Zweiten 
Weltkrieges. „O5“ = Oe = Österreich 
. Die Widerstandsgruppe war ein 
Sammelbecken proöster reichi scher 
Kräfte. Zu finden ist das Symbol 
gemalt an Haus­ und Kirchenwän­
den in Wien, Innsbruck und anderen 
Städten (teilweise erst später zur 
Erinnerung eingraviert). Auf einer 
Gedenktafel in der Kreuzka pelle 
wird der Priester gedacht, die für ih­
ren Widerstand justifiziert wurden.
Pater Dr. Karl Roman Scholz (1912–
1944): Der Augustiner Chor  herr 
war Begründer der Wider stands­
gruppe „Österreichische Frei heits­
bewe gung“ wurde am 22. Juli 1940 
von der GESTAPO verhaftet und 
am 23. Februar 1944 vom Volksge­
richtshof zum Tod verurteilt. Die 
Hinrichtung von Pater Karl Roman 
Scholz erfolgte im 10. Mai 1944 im 
Landesgericht Wien.
6. Kohlmarkt 8­10: Das Anwaltsbü­
ro von Dr. Paul Schlick im Mezza­
nin diente den Revolutionären 
Sozialisten als Stützpunkt für ihre 
Untergrundtätigkeit.
15. Neutorgasse 2: Im (einstigen 
Wohnhaus Neutorgasse 8) befand 
sich bis zu seiner Verhaftung 1940 
die Wohnung von Dr. Hans Zim­
merl, einem führenden Mitglied 
der Österreichischen Freiheitsbe­
we gung – Gruppe Scholz, der am 
10. 4. 1944 durch das Fallbeil starb.

ausgangspunkt: 
karlsplatz u1/u2/u4

Kärtner Str.­
18. Bösendorferstr. 4: Walter Barth 
wurde am 6. April 1945 als Mitglied 
der österreichischen Widerstandsbe­
wegung Chiffre Gruppe erschossen. 
Er bildete als Leutnant der kroa tischen  
Ausbildungsbrigade mit antinational­
sozialistischen öster rei chi schen und 

gaben der Gedenkstätten sowie er­
läuternden Texten und Fotos. Leider 
musste beim Abbau der Ausstellung 
dieses Exponat wieder in seine 
Bestandteile zerlegt werden. Der 
Versuch, diesen Plan fotografisch 
für eine spätere Nachnutzung bzw. 
für den Führer zu sichern, schlug 
fehl, doch besteht die Absicht, ihn 
zu rekonstruieren und unter gün­
stigeren Bedingungen, wie bessere 
Beleuchtung oder Benutzung eines 
Stativs neuerlich zu fotografieren, 
um dieses Ziel zu erreichen.

Für die SchülerInnen bedeutete 
die Arbeit an dem alternativen 
Stadt führer, dass die Beschäftigung 
mit Widerstand und Nationalsozia­
lismus nicht nur abstraktes Wissen 
blieb, sondern dass die Personen 
und Gedenkstätten, vor allem nach 
der Exkursion, ein wesentlich kon­
kreteres Gesicht bekamen. Einige 
versicherten auch, dass sie sich seit­
her mit ganz anderen Augen durch 
die Stadt bewegten, und Gebäude 
und Plätze, an denen sie bisher 
acht los vorbeigegangen waren, ihre 
Aufmerksamkeit erregten.

Bei der Weiterführung des Pro­
jekts „Widerstand“ wurde im Som­
mersemester 1998 eine Pause ein­
gelegt. Einerseits verlagerten sich 
die Aktivitäten entsprechend einem 
zwischen den Schulen abgesproche­
nen Plan auf den zweiten Teil des 
Themas, nämlich auf die Einigung 
Europas. Die beteiligten Schüler­
Innengruppen entwarfen Fragebö­
gen zu den Schwerpunkten EURO 
(Frankfurt/Main), Umweltpolitik 
der EU (Andernos) sowie Oster­
wei terung (Haydnrealgymnasium 
Wien) und sandten sie einander via 
Fax bzw. Internet zur Beantwortung 
zu. Andererseits wollten die Schü­
ler Innen im Wahlpflichtfach auch 
noch andere Interessensgebiete 
ihrer Wahl realisieren und so mus­
ste die geplante Erweiterung des 
Stadtführers  auf einen späteren 
Zeitpunkt verlegt werden. In Aus­
sicht genommen ist auch die Idee, 
dass die Schüler Innen für Interes­
sierte alternative Stadtrundgänge 
organisieren.

erarbeitet hatte.Der Autor stellte uns 
darüber hinaus in liebenswürdiger 
Weise einen Vorabdruck über die 
Bezirke Innere Stadt und Marga­
reten des mit Heinz Arnberger ge­
meinsam verfassten und inzwischen 
erschienenen Buches mit dem Titel 
„Gedenken und Mahnen in Wien“, 
zur Verfügung. Neben der Literatur 
zu einzelnen Personen und Grup­
pen wurde von den SchülerInnen 
auch Material des Diözesanarchivs 
benutzt und im Falle des fünften 
Bezirkes konnte teilweise auf Un­
terlagen der Projekte „Minderheiten 
in Margareten“ (vgl. Beiträge 2/95) 
bzw. „Margareten 1938–1945–1955“ 
des Haydnrealgymnasiums zurück­
gegriffen werden. 

Nach Abschluss der ersten Fas­
sung des Textes erfolgte die prak­
tische Erprobung in Form eines 
Lehr ausganges der Wahlpflichtfach­
gruppe Geschichte in den ersten 
Be zirk. Obwohl die Exkursion zwei 
Stunden in Anspruch nahm, konnte 
jedoch nur ein Bruchteil der er­
arbeiteten Gedenkstätten besucht 
werden, was daher teilweise eine 
neue Routenfestlegung erforderte. 
Im Zuge dieses Stadtrundganges 
fotografierte meine Kollegin Mag. 
Trimmel die einzelnen Gedenkorte 
bzw. ­tafeln. 

Das erste Handexemplar des al­
ternativen Stadtführers entstand in 
traditioneller Weise mit Kopierer, 
Schere und Klebstoff. Diese Fassung 
erschien einigen SchülerInnen als 
nicht perfekt genug, und so erstell­
ten zwei aus der Klasse stammende 
Teilnehmer des Wahlpflichtfaches 
Informatik eine neue Version. Sie 
verbesserten den optischen Ein­
druck, indem sie die Bilder und Vor­
lagen einscannten und das Layout 
mit Hilfe des Computers besorgten. 
Das fertige Produkt konnte dann bei 
der Ausstellung im Palais Epstein 
(Stadtschulrat) besichtigt und auch 
bestellt werden.

Um den Besuchern der Aus­
stellung eine bessere räumliche 
Übersicht zu geben, verfertigten die 
Schü  lerInnen auf einer Tafel einen 
großmaßstäbigen Plan mit Ortsan­
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kroatischen Gesin nungs freunden ein 
geistiges Zentrum des Widerstandes. 
Nach seinem Ausscheiden aus der 
Wehrmacht im März 1944 gelang 
ihm die Vereinigung mehrerer Wider­
standsgruppen. Er stellte Kontakte zu 
öster reichisch denkenden Offizieren 
des Wehrkreises XVII her.

Weihburggasse-Schubertring-
Stubenring

20. Stubenring 1 (Regierungsge­
bäude): Von 1938–1945 war das 
Re gierungsgebäude der Sitz  des 
Wehrkreiskommandos XVII. Seit 
Ende 1939 hatte sich innerhalb der 
Reichswehr eine österreichische 
Widerstandsbewegung gebildet, 
deren Anführer seit 1942 Major Carl 
Szokoll war. Am 20. Juli 1944 leitete 
er die Aktivitäten in Wien, die unter 
Decknamen „Walküre“ abliefen. 
Der Tag verlief relativ erfolgreich, 
denn ein Teil der NS­Elite konnte 
in Verwahrung genommen werden. 
Aber nach einigen Stunden war auch 
hier alles vorbei und die meisten 
Verantwortlichen, an der Spitze der 
Chef des Stabes Oberst Heinrich 
Kodre verhaftet. Aber die Gruppe um 
Major Szokoll existierte weiter und 
sie plante 1945 einen Aufstand bzw. 
die friedliche Übergabe von Wien an 
die Alliierten. Zwei Mitglieder der 
Gruppe Major Ferdinand Käs und 
Johann Reif stellten den Kontakt mit 
dem Hauptquartier der Roten Armee 
in Hochwol kers dorf her. Der Plan 
des Aufstands, der für 6. April anbe­
raumt war, wurde verraten und drei 
Mitglieder der Wi derstandsgruppe 
Major Karl Biedermann, Hauptmann 
Alfred Huth und Oberleutnant 
Rudolf Rasch ke in Floridsdorf am 
Spitz am 8. April 1945 öffentlich 
aufgehängt.

ausgangspunkt: 
arbeiterg. 6/18/59a

25. Margaretengürtel 122: Gedenk­
tafel für: Viktor Christ (1904–1941)
Aus diesem Haus wurde Viktor Christ, 
ehemaliger Obmann der sozialisti­
schen Arbeiterjugend Marga retens 

nach einer Aktion im E­Werk Kau­
nitzgasse am 10. 10. 1941 verhaftet 
und gemeinsam mit Wiener tsche­
chischen Widerstandskämpfern am 
6. November 1941 im KZ­Mauthausen 
erschossen. Viktor Christ gehörte 
einer sozialistischen Jugendgruppe 
an, die „Signale gegen den Krieg“ 
setzen wollte und die Nachrich­
tensendungen der BBC ab hörte, 
Antikriegsparolen an Haus – und 
Fabrikswände pinselte und sich 
schließ lich Sprengstoff verschaff­
te und Anschläge auf abgestellte 
Wehr machtsfahrzeuge unternahm. 
Weitere Mitglieder der Gruppe wa­
ren Pauline Hrdlitschka, Franz Schi­
pany, Edgar Diasek, Erich Halbkram 
und Franz Nakowitz.

Mittersteig-hartmanngasse: 

27. Hartmanngasse: Ordenshaus 
der Franziskanerinnen von der 
christ lichen Liebe [Kongregation 
der Barmherzigen Schwestern vom 
Dritten Orden des hl. Franziskus:] 
Helene Kafka (Schwester Restitu­
ta) (1894–1943): Über die Tätigkeit 
im Städtischen Krankenhaus Lainz 
lernte sie die Schwestern der Kongre­
gation der Barmherzigen Schwestern 
vom Dritten Orden des hl. Franzis­
kus kennen und trat 1914 in den 
Orden ein. Für ein Jahr lebte sie als 
Aspirantin im Krankenhaus und im 
Versorgungsheim Lainz, ehe sie ins 
Mutterhaus im 5. Bezirk kam und 
den Namen Restituta erhielt. 1916 
legte sie die einfache Profess ab. In 
der Folge arbeitete Sr. Resti tuta als 
Krankenschwester in Neunkirchen 
und Lainz und wurde 1919 vom Or­
den als Operationsschwester an das 
Städtische Krankenhaus Mödling be­
rufen. Nach dem Anschluss 1938 trat 
Sr. Restituta nicht nur für den Glau­
ben, sondern auch für Österreich 
ein. Zum Eklat kam es, als sie 1940 
anlässlich der Neueröffnung der 
chirurgischen Station eigenhändig 
Kreuze in alle Zimmer hängte und 
ihre Entfernung verweigerte und 
mit Rückendeckung von Kardinal 
In nitzer in ihrem Beharren erfolg­
reich blieb und sich damit die Geg­

nerschaft des fanatischen SS Arztes 
Dr. Stumfohl zuzog. 1941 hatte 
Schwester Resti tuta ein sogenanntes 
„Sol datenlied“ zugespielt bekommen 
und es zusammen mit einem Bericht 
über die gestörte Be kennt nis feier der 
katholischen Jugend im Dom zu 
Freiburg einer Sekretärin zum Ko­
pieren diktiert. Diese Tätigkeit wurde 
belauscht und von Dr. Stumfohl zur 
Anzeige gebracht. Am 18. Februar 
1942 erfolgte die Verhaftung aus 
dem Operationssaal heraus und am 
29. Oktober 1942 wurde Schwester 
Restituta zum Tod verurteilt. Am 30. 
März 1943 wurde sie im Landesge­
richt Wien hingerichtet.

Wienzeile-Pilgramgasse-
Margaretenplatz

30. Margaretenplatz 7 (Lidovy dum): 
In der Druckerei des Volkshauses, 
das bis 1970 den Wiener Tschechi­
schen Sozialdemokraten gehörte, 
stellte Alois Houdek, Mitglied einer 
Wider standsgruppe der Wiener 
Tschechen (Tschechische Sektion 
der KPÖ) illegale Flugschriften her. 
Als Folge des Verrats der Gruppe 
wurde Hou dek im Oktober 1941 
verhaftet und am 30. März 1943 im 
Landesgericht Wien enthauptet.

Pilgramgasse-hofmühlgasse-
Magdalenenstraße

31. Kaunitzgasse 6 (E­Werk): Seit 
1928 arbeitete Viktor Christ als 
Facharbeiter im E­Unterwerk. Am 
10. 10. 1941 wurde er wegen sei­
ner Wider standstätigkeit verhaftet. 
Der Volksgerichtshof verurteilte 
ihn wegen tätiger Sabotage und 
Brand legung zum Tode. Das Urteil 
wurde am 6. 11. 1941 im Zuge der 
Erschießung tschechischer Wider­
standskämpfer im KZ Mauthausen 
vollstreckt. 

ausgangspunkt: 
Lerchenfelderstr u2/46

32. Auerspergstraße 1 (Palais Au ers ­
perg): Im April 1945, während der 
Kampf um die Befreiung Wiens  
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tobte, war das Palais Auersperg das 
Hauptquartier der O5.
Laudongasse-Skodagasse

36. Skodagasse 1: In seiner An­
waltskanzlei führte der spätere 
SPÖ­Par teiobmann, Vizekanzler 
und Bun despräsidenten Dr. Adolf 
Schärf im Frühsommer 1943 mit 
dem deutschen Sozialdemokraten 
und Widerstandskämpfer Wilhelm 
Leusch ner eine Unterredung über 
eine Mitarbeit von Österreichern am 
deutschen Widerstand. Dabei erklärte 
Dr. Schärf den „Anschluss für tot“. 
Leuschner war 1944 an den Ereig­
nissen des 20. Juli beteiligt und wurde 
im Zuchthaus Berlin Plötzen see am 
29. September 1944 justifiziert.

F. czeike, historisches Lexikon von Wien. Wien 1992 ff.
h. exenBerger, guide to Vienna, in: 1938–1945 resistance. Wien o.J.
h. exenBerger/h. arnBerger, gedenken und Mahnen. Wien 1998.
L. S. J. groPPe (hg.), die erzbischöfliche hilfsstelle für nichtarische katholiken in Wien. 
Wien 1978.
F. czeike, historisches Lexikon von Wien. Wien 1992 ff.
e. haniSch, der lange Schatten des Staates. Österreichische geschichte 1890–1990. 
Wien 1990.
St. kaSteLic, das Leben des dr. Jakob kastelic. klosterneuburg 1996.
W. Mayer/a. P. PittLer, Lebenswertes Margareten mit tradition und zukunft. Wien 
1993.
W. Mayer, Margareten, – sechs Vorstädte – ein Bezirk. Wien 1992.
h. PortiSch/S. riFF, Österreich ii. der lange Weg zur Freiheit. Wien 19863.

a. ocd Sagardoy, gelegen und ungelegen. Wien 1996. 
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Klaus Edel

Arbeit neu denken?

Für die Arbeit in der Schule hat 
WELTHAUS ein vielfältiges Angebot 
zusammengestellt, das eine gute 
inhaltliche sowie didaktische Er­
gänzung zu dieser Beiträgenummer 
darstellt. In der Materialmappe „Was 
ist mit der Arbeit los“ bieten Arbeits­
blätter, die didaktisch methodische 
Hinweise, Informationen, Karten, 
Graphiken und Umsetzungsvor­
schläge bringen, mannigfaltige 
Mög lichkeiten, sich mit den Themen 
Arbeit, informeller Sektor und Glo­
balisierung auseinanderzusetzen. 
Biographien aus der Arbeitswelt und 
ein Stichwortverzeichnis ergänzen 
den Inhalt der Mappe.

Zusätzliche Informationen bzw. 
Impulse über Arbeitsbedingungen 
und Ausbeutungsmechanismen als 

 HINWEISE

Die katholische Initiative globales 
Lernen „WELTHAUS“ ist durch den 
Zusammenschluss von fünf katho­
lischen entwicklungspolitischen 
Organisationen in den Diözesen 
Graz, Innsbruck, Linz, Salzburg 
und Wien entstanden. Seit 1998 
wird in einem dreijährigen Projekt 
das Schwerpunktthema „Arbeit 
neu denken“ behandelt, wobei hier 
in Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen wie z. B. TransFair, 
BAOBAB oder der Südwindagentur 
Aktionen durchgeführt werden, 
um gemeinsam mit Menschen 
aus anderen Kulturen neue Ent­
wicklungsmodelle zu suchen und 
den Stellenwert von Arbeit in den 
verschiedenen Gesellschaften zu 
überdenken. 

Folge der Globalisierung liefert die 
Broschüre „Kleider aus der Welt­
fabrik“.

Für ein Projekt zum Thema „in­
formeller Sektor“ würde sich vor 
allem die Fotoausstellung „Arbeit“, 
die WELTHAUS anbietet, eignen. 
Auf 40 Tafeln werden die Themen­
schwerpunkte, „Alle arbeiten“, „Ver­
schiedene Arbeitswelten“, „Frau­
Mann­Kind“, „Arbeitslosigkeit“ und 
„Globalisierung“ sowie fotografische 
Beiträge zur Arbeitssituation im 
Kongo und auf den Philippinen 
behandelt. Für  ergänzende Diskus­
sionen und Workshops gibt es einen 
Vermittlungsdienst für Referent In­
nen oder Gäste aus Lateinamerika, 
Afrika, Asien oder Osteuropa.

Nähere Informationen über Preise 
etc.:

WELTHAUS
Tel.: 01/513 77 38
Fax: 01/513 33 58
e­mail: ref.mission@magnet.at

Eine Rezension von Klaus Edel eines Lehrbuchs „Zeit-Geschichte“ von Christian Sitte finden Sie auf unserer 
Homepage
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Eduard Fuchs

Tagungsbericht „Gewalt und Erinnerung“

Vom 26. –28. Oktober 1999 fand in St. Vir­
gil/Salzburg unter dem Titel „Gewalt und 
Erinnerung“ eine von der Abteilung für 
Politische Bildung (BMUK) in Koopera­
tion mit der Servicestelle für Politische 
Bildung veranstaltete Tagung des Re­
ferent Innenver mittlungsdienstes zur 
Zeit  geschichte statt. Im Mittelpunkt des 
Vortragsprogramms standen dabei die 
Themenkomplexe Enteignung, Zwangs­
arbeit, Restitution und Entschädigung. 

Warum Historikerkommis sionen?

In einem ersten Block unter dem Thema 
„Warum Historikerkom mis sio nen. Die 
aktuelle Debatte zur NS­Vergangenheit 
und der Stand der Forschung“ ging 
Jac ques Picard, Mit glied der unabhän­
gigen Exper ten kommission „Schweiz 
– Zweiter Weltkrieg“ auf den Mythos der 
Schweiz als bedrohte, widerstandsent­
schlossene «Schicksalsgemeinschaft» 
ein, um diesem die historische Ein­
sicht gegenüberzustellen, „dass der 
Krieg für den stark verflochtenen Klein­
staat in Europa auch jene große Anzahl 
von Ge schäfts chancen eröffnete, die 
die Schweiz als «Vorteilsgemeinschaft» 
erscheinen lassen“. Die Legende von 
der Schweizer Neu tralität im Zweiten 
Weltkrieg wird kontrastiert durch die ab 
1940 einsetzende Demobilisierung bei 
gleichzeitiger Ankurbelung der Indu­
strieproduktion, um so im Endeffekt als 
«Schonraum» für Verkehrsverbindungen, 
Fi nanz trans ak tionen, In dustrie güter­
ver kehr, Flucht kapi tal bewegungen 
und Lösegeldge schäfte zu fungieren. 
Angesichts des geno  zidalen Geschehens 
im nationalsozialistischen Deutschland 
hätte sich die zwingende moralische 
Notwendigkeit des Überdenkens von 
«neutralem Verhalten» ergeben müssen. 
So gesehen erhofft sich Picard von der 
Arbeit der Schweizer Historikerkom­
mission durch den damit verbundenen 
Er innerungsschub und die intensive 
Debatte über das Ge schichts bild in der 

Schweiz eine sehr viel breitere Ausein­
andersetzung mit der Vergangenheit, die 
weder in zeitlich­periodischer, noch in 
thematischer Hinsicht „stellvertretend“ 
an eine Kommission delegiert wer den 
dürfe. 

Wolfgang Dreßen von der Fach­
hochschule Düsseldorf thema ti sier te 
in seinem Beitrag „Die dauerhafte 
«Volksgemeinschaft». Die BRD und der 
Nationalsozialismus“ die fragwürdige 
Kontinuität des Rechts staates: Indem – 
abgesehen von den pogromartig erfolg­
ten „wilden Ari sie run gen“ – örtliche 
Finanzämter mit der Verwertung des 
enteigneten jüdischen Kapitals und 
Vermögens be fasst waren, Deportierte 
und Flücht linge als «eigentumslos» 
definiert wurden, erfuhr der Raub eine 
faktische Legalisierung. Das geschah 
per Ge richts beschluss und das Raubgut 
wurde an Sammelplätzen öffentlichen 
Versteigerungen zugeführt («Verstei­
gerungen aus nicht­arischem Besitz»), 
die sich eines regen Zustroms seitens 
breiter Bevölkerungsschichten erfreu­
ten. Der hohe Bekanntheitsgrad und die 
„Rechtmäßigkeit“ dieser Ent eignungs­ 
und Vertrei bungs praxis führte zu einer 
Quasi­Legitimation unrechten Handelns 
bei den Bür gerInnen. Gebremst wur­
den diese Möglichkeiten der privaten 
Bereicherung lediglich dort, wo «höhere 
Interessen» im Spiel waren, also bei 
Immobilien, größeren Industrie­ und 
Gewerbebetrieben und bei Kunstgegen­
ständen. Die bis zum heutigen Tag 
gängige Projektion des NS­Terrors auf 
den rechten Rand entlarvt sich nach 
Dreßen somit als probates Mittel, die 
scheinlegale Raubpolitik breiter Bevöl­
kerungsschichten zu entschuldigen. Die 
nach wie vor bestehende Sperre von ca. 
900.000 Akten in Deutsch land bietet so 
den Räubern und deren Nachkommen 
Schutz, während die Beraubten, De­
portierten und deren Nachkommen bis 
in die jüngste Vergangenheit mit einer 
sehr restriktiven Ent schädigungs­ und 

Restitu tionspraxis kon frontiert waren.
Entschädigung, Rehabilitierung 
oder „Wiedergutmachung“

In zweiten Block zum Thema „Entschä­
digung, Rehabilitierung oder «Wieder­
gutmachung»“? – Was tun? berichteten 
Hannah Lessing vom «Nationalfonds 
der Republik Österreich für die Opfer 
des Nationalsozialismus» und Sophie 
Lillie von der Anlaufstelle für jüdische 
Verfolgte in und aus Österreich über 
die Aktivitäten dieser beiden Initiativen. 

Der im Juni 1995 aus Anlass des 50. 
Jahrestags der Zweiten Republik einge­
richtete Nationalfonds hat den Auftrag, 
allen Menschen, die aus politischen, aus 
Gründen der Abstammung, Religion, Na­
tionalität, ihrer sexuellen Orientierung, 
aufgrund geistiger oder körperlicher 
Behinderung oder aufgrund des Vorwurfs 
von sogenannter „Asozialität“ verfolgt 
wurden, rasch und auf möglichst flexible 
und unkomplizierte Weise zu helfen. Er 
bezieht – erstmals in der Geschichte der 
Zweiten Republik und leider mit allzu 
großer Verspätung – alle Opfer national­
sozialistischen Unrechts ein und nimmt 
auch jene nicht aus, die, um der Verfol­
gung zu entgehen, ihre Heimat früh­
zeitig verlassen hatten. Bisher wurden 
bereits die Daten von rund 30.000 Perso­
nen aufgenommen, wobei es das Ziel der 
Mitar beiterInnen ist, Antragstellenden – 
soweit erforderlich – Hilfestellungen bei 
der Erfüllung der Formalerfordernisse 
anzubieten. Letztlich sind es aber relativ 
geringe Beträge, die hier zur Auszahlung 
kommen, wobei Hannah Lessing auch 
nicht verhehlte, dass aufgrund der sehr 
späten Einrichtung dieses Fonds die Zahl 
der möglichen Anspruchsberechtigten 
bereits stark reduziert ist und viele der 
Betroffenen schon alt und krank sind. 
Die Fondsmit arbeiterInnen versuchen 
diesem Sachverhalt zumindest durch die 
prioritäre Bearbeitung von Anträgen im 
Falle lebensbedrohender Krankheiten 
und großer persönlicher Not Rechnung 
zu tragen.

Die Anlaufstelle für jüdische NS­Ver­
folgte wurde vom Bundesverband der Is­
raelitischen Kultusgemeinden Österreichs 
im Juli 1999 gegründet und versucht, 
jüdische Verfolgte und deren Nach­
kommen bei der Geltendmachung von 
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Ent schädigungs­ und Restitutionsan­
sprüchen zu unterstützen. Auch an diese 
Stelle sind – sicherlich als Aus fluss der 
amerikanischen Sam mel klagen, der Ein­
richtung der Histo rikerkommission, der 
neu aufgeflammten Kunst raubdebatte 
sowie der in Aussicht gestellten Entschä­
digung von Zwangs arbeiterInnen – rund 
10.000 Anfragen eingegangen. Sophie 
Lillie hob in diesem Zusammenhang 
hervor, dass die bis in die 60er Jahre 
angelegten ca. 12.000 Akten im Wiener 
Archiv der Israelischen Kultusgemeinde 
den beschämenden bürokratischen Hür­
denlauf dokumentieren, um gestellte 
Anträge auf Haftentschädigungen, 
Opferrenten und Pensionsansprüche 
behördlicherseits zu hintertreiben. Es 
kann davon ausgegangen werden, dass 
„Wiedergutmachung“ bis in die jüngere 
Vergangenheit hierzulande bestenfalls 
als Geste der Großzügigkeit und nur in 
seltenen Fällen zugebilligt worden ist.

Gewalt und Erinnerung

Der dritte Block „Gewalt und Erinnerung. 
Enteignung, Entrechtung, Zwangsarbeit“ 
wurde von Irene Etzers dorfer vom Sena­
tsinstitut für internationale und inter­
disziplinäre Studien der Universität Wien 
eröffnet. Ihre unter den Titel „Arisiert. 
Eine Spu rensuche im Untergrund der 
Republik“ gestellten Ausführungen wid­
meten sich vor allem den „Ari sie run gen“ in 
Wien. Sie verwies auf die im Vergleich zum 
„Altreich“ äußerst zügige Abwicklung der 
„Ari sie run gen“. So wurden z.B. von den 
33.000 vor 1938 existierenden jüdischen 
Betrieben 7.000 bereits im Zuge der auf 
den „Anschluss“ folgenden, po gro mar­
tigen Ausschreitungen aufgelöst. Weitere 
5.000 wur den in der Folgezeit „arisiert“ 
und die restlichen 21.000 innerhalb 
von zwei Jahren liquidiert, sodass in 
Wien 1940 kein „jüdisches Vermögen“ 
mehr existierte. Auch wurden in Wien 
in dieser Zeitspanne mehr Wohnungen 
„arisiert“ als die Stadtverwaltung des 
„Roten Wien“ in der Zwischenkriegs­
zeit zu Bauen imstande gewesen war 
(ca. 60.000). Der Begriff „Arisierung“ 
umreißt dabei die zahlreichen, mehr 
oder weniger getarnten Raubzüge gegen 
jüdische Ver mögenswerte und zielte 
nicht unwesentlich auf eine Strukturbe­

rei ni gung der österreichischen 
Wirtschaft bei gleichzeitiger 
Be teilung „verdienter Partei­
genossen“ ab. Nur bei größe­
ren Unternehmen erfolgte die 
Abwicklung durch Banken, die 
solche Betriebe vorübergehend 
oder längerfristig übernahmen 
oder an andere Interessenten 
weiterverkauften. Bezeichnen­
derweise avancierte die Enteig­
nungs   praxis jüdischen Vermö­
gens in Wien zum Muster für das 
„Altreich“: in kaum zwei Jahren 
wurde in Wien umgesetzt, was 
in Deutschland zwischen 1933 
und 1938 nur schlep  pend voran­
gegangen war. Fest steht nach 
Etzers dorfer, dass „zwischen 
1933 und 1945 ein gigantischer, 
nur teilweise kontrollierter Ver­
mö gens transfer stattgefunden 
hat, wobei noch immer nicht detailliert 
erforscht ist, wo dieses Geld, diese Güter 
hingekommen sind und was von ihnen 
übrig blieb und in welchem Ausmaß die 
volkswirtschaftliche Basis der Zweiten 
Republik auf «arisiertem» Vermögen be­
ruhte“ – ganz abgesehen von den Fragen 
der politischen Hygiene im Umgang mit 
diesen „Ari sierungen“ nach 1945.

Margarethe Ruff aus Hohenems be­
richtete unter dem Arbeitstitel „Zwangs ­
arbeit am Lande. Das Beispiel Vorarl­
berg“ von ihren Aktivitäten, „Ostar bei­
terInnen“ aus den eroberten Gebieten 
der heutigen Ukraine und deren ehe­
malige Arbeits kollegInnen zu befragen 
und damit ein spätes Zeugnis über die 
aus ihrer Heimat verschleppten und 
unter sklavenähnlichen Arbeitsverhält­
nissen ausgebeuteten und weitgehend 
entrechteten Menschen abzulegen. Viele 
von ihnen waren nach ihrer Rückkehr 
zusätzlichen Willkürmaßnahmen des 
stalinistischen Systems ausgeliefert. So­
weit sie noch am Leben sind, führen sie 
größtenteils ein Leben in bitterer Armut. 
Margarethe Ruffs Engagement erfolgt 
ehrenamtlich – neben ihrem Lehrberuf. 
Soweit es ihr gelingt, noch lebende ehe­
malige „Ost arbeiterInnen“ finanziell zu 
unterstützen, geschieht dies auf Basis pri­
vater Spenden. Soweit Rechtsnachfolger 
ehemaliger Betriebe existieren, berufen 
sich diese im Regelfall auf den nach dem 

März 1938 gegebenen Annexionsstatus 
Österreichs … Umso beschämender 
somit auch der Hinweis Ruffs, dass allein 
das Faktum der „Wiedererinnerung“ 
durch eine Nachgeborene von vielen 
Befragten mit „Wiedergutmachung“ 
assoziiert wurde.

Franziska Becker, die als Ethnologin 
an der Humboldt­Universität in Berlin 
arbeitet, hat sich in ihren Forschungen 
mit den kulturellen Er inne rungs pro­
zessen an den Nationalsozialismus nach 
1945 befasst. In ihrem Beitrag skizzierte 
sie die umfassende Verstrickung großer 
Teile der Bevölkerung in verbreche­
rische Zusammenhänge, in die nicht 
nur private Nutznießer, sondern auch 
ein ganzes Geflecht von Institutionen 
involviert waren: Die von ihr unter­
suchten Restitutionsakten legen nicht 
nur offen, in welchem Umfang Finanz­
behörden oder Landratsämter, große 
Unternehmen oder mittelständische 
Betriebe an Enteignung und Zwangs­
verschleppung mitgewirkt haben. Die 
Akten belegen darüber hinaus, dass 
tendenziell eine ganze Gesellschaft und 
deren Institutionen aus der Diskrimi­
nierung, Vertreibung und Ermordung 
der Juden materiellen Nutzen gezogen 
hatte. Genau diese Erinnerung an eine 
schuldhafte Beteiligung wird nach 1945 
gegen den Willen der Nutznießer reakti­
viert, als Überlebende aus den Konzen­
trationslagern zurückkommen und nach 
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dem ihnen geraubten Vermögen forschen, 
als Resti tutionsbehörden mit den Ermitt­
lungen nach rückerstattungspflichtigen 
Sachen beginnen.

Zum Opfer-Täter-Diskurs der 
Zweiten Republik

Den Vortragsblock „Vergesslichkeit, 
Schlamperei oder Verdrängung – Der 
Lange Schatten der Vergangenheit“ 
eröffnete Brigitte Bailer­Galan da, Mit­
arbeiterin des Dokumen ta tionsarchivs 
des österreichischen Widerstands und 
Mitglied der Histo rikerkommission. 
Sie setzte sich dabei vor allem mit dem 
nach 1945 konstruierten Mythos von 
Österreich als erstem Opfer nationalso­
zialistischer Expansionspolitik und der 
damit verbundenen, weitreichenden 
Konsequenzen im Umgang mit Tätern 
und Opfern auseinander.

Das geschickte Ausnützen des durch 
die Moskauer Deklaration von 1943 
gegebenen Spielraums durch die Po­
litiker aller Parteien führte in letzter 
Konsequenz zu einer inflationären Aus­
weitung des Opferbegriffs: „Österreich 
als Staat, alle seine Bürger, ehemalige 
Wehr  machts angehörige, selbst die 
ehemaligen Nationalsozialisten wurden 
zu Opfern rigider alliierter Forderungen 
nach Bestrafung hochstilisiert.“ Im 
krassen Gegensatz dazu gerieten die 
tatsächlichen NS­Opfer zunehmend in 
Vergessenheit bzw. fielen sie einer kol­
lektiven Verdrängung bei gleichzeitiger 
Bagatellisierung des österreichischen 
Anteils an NS­Gewaltverbrechen anheim. 
Den von beiden Großparteien verfolgten 
wahlprag ma tischen Überlegungen in 
Bezug auf die Ausschöpfung des gewal­
tigen Wähler po  ten   zials an ehemaligen 
Nationalsozialisten hatte die relativ 
geringe Zahl an noch lebenden NS­
Opfern wenig entgegenzusetzen, sodass 
das Gros der österreichischen Politiker 
bis 1991 jede Verpflichtung zur Leistung 
von „Wiedergutmachungen“ grundsätz­
lich von sich weisen konnte. Der Kreis 
der nach dem Opfer fürsorgegesetz von 
1947 An spruchs  berechtigten wurde nur 
sehr zögernd ausgeweitet und in Hin­
blick auf die Höhe der Ansprüche an die 
Sätze der Kriegsopferfürsorge angepasst. 
Vertriebene oder frühzeitig Emigrier­

te – in der überwiegenden Mehrzahl 
österreichische Juden – konnten auf 
Basis der bestehenden Gesetzeslage 
überhaupt keine Forderungen geltend 
machen und diesbezügliche Vorstöße 
auf Gesetzesänderungen wurden mit 
dem Verweis auf die beengte Situation 
des Staatshaushalts abgetan. Im starken 
Gegensatz dazu wurden hingegen zahl­
reiche Anstrengungen unternommen, 
die durch die ohnehin zahme Entnazifi­
zierungsgesetzgebung erlittenen „Nach­
teile“ ehemaliger NS­ParteigenossInnen 
zu entschädigen und somit Entnazi fie­
rungs  folgen vorzeitig zu beenden.

Helga Embacher vom Institut für 
Zeitgeschichte der Universität Salzburg 
befasste sich in ihrem Impulsreferat mit 
dem Problemkreis „Wiedergutmachung 
in Österreich und die Angst vor den 
Juden“. Sie zeigte auf, dass durch den 
konstruierten Opfermythos die legiti­
men Forderungen nach „Wiedergutma­
chung“ und Vermögensrück stel lung von 
vorneherein geringe Reali sierungs chan­
cen hatten. Ganz im Gegenteil stell ten 
solche, von ehemaligen Opfern und den 
sie vertretenden Organisationen, allen 
voran dem World Jewish Congress (WJC), 
erhobenen Forderungen einen Störfaktor 
im Klima der österreichischen Verdrän­
gung und Beschönigung dar. Im Gegen­
satz zur Bundesrepublik Deutschland, 
die seit 1952 zu Reparationszahlungen 
an unterschiedliche Opfer und an den 
Staat Israel bereit war, verweigerte Öster­
reich als „erstes Opfer“ jede Form von 
„Wiedergutmachungs“­Zahlungen. Zwar 
kam es auf Druck der USA zu Verhand­
lungen mit jüdischen Organisationen. 
Öster reichi scher seits wurden diese 
jedoch nicht nur verschleppt, sondern 
es wurde parallel dazu versucht, Israel 
und jüdische Organisationen bzw. indi­
viduelle Opfer oder Vertreter der Wiener 
Israelitischen Kultusgemeinde für sich 
zu instrumentalisieren oder einen Keil 
zwischen Israel und unterschiedliche 
jüdische Organisationen zu treiben und 
jüdische Forderungen als schamlos und 
unseriös abzutun. Kultiviert wurde der 
Eindruck, dass „die Juden permanent 
Geld wollen“ und damit auch antisemi­
tische Gefühle wiederbelebt. Im Zuge 
des Erlasses zum 3. Rück stel lungsgesetz 
war eine starke Zunahme antisemiti­

scher Tendenzen zu beobachten und ein 
Großteil der Bevölkerung solidarisierte 
sich mit den „redlichen Ariseuren“ und 
es wurde unterstellt, dass das Rück stel­
lungsgesetz „Missbräuchen und Schwin­
deleien durch Emigranten“ Tür und Tor 
öffnen würde. Das Wort Emigrant mu­
tierte zum Schimpfwort, den jüdischen 
Emigranten wurde unterstellt, „im Aus­
land gut gelebt zu haben, während die 
Österreicher hungerten“ und es wurde 
das Vorurteil in die Welt gesetzt, Juden 
könn ten in Österreich steuerfrei leben. 
In Zusammenhang mit der Verhand­
lungstätigkeit des WJC wurden auch 
jüdische Weltverschwörungstheo rien 
wiederbelebt, bis hin zu Schuldzuwei­
sun gen an den WJC in Bezug auf an­
fängliche Misserfolge bei den Staatsver­
tragsverhandlungen und dem Vorwurf, 
die „Juden seien selbst schuld am 
Wiederaufleben des Antisemitismus“.

Als Reflex darauf verschlechterte sich – 
im Vergleich zur BRD und deren Bereit­
schaft zur „Wiedergutmachung“ – zuneh­
mend auch das Öster reichbild im Ausland 
und insbesondere in Israel. Embacher 
erinnerte in diesem Konnex schließlich 
an die Waldheim­Affäre, welche nur zu 
deut lich gemacht habe, wie leicht und 
schnell seitens der Politiker auf diese Vor­
urteilsstruktur zurückgegriffen werden 
konnte und bereits das Wort „Jüdischer 
Welt kongress“ starke Emotionen in der 
Bevölkerung auszulösen im Stande war. 

Der Wiener Historiker Peter Böh mer 
thematisierte in seinen unter den Titel 
„Wer konnte, griff zu. Über den Umgang 
mit NS­Vermögen nach 1945“ gestell­
ten Ausführungen die Aktivitäten des 
Krauland­Ministeriums zwischen 1945 
und 1949. Der ÖVP­Politiker Krauland 
und seine Beamten waren gleichermaßen 
für Opfer und Täter der NS­Zeit zustän­
dig – einerseits mitverantwortlich für die 
Ausarbeitung der Rück stel lungs gesetze, 
andererseits als oberstes Aufsichtsor­
gan über die rund 12.000 „öffentlichen 
Verwalter“ herrenlosen Vermögens. Es 
regelte auch die Rückgabe des Vermö­
gens politischer Organisationen und 
den sogenannten „Ver mö gens verfall“ bei 
Entnazifizierungsmaß nah men. Böhmer 
strich den skrupellosen Umgang der 
Nachkriegspolitiker der Regierungs­
parteien heraus. Im Rahmen diverser 
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Vereinbarungen kam es zur sukzessiven 
und proporzmäßigen Zuteilung von Ein­
flussbereichen und Ver mö gens werten, 
im Rahmen derer ÖVP, SPÖ und deren 
Vorfeldorgan isa tionen Kontrolle über 
Immobilien, Betriebe, Theater und 
Kinos erlangen konnten (z.B. das Eigen­
tum der „Deutschen Arbeitsfront“ mit 
über 200 Liegenschaften, der „Gauver­
lage“, der NS­Siedlungsgenos sen schaft 
„Neue Heimat“). Die Letztverant wor­
tung für diese Zutei lungs aktionen lag 
beim Krauland­Ministerium.

Damit nicht genug, schufen sich die 
Parteien spezifische „Rückgabegesetze“ 
und sogenannte „Restitu tionsfonds“ 
als Auffangorgani sa tionen für das Ver­
mögen, welches ab 1934 politischen 
Organisationen, Parteien, Gewerkschaf­
ten und Vereinen gestohlen worden 
war. Hier erfolgte die Zuteilung sehr 
unbürokratisch durch das Ministerium 
Krau land – im krassen Missver hältnis 
zur schikanösen und bürokratischen 
Vorgangsweise bei Rückstellungen. Im 
Gegensatz zu diesen proporzmäßigen 
Ver teilungsak tionen konnten z.B. die 
viel zu kurzen Antragsfristen für die Ver­
mö gensrück stel lung nur auf Druck der 
Alliierten verlängert werden, und die be­
raubten Opfer wurden, vor allem wenn 
die Parteien an einem Objekt interessiert 
waren, gezielt hingehalten (wie z.B. im 
Falle der Druckerei Waldheim­Eberle, 
wo den jüdischen Vorbesitzern letztend­
lich 16 Millionen statt der geschätzten 
60 Millionen Schilling zuerkannt wor­
den waren). Resümierend stellt Böhmer 
fest, dass gerade „die Geschichte des 
Krauland­Ministeriums stellvertretend 
für die politische Kultur der frühen 

Zweiten Republik sei – eine politische 
Kultur, in der das Unrecht der NS­Zeit in 
vielen Fällen fortgesetzt wurde“.

Georg Graf von der Universität 
Salzburg, derzeit auch als ständiger 
Rechtsexperte der österreichischen 
Historikerkommission tätig, versuchte 
unter dem Arbeitstitel „Das Recht auf 
Rückstellung. Bemerkungen zu einem 
schwierigen Verhältnis“ Einblicke in 
die „juridische Trickkiste“ der verant­
wortlichen staatlichen Institutionen 
zu geben. So war bereits die Ausformu­
lierung der Rück stel lungsgesetze sehr 
lückenhaft, was in der richterlichen 
Entscheidungspraxis zu Vorteilen für 
die Rückstellungspflich tigen und zu 
Nachteilen für Rückstel lungswerber 
führte. Des weiteren wies Graf darauf 
hin, dass der Personenkreis für mögliche 
Rückstellungsansprüche – entgegen 
den erbrechtlichen Gepflogenheiten des 
ABGB – klein gehalten wurde (nur Kin­
der, Großeltern und Geschwister). Auch 
wurden Rück stellungs for derungen auf 
zynische Weise geschmälert, indem den 
Antragstellenden die von den Nazis ein­
gehobene „Reichsfluchtsteuer“ von der 
Anspruchssumme abgezogen wurde, da 
sie ja „zum Nutzen des Antragstellers“ 
eingehoben worden sei. In diesem Sinne 
wirkte auch die in der Rechtsprechung 
vorgenommene Differenzierung zwi­
schen „red lichen“ und „unredlichen 
Ari seu ren“, wobei ersteren zugebilligt 
wurde, einen „marktüblichen Preis“ 
bezahlt zu haben und damit auch das 
Recht auf die Gewinne erlangt zu haben. 
Ebenso verweigerte der Staat im Falle 
zu niedrig bemessener Kauf sum men 
für Betriebe, Immobilien etc., den Diffe­

renzbetrag zum realen Wert zu erlegen 
und delegierte diese Kostenübernahme 
an Rück stellungsbewerber oder ­pflich­
tige. Schließlich entledigte sich der 
Staat der Rückstellungspflicht bei den 
vielen, von den „Ariseuren“ stillgelegten 
oder von den Nationalsozialisten im Sin­
ne der Strukturbereinigung liquidierten 
Betriebe, indem als Basis der Rückstel­
lung nur das definiert wurde, was nach 
1945 noch vorhanden war. 

Allein die große Anzahl der mit Rück­
stellungsfragen befassten Gesetze (40­
50) und Novellierungen sowie der lange 
Zeitraum (40er bis 90er Jahre) zeugen 
von der Problematik und Lückenhaftig­
keit der diesbezüglichen Gesetzgebung, 
wobei Graf das Hauptproblem in der 
langjährigen Weigerung des Staates 
Österreich sieht, selbst Verantwortung 
in Fragen der „Wiedergutmachung“ zu 
übernehmen und dies statt dessen als 
alleiniges Problem ehemaliger und nun­
mehriger Besitzer definiert zu haben.

Podiumsdiskussion 
„Zudecken – Aufdecken“

Als Abschluss der Tagung fand eine 
Podiumsdiskussion zum Thema „Me­
dien und Politik im Umgang mit der 
Vergangenheit“ statt, an der Ernst Ba­
cher vom Bundesdenkmalamt, Albert 
Müller vom Institut für Zeitgeschichte 
der Universität Wien, Thomas Trenkler 
von der Tageszeitung „Der Standard“ 
und Peter Lach nit vom ORF/Redaktion 
Diagonal, letzterer als Moderator, teil­
nahmen. Hier wurde deutlich, dass die 
im letzten Jahr vor allem in den Medien 
geführte Raubkunstdebatte eigentlich 
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nur die Spitze des Eisbergs eines längst 
notwendigen breiten gesellschaftlichen 
Diskurses darstellt. Im Unterschied 
zur Waldheim­Debatte zeichnet sich 
freilich eine breitere Beteiligung an 
dieser Diskussion ab, die bis hinein in 
die staatlichen Institutionen reicht. 
Andererseits war man sich darüber 
einig, dass die langen Schatten der 
Vergangenheit in den sehr restriktiven 
Rückstellungsgesetzen nicht „aufge­
hellt“ worden sind. Der größte Raub in 
der österreichischen Geschichte betraf 
ja nicht nur einige wenige Kunstwerke, 

sondern in der Hauptsache Wohnungen, 
Liegenschaften, Firmen und Mobilien. 
Das wenigste davon ist nach 1945 wirk­
lich zurückgestellt worden. Thomas 
Trenkler betonte, dass der anfängliche 
Elan im Umgang mit dem Thema 
Raubkunst recht schnell verflogen ist. 
Es war, so verteidigte sich Bacher, nicht 
abzusehen, dass die Klärung strittiger 
Eigen tumsfragen derart umfangreiche 
Recherchen erforderlich machen wür­
de. Und er musste einräumen, dass die 
Museen spät, zu spät begonnen hatten, 
ihre eigene Vergangenheit zu beleuch­

ten. Albert Müller wies mit Nachdruck 
darauf hin, dass die Aufrechnung von 
Leid eine subtile Strategie der Abwehr 
darstellt. Eine differenzierte Betrach­
tungsweise diverser Opfergrup pen in 
der Nachkriegszeit sei notwendig, um 
die Verantwortlichkeit der österreichi­
schen Gesellschaft im Umgang mit den 
Verfolgten richtig gewichten zu können.

Einige Hyperlinks zu den behandelten 
Themen finden Sie in unserer Home­
page (http://www.univie.ac.at/wirt­
schafts geschichte/vgs).
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